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(Geschworenen- und Schöffengesetz 
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schöffen 
- GSchG); 

Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, den 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die Berufung der Ge­

schworenen und Schöffen (Geschworenen- und Schöffenge­

setz - GSchG) samt Erläuterungen zu übersenden, und er­

sucht, dazu bis 

6. November 1989 
• & .0_ IJI.I t r . ..  sn 11 Ir 11 I 

Stellung zu nehmen. Falls bis zu diesem Termin keine 

Stellungnahme einlangt, wird angenommen werden, daß keine 

Bedenken gegen den Entwurf bestehen. 

Überdies wird ersucht, gemäß einer Entschließung 

des Nationalrats 25 Ausfertigungen der Stellungnahme dem 

Präsidium des Nationalrats zu übersenden und dies dem 

Bundesministerium für Justiz mitzuteilen. 

fÜldi�! 
der A . 

: 

12. September 1989 

Für den Bundesminister: 

M i k l a u  
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Bundesgesetz vom XX. XX. XXXX Über die Berufung 

der Geschworenen und Schöffen 

(Geschworenen- und Schöffengesetz - GSchG 1990 ) 

Der Nationalrat hat beschl ossen : 

Persönliche Voraussetzungen der Berufung 

§ 1 .  Das Amt eines Geschworenen oder Schöffen ist ein Ehrenamt, 

zu dem österrei chische Staa tsbürger mi t ordentl i chem Wohnsi tz im Inl and 

zu berufen sind , die zu Beginn des Jahres, in dem sie tätig werden 

sol len ,  das 25. , ni cht aber das 65. Lebensjahr vol l endet haben . Die 

Ausübung des Amtes eines Geschworenen oder Schöffen ist al l gemeine 

Bürgerpfl i ch t . 

§ 2. Vom Amt eines Geschworenen oder Schöffen sind Personen 

ausgeschl ossen , 

1 9 59H 

1 .  die infolge ihrer körperl i chen oder geistigen Verfassung die 

Pfl i ch ten des Amtes nicht  erfüllen können , 

2. die der Gerich tssprache ni cht so wei t mächtig  sind , daß sie 

dem Gang einer Verhandlung verläßl i ch zu folgen vermögen , 

3 .  die geri ch t l i che Verurtei lungen aufweisen , di e nicht der 

beschränkten Auskunft aus dem Strafregister un terl iegen , oder 

4 .  gegen die ein Strafverfahren wegen des Verdach tes einer 

geri chtl i ch strafbaren Handlung anhängig  ist , die von Amts 

wegen zu verfolgen und mi t mehr als sechs Mona ten 

Freiheitsstrafe bedroh t ist . 
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§ 3 .  Als Geschworene oder Schöffen sind ni ch t  zu berufen : 

1 .  der Bundespräsiden t , 

2. die Mi tgl i eder der Bundesregierung , einer Landesregierung 

sowie der geset zgebenden Körperschaften des Bundes und der 

Länder , 

3 .  Geis t l i che der gese t z l i ch anerkannten Ki rchen und 

Rel igionsgemeinschaf ten sowie Ordenspersonen , 

4 .  Rich ter,  Notare , Rechtsanwäl te und andere in  die 

Verteidigerl iste eingetragene Personen sowi e Bewährungshelfer , 

5. Bedienstete der Bundesministerien für Inneres und für Just i z  

sowi e deren nachgeordneter Dienststel len . 

Befreiungsgründe 

§ 4 .  Vom Amt eines Geschworenen oder Schöffen sind auf Antrag 

für einen Zei traum von höchstens zwei Jahren ( Gel tungsdauer der 

Jahreslisten nach § 1 2  Abs . 2) zu befreien : 

1 959H 

1 .  Personen , die während der Gel tungsdauer der vorangegangenen 

Jahresl isten ihrer Berufung als Geschworene oder Schöffen 

nachgekommen sind; 

2. Personen , bei denen di e Erfül lung ihrer Pfl i ch t  als 

Geschworene oder Schöffen mi t einer unverhäl tnismäßigen 

persön l i chen oder wi rtschaf t l i chen Belastung für sie selbst 

oder Dri t te oder mi t einer schwerwiegenden und nich t  anders 

abwendbaren Gefährdung öffent l i cher Interessen verbunden wäre . 
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Verfahren der Gemeinden 

§ 5. ( 1 )  Der Bürgermeister oder sein  Vertreter hat jedes z we i te 

Jahr in  öffent l i cher , zuvor i n  ortsübl i cher Weise ,  jedenfalls aber durch 

öffent l i chen Anschl ag,  kundzumachender Si tzung aus der Wählerevidenz (§ 1 

des Wählerevidenzgesetzes 1 973 , BGBl . Nr . 601) die Namen von fünf ( i n  

Wien zehn ) von tausend der darin enthal tenen Personen durch ein 

Zufallsverfahren zu ermi t teln . Di ese Auslosung kann durch ein 

automati onsunterstütz tes Da tenprogramm oder auf eine andere , wi l lkürl i che 

Beeinflussung ausschließende Weise erfolgen . Personen , die die 

Voraussetzungen des § 1 nicht  erfül len ,  sind sogleich auszuscheiden . 

( 2) Der Bürgermeister hat ein fortl aufend numeriertes 

Verzeichnis der ausgelosten Personen in einem allgemein zugängl i chen Raum 

der Gemeinde mindestens ach t  Tage l ang zur öffen t l i chen Einsi ch t  

aufzulegen . Es ha t Vor- und Fami l iennamen , Geburtsda tum und Wohnanschrift 

der eingetragenen Personen zu en thal ten . Die Auflegung des Verzeichni sses 

ist vorher in ortsübl i cher Weise ,  jedenfalls aber durch öffen t l i chen 

Anschlag, kundzutun . Die Kundmachung hat eine Belehrung über das 

Einspruchsrecht und die Gel tendmachung von Befreiungsgründen zu enthal ten . 

( 3 )  Jedermann kann i nnerhalb  der Aufl egungsfrist wegen der 

Eintragung von Personen , die die persönlichen Vorausse tzungen für das Amt 

eines Geschworenen oder Schöffen (§§ 1 bis 3 )  nicht  erfüllen ,  schrift l i ch 

oder zu Protokol l  Einspruch erheben . Die eingetragenen Personen können 

überdies in gleicher Weise Befreiungsgründe (§ 4 )  gel tend machen . 

( 4 )  Der Bürgermeister sol l  nach der öffen t l i chen Auflegung des 

Verzeichnisses bei ausgelosten Personen , bei denen das Vorl i egen einer 

persön l i chen Voraussetzung der Berufung zweifelhaft erschein t ,  nach 

allenfalls  durchgeführten Erhebungen en tsprechende Bemerkungen anbringen . 

1959H 
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(5) Einsprüche , Befreiungsanträge und Bemerkungen sind in einem 

Protokol l fortlaufend zu numeri eren und im Verzei chnis ersichtl ich zu 

machen . 

§ 6. In Gemeinden , die nicht Städte mi t eigenem Statut sind , hat 

der Bürgermeister das Verzeichnis unter Anschl uß al ler Schriftstücke , die 

si ch auf Einsprüche , Befreiungsanträge und Bemerkungen beziehen , 

spätestens im September des Jahres der Ausl osung der 

Bezirksverwal tungsbehörde einzusenden . 

Verfahren der Bezirksverwaltungsbehörden 

§ 7. ( 1 ) Die Bezirksverwal tungsbehörde prüft die von den 

Gemeinden einl angenden Verzei chnisse und ste l l t  diese dem Bürgermeister 

zur Berichtigung und Wiedervorlage binnen angemessener Frist zurück , wenn 

sie Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschri ften über die Anlegung oder 

sonstige Mängel wahrnimmt. 

( 2 )  Kommt ein Bürgermeister den ihm obl iegenden Verpfl i chtungen 

ni cht fristgerecht nach , so kann die Bezi rksverwaltungsbehörde die 

rückständige Amtshandl ung durch ihre Organe auf Kosten der säumigen 

Gemeinde vornehmen . 

§ 8 .  Die Bezi rksverwal tungsbehörde holt  Strafregisterauskünfte 

über die ausgel osten Personen ein und unterri chtet diese allgemein über 

die mi t dem Amt eines Geschworenen oder Schöffen verbundenen Rechte und 

Pfl ichten sowie über die Vorschri ften der §§ 1 bis 4 .  

1959H 
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§ 9 .  ( 1) Die Bezi rksverwal tungsbehörde erkennt mi t Bescheid über 

Einsprüche und Befreiungsan träge sowi e über den Ausschluß von Personen 

nach § 2 Z 3 .  Hat der Bürgermeister bei einer ausgelosten Person 

Bemerkungen angebracht ( §  5 Abs . 4 ) , so kann die 

Bezirksverwal tungsbehörde,  al l enfalls nach von ihr selbst durchgeführten 

oder der Gemeinde aufgetragenen Erhebungen , mi t Bescheid feststel len ,  daß 

eine persönl i che Voraussetzung der Berufung fehl t .  

( 2 )  Gegen einen Bescheid nach Abs . l steht dem Betroffenen und 

dem Einspruchswerber das Rechtsmi t tel der Beschwerde an den Präsiden ten 

des örtl i ch zuständigen , in S trafsachen tätigen Geri ch tshofes erster 

Instanz zu . Die Beschwerde i s t  bi nnen 14 Tagen bei der 

Bezirksverwal tungsbehörde einzubringen . 

( 3 )  Die auf Grund rechtskräftiger Bescheide ausgeschlossenen 

oder befrei ten Personen sind i m  Verzei chnis  zu strei chen . 

§ 1 0 .  Di e Bezirksverwal tungsbehörde übersende t die Verzeichni sse 

samt erhobenen Beschwerden und noch zu beurtei l enden Bemerkungen der 

Bürgermeister dem Präsidenten des ört l i ch zuständigen , in Strafsachen 

tätigen Gerichtshofes erster Instanz . 

Verfahren in Städten mit eigenem Statut 

§ 1 1 .  ( 1 ) In Wien sind die ausgelosten Personen nach ihrer 

Wohnanschrift in Bezirksverzei chnisse aufzunehmen , die im jewe i l i gen 

Gemeindebezi rk zur Einsicht aufzul egen sind ( §  5 Abs . 2) . In den Städ ten 

mi t eigenem Statu t ,  deren Stadtgebiet  in Bezirke untertei l t  ist , kann der 

Bürgermeister einen sol chen Vorgang anordnen . 

1959H 
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(2) Die Prüfung des Verzei chnisses ( der Bezi rksverzeichni sse ) 

obl iegt dem Magistrat . Stel lt  der Magistrat Verstöße gegen die 

gesetzl i chen Vorschriften oder andere Mängel fest, so veranl aßt der 

Bürgermeister die Beri chtigung des Verzei chnisses . 

(3) Der Bürgermeister kann i m  Fal l  des § 5 Abs . 4 eine 

ausgeloste Person mit Bescheid ausschli eßen (§ 9 )  oder bloß Bemerkungen 

anbringen . 

(4) Die weiteren Aufgaben der Bezi rksverwaltungsbehörde (§§ 8 

bis 10) obl iegen in  Städten mit eigenem Statut dem Bürgermeister . 

Verfahren bei Gericht 

§ 12. (1) Der Präsident des in Strafsachen tätigen Geri chtshofes 

erster Instanz entscheidet über Beschwerden (§§ 9 Abs . 2, 11 Abs . 3) und 

veranl aßt eine allenfal l s  erforder l i che Beri chtigung der Verzei chnisse . 

(2) Für eine Gel tungsdauer von zwei Jahren bi lden die 

Verzeichnisse der Gemeinden ( Gemeindebez i rke ) der näheren Umgebung des 

Amtsgebäudes des Geri chtshofes di e Jahresergänzungsl i ste , die übrigen 

Verzeichnisse die Jahreshauptl iste . Näheres hat der Bundesminister für 

Justi z durch Verordnung zu bestimmen . 

§ 13. (1) Vor Beginn der Gel tungsdauer der Jahresl iste bi ldet 

der Präsident des Geri chtshofes erster Instanz spätestens in  der ersten 

Dezemberwoche i n  öffentl i cher , durch Öffentl i chen Anschlag 

kundzumachender Si tzung durch Ausl osen aus den Jahresl isten zunächst die 

Dienstl isten (Haupt- und Ergänzungsl iste ) der Geschworenen und sodann 

jene der Schöffen , die jeweils für das erste Jahresviertel der beiden 

folgenden Jahre gel ten . Die Dienstl isten für die weiteren Jahresviertel 

sind entweder in derselben oder in weiteren Si tzungen , die spätestens 

vier Wochen vor Beginn des jeweiligen Jahresviertels des ersten Jahres 

der Geltungsdauer abzuhal ten sind , durch Ausl osen zu bilden . 

1 959H 
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(2) Von den Si t zungen zur Bildung der Diens t l i s ten sind der 

Landeshauptmann , di e Staatsanwal tschaft und die Rechtsanwal tskammer wegen 

der Entsendung eines Vertreters zu verständigen . Die Vertreter der 

S taatsanwal tschaf t  und der Rech tsanwa l tskammer können i n  der Si tzung 

gegen die Aufnahme von Personen in eine Dienstl iste wegen Fehl ens einer 

persön l i chen Voraussetzung Einspruch erheben . Über Einsprüche sowie über 

Befreiungsanträge , die nach Übersendung der Verzei chnisse gestel l t  

werden , entscheide t der Präsiden t des Geri chtshofes mi t Bescheid . Gegen 

die Abweisung des Antrages s teh t dem Einspruchswerber die sofort zu 

erhebende Beschwerde an den Präsidenten des Gerichtshofes zwei ter Instanz 

zu . 

(3) Der Präsident des Gerich tshofes kann auch von Amts wegen 

erheben, ob bei einer der für die Jahres- oder Diens t l i s ten ausgelos ten 

Personen die persön l i chen Voraussetzungen der Berufung vorliegen; er hat  

so  vorzugehen, wenn ihm Umstände , die daran zweifeln l assen , auf andere 

Weise als durch einen Einspruch zur Kenntnis gelangen . 

Erforderl i chenfa l l s  hat er die betroffene Person mi t Bescheid aus der 

Dienstliste zu streichen . 

( 4 )  In die Hauptdi ens t l isten sol len mindestens um die Häl fte 

mehr Personen aufgenommen werden als nach der voraussich t l i chen Anzahl 

der Verhandl ungstage erforderl i ch sind , wenn jeder Geschworene und 

Schöffe an fünf Verhandlungstagen im Jahr zum Dienst herangezogen wi rd . 

Die  Zahl der in die Ergänzungsdiens t l i sten einge tragenen Personen sol l  

annähernd der Hälfte der Zahl der i n  die Hauptdienst l i sten aufgenommenen 

entsprechen . Jede Person darf nur in eine Dienstliste ( Haupt- oder 

Ergänzungsliste)  aufgenommen werden . 

( 5 ) Enthäl t eine Diens t l iste infolge nachträgl i cher S trei chungen 

nich t  mehr die erforderl i che Anzahl an Personen oder ist  sie sonst 

vorzei tig  erschöpft ,  so ist  sie vom Präsidenten des Geri chtshofes erster 

Ins tanz durch neuerl i ches Auslosen aus der entsprechenden Jahresl i s te zu 

ergänzen . Ist auch diese erschöpft , so sind die Geschworenen oder 

Schöffen nach der ursprüngl i chen Rei henfolge der Diens t l i ste neuerl i ch 

zum Dienst heranzuziehen . 

1 9 59H 
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§ 14. ( 1 )  Die Geschworenen und Schöffen sind in  der Reihenfolge 

der Dienstl i sten mit der Ladung zur ersten Hauptverhandlung zu ihrem Amt 

zu berufen . Hiebei sind ihnen womögl i ch auch schon die weiteren 

Verhandlungstage bekanntzugeben, an denen sie im ersten Jahr zum Dienst 

herangezogen werden sol len, und eine eingehende Belehrung über die mit 

dem Amt eines Geschworenen oder Schöffen verbundenen Rechte und Pfl i chten 

zu ertei l en .  

(2 )  Ladungen sind den Geschworenen und Schöffen zu  eigenen 

Handen und tunl i chst ni cht später als vierzehn , Tage vor der ersten 

Verhandlung zuzustellen .  In der Ladung sind sie über die persönl i chen 

Voraussetzungen der Berufung ( §§ 1 bis 3 ) ,  die  Befreiungsgründe ( §  4 )  und 

die gesetzl i chen Ausschl ießungs- und Ablehnungsgründe (§§ 67 , 68 , 7 1  

erster Satz und 7 2  StPO) zu belehren.  Sie sind aufzufordern, sol che 

Umstände gegebenenfal ls sofort dem Geri cht schriftl i ch anzuzeigen . Ferner 

sind sie auf die Fol gen eines Ausbleibens aufmerksam zu machen . 

( 3 )  Die Geschworenen und Schöffen sind i n  jedem der bei den Jahre 

zum Dienst an höchstens fünf Verhandlungstagen heranzuziehen .  Sie  sind 

aber verpfl i chtet, i hre Tätigkeit  jedenfal l s  bis zum Schluß einer 

begonnenen Verhandlung fortzusetzen. § 13 Abs . 5 l etzter Satz bleibt 

unberührt . 

( 4 )  Ein Ergänzungsgeschworener oder Ergänzungsschöffe tritt an 

die Stelle  eines Hauptgeschworenen oder Hauptschöffen, wenn di eser der 

Ladung keine Folge leistet oder sonst an der Verhandlung ni cht tei l nehmen 

kann, ohne daß ein anderer Hauptgeschworener oder Hauptschöffe 

rechtzeitig (Abs . 1 )  verständigt werden könnte . 

1 959H 
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§ 15. ( 1) Wird das Fehlen einer persönl i chen Voraussetzung der 

Berufung erst nach Bi ldung der Dienstl i sten bekannt oder ein 

Befreiungsgrund erst nach diesem Zei tpunkt geltend gemacht, so 

entscheidet darüber der Vorsitzende des Schwurgeri chtshofes oder 

Schöffengerichtes mi t Beschluß . Wird ein sol cher Beschluß außerhalb der 

Hauptverhandlung gefaßt, so steht dem Betroffenen die binnen 14 Tagen 

beim Vorsitzenden einzubringende Beschwerde an den Präsidenten des 

Gerichtshofes zu . 

( 2 )  In der Hauptverhandlung können der Angeklagte und der 

Staatsanwal t  bis zum Beginn der Vernehmung des Angekl agten über den 

Inhalt der Ankl age die Amtsenthebung eines Geschworenen oder Schöffen 

beantragen ,  wenn sie umstände darlegen , die geeignet sind ,  eine 

persönli che Voraussetzung der Berufung des Geschworenen oder Schöffen i n  

Zweifel zu ziehen . Über diesen Antrag entscheidet der Vorsitzende mi t 

Beschluß, al lenfalls  nach Unterbrechung der Hauptverhandlung und 

sofortiger Durchführung einfacher Erhebungen . 

( 3 )  Ein nach Abs . 1 oder 2 in  der Hauptverhandlung gefaßter 

Beschluß ist zu verkünden . Gegen ihn stehen dem Geschworenen oder 

Schöffen sowie dem Angekl agten und dem Staatsanwalt die sofort zu 

erhebende Beschwerde an den Präsidenten des Geri chtshofes zu , der 

unverzügl i ch zu entscheiden hat . 

( 4 )  Ein des Amtes enthobener Geschworener oder Schöffe ist aus 

der Dienstl iste zu strei chen , ein befreiter nur dann,  wenn sich der 

Befreiungsgrund auf die gesamte verbleibende Gel tungsdauer der 

Dienstliste erstreckt . 

1959H 
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§ 1 6 .  (1 ) Über einen Geschworenen oder Schöffen , der einer 

Verhandlung fernbleibt oder sich in anderer Weise seinen Obl i egenhei ten 

entzieht, ohne ein unabwendbares Hindernis  zu beschei nigen , verhängt der 

Vorsi tzende eine Ordnungsstrafe bis zu 10 000 S ,  enthebt ihn seines Amtes 

und streicht ihn aus der Di enstl i ste . Überdies kann einem sol chen 

Geschworenen oder Schöffen der Ersatz der Kosten einer durch sein  

Verhal ten vereitelten oder ergebnisl os verl aufenen Verhandlung auferlegt 

werden . Eine Umwandlung der Geldstrafe in eine Ersatzfreiheitsstrafe i m  

Fal le der Uneinbringl i chkeit  findet nicht statt . 

( 2 )  Gegen einen Beschluß nach Abs . 1 kann der Geschworene oder 

Schöffe binnen vierzehn Tagen beim Vorsitzenden Einspruch erheben und 

u�ter Bescheinigung, daß ihn ein unabwendbares Hindernis  vom Erschei nen 

abgehalten habe oder daß die ausgesprochene Strafe oder der ihm 

auferlegte Kostenbetrag unri chtig bemessen sei oder n i cht i m  ri chtigen 

Verhäl tnis zu seinem Versäumnis  stehe , die Aufhebung des Beschlusses oder 

eine Minderung der Strafe oder des Kostenbetrages beantragen . 

( 3 ) Gegen die Entscheidung über einen Einspruch nach Abs . 2 i st 

ein Rechtsmi ttel nicht zul ässig .  

§ 1 7 .  Die Ansprüche der Geschworenen und Schöffen auf Gebühren 

sind im Gebührenanspruchsgesetz 1 975 geregel t .  

Sonderbestimmungen für Jugendstrafsachen 

§ 1 8 . (1 ) Geschworene und Schöffen in Jugendstrafsachen mussen 

die Voraussetzungen der §§ 1 bis 3 erfül len und sol len im Lehrberuf, als 

Erzieher oder i n  der öffentl i chen oder privaten Jugendwohl fahrt oder 

Jugendbetreuung tätig sein  oder tätig gewesen sein  (§ 28 JGG ) . 

1 9 59H 
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( 2 )  Spätestens im  September eines jeden zweiten Jahres holt der 

Präsident des Jugendgeri chtshofes Wien zur Bi ldung der Jahresl i sten für 

Jugendstrafsachen Vorschläge des Stadtschul rates für Wien , des Wiener 

Jugendamtes und der Wiener Jugendgeri chtsh i l fe ein . Die Präsidenten der 

übrigen mit Jugendstrafsachen befaßten Geri chtshöfe erster Instanz holen 

Vorschl äge der Landesschulbehörde ( des Landesschulrates) ,  des 

Landesjugendamtes , wenn sich am Si tz des Geri chtshofes ein städti sches 

Jugendamt befi ndet, auch von diesem, und a l l enfal ls von wei teren , durch 

Verordnung zu bezeichnenden Stel len ein . 

( 3 )  Die Vorschl äge haben Vor- und Fami l i ennamen , Geburtsdatum, 

Wohnanschri ft und Berufsbezei chnung der namhaft gemachten Personen zu  

enthal ten . 

( 4 )  Die Jahresergänzungsl iste enthäl t die in der näheren 

Umgebung des Amtsgebäudes des Geri chtshofes wohnenden , in die Vorsch l äge 

aufgenommenen Personen , die Jahreshauptl iste al l e  übrigen . Näheres hat 

der Bundesminister für Justi z durch Verordnung zu besti mmen . 

( 5 )  Für das wei tere Verfahren gel ten die Bestimmungen der §§ 13 

bis 17 sinngemäß mit der Maßgabe , daß einheitl i che Dienstl isten für 

Geschworene und Schöffen zu bilden sind . 

Anwendung der Verfahrensgesetze 

§ 1 9 .  Soweit in diesem Bundesgesetz ni chts anderes bestimmt ist , 

sind auf das Verfahren der Verwal tungsbehörden nach diesem Bundesgesetz 

die Bestimmungen des Al lgemeinen Verwal tungsverfahrensgesetzes , auf das 

geri chtl i che Verfahren die Bestimmungen der Strafprozeßordnung 1 9 7 5  

anzuwenden . 

1 959B 
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Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 20 . ( 1 )  Dieses Bundesgeset z  tri t t  mi t 1 .  Jänner 1991  in  Kraft . 

( 2 )  Die Bestimmungen der §§ 1 bis 1 3 ,  18 und 1 9  treten i nsowei t 

mi t 1 .  Jul i  1 990  in  Kraft , als die Verzeichnisse und Listen für die Jahre 

1991  und 1 992 berei ts auf Grund dieses Bundesgeset zes zu erstel l en sind . 

( 3 )  Mi t dem Inkraft treten dieses Bundesgeset zes tri t t  das 

Bundesgesetz  vom 13 . Juni 1 94 6 ,  BGB l . Nr . 135 ' , über die B i l dung der 

Geschwornen- und Schöffenl isten ( Geschwornen- und Schöffenlistengese t z )  

in  seiner gel tenden Fassung außer Kraft . 

( 4 )  Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset zes können berei ts 

von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden . Sie dürfen 

frühestens mi t 1 .  Jänner 1 991 , sowei t sie sich aber auf die Erstel lung 

der Verzeichnisse und Listen beziehen , frühestens mi t 1 .  Jul i  1 990 in  

Kraft treten . 

( 5) Verweisungen in  diesem Bundesgesetz  auf andere 

Rechtsvorschriften des Bundes sind als Verwei sungen auf die jeweils  

gel tende Fassung zu  verstehen . Wird in  anderen Bundesgesetzen auf 

Bestimmungen verwiesen , an deren Stelle mi t dem Inkraft treten dieses 

Bundesgesetzes neue Bestimmungen wirksam werden, so sind diese 

Verweisungen auf die en tsprechenden neuen Bestimmungen zu beziehen . 

§ 21 . Mit der Vol l z iehung dieses Bundesgesetzes sind betrau t : 

1 .  hinsich t l i ch der §§ 1 bis 4 und 1 9  die Bundesminister für 

Inneres und für Justiz  je nach ihrem Wirkungsberei ch ,  

2. hinsi cht l i ch der §§ 5 b i s  1 1  der Bundesminister für Inneres, 

3 .  hinsich t l i ch der §§ 12  bis 18 der Bundesminister für Just i z  . 

. 1 959H 
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VORBLATT 

Probleme und Ziele der Ges etzesinitiative : 

Nach dem gel tenden Geschwornen- und Schöffenl istengesetz  sind i m  

Abstand von vier Jahren al le  Personen , d i e  zum Amt eines Geschworenen 

oder Schöffen berufen werden können , in Url isten zu erfassen , aus denen 

Kommissionen jährl i ch "besonders geei gnete" PeI;sonen auswählen und den 

Gerichten melden , bei denen dann durch Auslosen die Diens t l isten gebi ldet 

werden . Gegen dieses Auswahl verfahren bestehende verfassungsrechtl i che 

und rechtspoli t i sche Bedenken sol l en ausgeräumt und der dami t verbundene ,  

sehr große Verfahrensaufwand sol l  wesent l i ch verringert werden . Da die 

letz ten Url i sten im Jahre 1986  für den Zei t raum bis einschl i eßl i ch 1990 

erstel l t  wurden , sol l  die Erfassung der Geschworenen und Schöffen nach 

den vorgeschlagenen neuen Bestimmungen erstmals ab Mi t te des Jahres 1990 

für die Jahre 1 991 und 1992 erfolgen . 

Die Ausschl ießungs- und Befreiungsgründe sowie der Kreis der 

nich t  zu berufenden Personen sol l en heute maßgebenden gesel lschaftl i chen 

Auffassungen angepaßt werden . 

Grundzüge der Problemlösung : 

Unter Entfa l l  sämtl icher Kommissionen sol l  die Berufung der 

Geschworenen und Schöffen künfti g  für jeweils  zwei Jahre nach dem 

Zufal l sprinzip erfolgen , wobei zunächst ein geringer Bruchtei l ( 0 , 5 % ,  in  

Wien 1 %) der i n  den Wählerevi denzen enthal tenen Personen ausgelost 

werden sol l . Die Mög l i chkei ten der automati onsunterstütz ten 

Datenverarbe i tung sol len so weit wie mögl i ch genützt  werden . 

.l95�H 

244/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)16 von 149

www.parlament.gv.at



- 2 -

Alternativen: 

Keine 

Kosten: 

Die Gesetzwerdung wird keinen zusätz l i chen Kostenaufwand 

erfordern . Vi elmehr werden die vorgeschl agenen einfacheren 

Verfahrensabl äufe eine beträch t l i che Verminderung des bisherigen 

Verwal tungsaufwandes mit si ch bringen . 

1959H 
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Erläuterungen 

Al lgemeines 

I .  Die im Artikel 91 B-VG vorgesehene Mi twirkung des Volkes an 

der Rechtsprechung bilde t  ein wi ch t i ges demokratisches Element der 

Bundesverfassung. Die Betei l i gung von Geschworenen und Schöffen an der 

Rechtsprechung in S trafsachen stel l t  ein Bindeglied zwischen der 

Täti gkei t der Berufsrich ter und dem Vol k  dar ,  das mi t den besonderen 

straf juristischen Betrach tungsweisen weni g  vertraut ist . Das 

Zusammenwi rken von berufsmäßig tätigen und von ehrenamt l i chen Ri chtern 

aus dem Vol k  unterstrei cht die hohe Verantwor tung, die mi t der 

Verhandlung und Entscheidung schwerer Straffäl le  verbunden ist . Es stärkt 

das Vertrauen der A l l gemei nhei t in die Rech tsprechung und i hre 

Unabhängi gkei t  selbst dor t ,  wo es im Einzelfa l l  zum Gegenstand 

kon troverser öffent l i cher Diskussi on wird . In diesem Zusammenhang bedarf 

das Auswahl verfahren zur Berufung von Geschworenen und Schöffen der 

Aufmerksamkei t des Gesetzgebers . 

Das i n  seinen Grundzügen zum Tei l  auf das Jahr 1 8 73 

zurückgehende Geschwornen- und Schöffenl istengesetz  vom 13 . Juni 1 946 , 

BGBI . Nr . 135 ,  ist in vieler Beziehung erneuerungsbedürftig . Insbesondere 

entsprich t  das vorgeschriebene mehrstufige und äußerst aufwendi ge 

Verfahren zur Auswahl derjeni gen Personen , die  als Geschworene und 

Schöffen in Strafsachen zu berufen sind, nicht mehr dem S t i l  und den 

Mögl i chkei ten einer modernen , auf Sparsamkei t  und Zweckmäßigkei t 

bedachten Verwal tung .  Die Mi twirkung der Gemei nde- und 

Bezirkskommissionen , die nach den jewei l i gen Kräfteverhäl tnissen der 

pol i tischen Parteien zu besetzen sind , an diesem Auswahl verfahren erweckt 

überdies den Anschein , daß pol i tische Organisa tionen zumindest indirekt 

Einfluß auf die unabhängige Rechtsprechung nehmen könnten . Auch wenn eine 

Beeinfl ussung d8r R8chtsprechung im Einzelfa l l  schon auE�rund ner 

Auslosung dEr Dienstl isten -ehrenamtl icher -Ri chter durch dEn Präsi.denten 

des {;erichtshoEes erster Znstanz ausgeschl ossen ist , muß doch der äußere 

1959H 
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Anschei n  bei der Vorauswahl der heranzuziehenden Personen mi tbedach t 

werden . Zudem sind die erwähnten Kommissionen nach den praktischen 

Erfahrungen der letz ten Jahre zumindest i n  Bal lungsräumen schon infol ge 

nicht ausreichender Personenkenntnis ihrer Mi tgl ieder nich t  i n  der Lage , 

tatsäch l i ch eine Auslese besonders geeigneter Personen zu gewährleisten . 

Auch die persön l i chen Voraussetzungen der Bestel lung zum Amt eines 

Geschworenen oder Schöffen , insbesondere der al l gemeine Ausschluß der 

öffent l i ch Bedi ensteten , und die uneingeschränkte Befreiungsmögl i chkei t 

für Frauen werden allgemein  als n i ch t  mehr zei tgemäß empfunden . 

Die in  Artikel 91  B-VG vorgesehene Mi twi rkung "des Volkes" an 

der Rechtsprechung l äßt keinen Raum dafür , die Geschworenen und Schöffen 

etwa nach persönl i chen Charakterei genschaften oder dem Bildungsgrad 

auszuwählen. Al le  in dieser Hinsi cht al lenfalls in Betracht kommenden 

Auswahlkri terien wären verfassungsrecht l i ch und inhal tl i ch problemat i sch 

und überdies kaum in befriedigender Weise zu administrieren . Somi t ist  

keine ernsthafte und praktikabl e  Al ternative gegenüber einem 

Auswahl verfahren nach dem Zufal lsprinzip erkennbar , das jeder Person , die 

die geset z l i chen Voraussetzungen erfül l t ,  grundsätz l i ch die gleiche 

mathemat ische Chance einräumt ,  als Geschworener oder Schöffe herangezogen 

zu werden . Als Grundl age für eine sol che "Auslosung" bieten sich di e 

bestehenden Wählerevidenzen an , die auf Gemeindeebene tei ls  in  

Karteiform, tei ls  in Form automa t ionsunterstütz t erfaßter Daten zur 

Verfügung stehen . Der vorl iegende Entwurf ist bestrebt , für beide Fäl le  

einhei t l i che geset z l i che Regelungen zu  schaffen, die es  ermögl i chen , 

vorhandene technische Einri chtungen zur elektronischen Datenerfassung und 

-verarbei tung zu nützen . Dabei würde die Beibehal tung des zur Bi l dung der 

derzei t i gen Url i ste vorgesehenen Intervalles von vier Jahren keinen 

Vorteil bieten , aber eine unerwünschte Konzentration des 

Verwal tungsaufwandes mi t sich bringen . Der Entwurf sieh t  daher vor ,  die 

Verzeichnisse jeweils für zwei Jahre anzul egen , wodurch einersei ts auch 

gewährleistet  ist ,  daß jewei ls aktuel les Datenmaterial Verwendung finde t , 

und anderersei ts eine Information der Gemeinden über die Strei chung von 

Personen nach Übersendung der Verzei chnisse an die Geri chte entbehrl i ch 

wird. 

1 959H 
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Unter diesen Gesi ch tspunkten verarbei tet der vorl iegende En twurf 

die Ergebnisse der öffent l i chen Diskussion und mehrerer Vorgespräche des 

Bundesministeriums für Jus t i z  mi t interessierten Stellen aufgrund einer 

vor einigen Monaten erstel l ten Punktation,  ferner auch Erörterungen des 

"Arbei tskreises für Grundsa t zfragen einer Erneuerung des 

Strafverfahrensrechtes" beim Bundesministerium für Jus ti z ,  der sich i m  

Jahre 1981 mi t Fragen der Berufung von Geschworenen und Schöffen befaßt 

hat ,  sowie Vorarbei ten im Bundesministerium für Justi z ,  die Verglei che 

mi t anderen europäischen Rech tssystemen einschl ossen . 

II . Dem Entwurf l i egen folgende tragende Gedanken zugrunde : 

1 .  Die persön l i chen Voraussetzungen der Berufung sol l en 

geschlechtsneutral gefaßt und heutigen gesellschaft l i chen Auffassungen 

sowie den Bedürfnissen einer modernen Vol l zi ehung angepaßt werden . 

2 .  Die überaus aufwendige und kostenintensive Erfassung al l er 

Personen , die die gese t z l i chen Vorausset zungen für das Amt eines 

Geschworenen oder Schöffen erfül len,  und die Aussendung von Formblät tern 

an alle  diese Personen in Gemeinden mi t mehr als 50 000 Einwohnern sowie 

die Tätigkei t der Gemeinde- und Bezirkskommissionen sol len in Hinkunf t  

ent fal len . Sta t t  dessen sieh t  der Entwurf vor ,  daß die Bürgermeister oder 

deren Vertreter als Organe der mi t telbaren Bundesverwal tung , 

gegebenenfal ls unter Ausnützung vorhandenen au tomationsun terstützten 

Da tenmaterials,  ausschließl i ch nach dem Zufallsprinzip einen geri ngen 

Bruchteil der in den Wähl erevidenzen en thal tenen Personen ermi t teln .  Die 

sol cherart erstell ten Gemeindeverzei chnisse sol l en in  ihrer Gesamthei t  

di e Jahreslisten der mi t Strafsachen befaßten Gerich tshöfe erster Instanz 

bilden , aus denen der Präsident des Geri chtshofes durch das Los die 

Dienstlisten zu bi l den hat . 

1959H 
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3 .  Der Ausdruck "Geschworner" sol l  durch die dem heutigen 

Sprachgebrauch eher entsprechende Bezei chnung "Geschworl!!.ner" erse t z t  

werden. Eine entsprechende Anpassung anderer Gesetze ,  d i e  diesen Begri ff 

verwenden , insbesondere der Strafprozeßordnung, aber auch des Art . 9 1  des 

Bundes-Verfassungsgesetzes , wird im Zuge künftiger Nove l l i erungen 

vorzunehmen sein .  

4. In kompe tenzrech t l i cher Hinsicht ist  zu bemerken , daß es si ch 

beim Gegenstand des vorliegenden Entwurfes um eine Angelegenhei t  des 

"Strafrech tswesens" ( Art. 10 Abs . 1 Z .  6 ,  1 02 Abs . 2 B-VG) handel t ,  deren 

zusammenfassende Behandlung somi t in die führende Zuständigkei t des 

Bundesministeriums für Justiz fäl l t .  Die Erstel lung der Verzei chnisse der 

Gemeinden und deren Bearbei tung durch die Bezi rksverwal tungsbehörden 

erfolgt in mi t telbarer Bundesverwal tung , wobei das Aufsich tsrecht dem 

Bundesministerium für Inneres zukommt (Abschni t t F Z .  8 der Anlage zu § 2 

des Bundesministeriengese tzes 1 986 ) . Die den Präsidenten der Gerichtshöfe 

erster Instanz als Organen der Just i zverwaltung zugewiesenen Aufgaben 

( Entscheidung über Beschwerden , Bildung der Dienstl isten ) werden in  

unmi t telbarer Bundesverwal tung besorgt (Art . 1 02 Abs. 2 B-VG ) . Die 

Heranziehung der Geschworenen und Schöffen zum Dienst ( §§ 14  ff . des 

Entwurfes) bildet einen Bestandtei l der Rechtsprechung . 

5 .  Das vorgeschlagene vereinfach te Verfahren wird zu einer 

beträcht l i chen Aufwandsverminderung und zu Kosteneinsparungen im  Bereich 

der mi t der Vorauswahl der Geschworenen und Schöffen befaßten 

Verwal tungsbehörden führen . Auf der Ebene der Gerichtshöfe ist  zumindest 

nich t  dami t zu rechnen , daß si ch gegenüber der jetzigen Geset zeslage 

Aufwandserhöhungen ergeben werden . 

1 959H 
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Zu den einzelnen Bestimmungen 

I .  Zu den persönl ichen Voraussetzungen der Berufung 

( §§ 1 bis 3 )  

Zu § 1 

Der Entwurf verzi chtet auf das im gel tenden Gese t z  enthal tene 

allgemeine Erfordernis eines "vorbehal tlosen Bekenntnisses zur 

unabhängigen demokratischen Republ ik Österreich",  das in den ersten 

Jahren der Zwei ten Republ i k  im  beabsi chtigten Ausschluß der ehemaligen 

Mi tgl ieder der NSDAP seinen Anl aß ha t te ,  heute aber angesi chts des 

ellgemeinen und unangefochtenen Bekenn tnisses zur Eigenstaa t l i chkei t 

Österrei chs, zur republikanischen Staatsform und zum demokratischen 

Rechtsstaat entbehrl i ch ist . 

Die Al tersgrenzen sol l en dem Berufsal ter der Rich ter angegl i chen 

werden : Das vorgesehene Mindestal ter von 25 Jahren entspricht etwa jenem, 

das die Berufsri ch ter bei i hrer ersten Ernennung errei chen , während die 

Vol lendung des 65 .  Lebensjahres die Pensionsgrenze darstel l t .  Die Senkung 

des Mindestal ters vom 3 0 . auf das 25 . Lebensjahr und die Erset zung des 

bisherigen Befreiungsgrundes der Vol lendung (schon ) des 6 0 .  Lebensjahres 

durch eine allgemeine Al tersgrenze von 65 Jahren sol l en auch zu einer 

Vereinhei t l i chung der für eine Mi twirkung an der Strafrechtspfl ege in  

Betrach t kommenden Bevölkerungsgruppen führen und die Administri erbarkei t 

erlei chtern . 

Die ausdrückl i che Anführung des ordent l i chen Wohnsi tzes im  

Inland als Berufungsvorausset zung gründe t sich auf den Umstand , daß in  

absehbarer Zei t  dami t zu  rechnen ist , daß sich i n  den Wählerevidenzen 

auch Personen befinden werden , die über keinen orden t l i chen Wohnsitz  i m  

Inland verfügen . Wennglei ch Auslandsösterrei chern in  der Regel ein 

Befreiungsgrund zugute kommen würde , scheint  es doch sachgerech t ,  auf die 

Mi twirkung di eses Personenkreises an der Rechtsprechung von vornherein zu 

verzich ten . 
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Die bisherigen Ausschlußgründe des anhängigen Konkurs- oder 

Ausglei chverfahrens sowi e des gerichtl i chen Entzuges der Obsorge für 

Kinder sol l en nich t  wei ter aufrechterhal ten werden , wei l  nach heutiger 

Auffassung mi t diesen Umständen nicht zwangsläufig eine mangelnde 

Ehrenhaftigkei t von solcher Art verbunden ist , daß die persön l i che 

Eignung der Betroffenen zur Mi twirkung an der Strafrechtspflege 

grundsätz l i ch i n  Zweifel gezogen werden müßte . 

Der Ausschlußgrund der vol len oder beschränkten Entmündigung hat 

glei chfalls  zu entfal len . Der nach heutiger Rechtslage mög l i chen 

Bestel lung eines Sachwal ters nach § 273 ABGB l i egt eine andere Konzeption 

des Geset zgebers zugrunde , die an der Hi lfsbedürftigkei t von Personen bei 

der Besorgung eigener Angelegenhei ten orientiert  ist.  Sowei t einer 

sol chen Hi lfsbedürftigkei t eine psychische Erkrankung oder 

Geis tesschwäche zugrundel iegt , die eine Tätigkei t als Geschworener oder 

Schöffe ausschl ieß t , greift ohnedies der Ausschlußgrund der Unmögl ichkei t 

der Amtsausübung wegen der geistigen Verfassung des Betreffenden ein. 

Die bisherige Voraussetzung , sei t mindestens einem Jahr den 

Wohnsi t z  in der Ortsgemeinde des Aufenthal tsor tes zu haben , war darin 

begründet ,  daß die Auswahl der "besonders geei gneten Personen" 

Personenkenntnis der Kommissionsmi tgl i eder voraussetz t . Da solche 

Kommissionen im vorl iegenden Entwurf nicht mehr vorgesehen sind ,  ist  

diesem Ausschlußgrund der Boden en tzogen . 

Hinsi ch t l i ch des Ausschlußgrundes erl i t tener geri chtl i cher 

Verurteilungen beschränkt si ch der Entwurf auf die schon derzei t 

vorgesehene Vorausse tzung , daß es sich um Verurtei lungen handeln  muß,  die 

nich t  der beschränkten Auskunft aus dem Strafregister un terl iegen . Dami t 

erübrigt sich die Anführung eines Kataloges bestimmter Tatbestände , wei l  

grundsätz l i ch jede Verurtei l ung z u  einer höheren a ls einer drei monatigen 

Freihei tsstrafe ( §  6 Abs . 2 Z 1 Ti lgungsgese tz  1 9 72 �dF BGBl.  
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Nr . 60511 987 ) einen Ausschlußgrund bi lden sol l . Di ese Regelung ha t auch 

den Vorteil der lei chten Vo1 1 z iehbarkei t ,  wei l  den Verwal tungsbehörden , 

die künEti g  die S traEregisterauskünEte einholen sol l en ,  grundsätz l i ch nur 

sol che Verurtei lungen zugängl i ch sind ,  die nich t  der beschränkten 

AuskunEt unterl iegen . 

Der Begri EE des "anhängigen StraEverEahrens" nach Z 4 entspri cht 

jenem des § 58 Abs . 3 Z 2 StGB . 

Zu § 3 

Der bisherige al l gemeine Ausschluß der Bundes- und 

Landesbedi ensteten von der Mi twirkung an der S traErechtspElege wegen 

ihrer persön l i chen und wirtschaEtl i chen Nähe zur S t aa tsmach t ist  n i ch t  

mehr zei tgemäß und widerspricht dem sehr viel fäl t i gen B i l d  des heut i gen 

öffent l i chen Dienstes . Eine Tätigkei t von Beamten a l s  Geschworene oder 

Schöffen ist  grundsät z l i ch nicht mehr geeignet ,  deren Befangenhei t  oder 

den Anschein einer Beeinflussung der unabhängi gen Rechtsprechung durch 

die Verwal tung hervorzurufen . Bundes- und Landesbedienstete ,  zu denen 

auch die Lehrer öEfent 1 i cher Schulen gehören , sol len daher künftig wie 

al l e  anderen Staatsbürger als Geschworene und Schöffen tätig sein können , 

sofern sie nich t  berufsmäßig an der Rechtspflege betei l igt  sind . Aus 

diesem Grund ist  vorgesehen , ledigl i ch Bedienstete der Bundesministeri en 

für Inneres und für Just i z  sowie deren nachgeordneter Dienststel len nich t  

z u  berufen . 

Angehörige von Berufsgruppen , die ,  ohne Beamte zu sein ,  

berufsmäßig an der Rechtspflege mi twi rken , sol l en wei terhin nicht 

herangezogen werden . Zu ihnen zählen nicht nur Richter,  Notare , 

Rechtsanwäl te und andere in  die Verteidigerliste einge tragene Personen , 

sondern auch Bewährungshel fer , die nach ihrem gese t z l i chen Auftrag ( §  52 

Abs . 1 StGB )  Verurteil ten zur Beratung, Hi lfe und Überwachung beigegeben 

werden . 
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Der reibungslose Betrieb der öffent l i chen Verkehrs- und 

Kommunikationseinrichtungen ist heu te auch bei kurzfristiger Abwesenhei t 

einzelner Mi tarbei ter gewährleiste t ,  sodaß keine Veranlassung besteht ,  

Bedienstete bes timmter Transport - und Nachri ch tenun ternehmen wei terhin  

von der Berufung zum Geschworenen oder Schöffen grundsätz l i ch auszunehmen . 

11 . Zu den Befreiungsgründen ( §  4 )  

Der Befreiungsgrund der Vol lendung des 60 . Lebensjahres sol l i m  

Hinbl i ck auf di e allgemeine Al tersgrenze von 6 5  Jahren entfal len . Eine 

generel le  Befreiungsmögl i chkei t für Personen zwischen di esen bei den 

Al tersgrenzen ist mi t Rücksicht  auf deren durchschni t t l i che Vi tal i tät 

richt  erforderl ich . 

Nach der derzei tigen Rech tsl age können Frauen ohne wei tere 

Begründung einen Befreiungstatbestand in Anspruch nehmen . Dieser 

scheinbar privilegierende Umstand wi rd wei thin als diskriminierend 

empfunden , legt er doch die Vermutung nahe , daß sich Frauen grundsätzl i ch 

nicht  in  der Lage sehen könnten ,  an der Gestal tung des öffent l i chen 

Lebens mi tzuwirken . Nach dem Grundsatz  der Glei chbehandlung der 

Geschlechter ist dieser Befreiungsgrund nicht wei ter aufrecht zuerhal ten . 

Der En twurf sieht einen generel len Befreiungsta tbestand vor ,  der 

sowohl auf eine unverhältnismäßige persön l i che oder wi rtschaf t l i che 

Belastung durch eine Tätigkei t als ehrenam t l i cher Richter als auch auf 

schwerwiegende öffen t l i che Interessen Rücksi cht  nimmt . Auf diese 

Bestimmung werden sich künftig  etwa Bedienstete des pri vaten und 

öffen t l i chen Berei ches , auf deren Mi tarbei t auch für den Fal l  bloß 

kurzfristiger Abwesenhei t  aufgrund besonders gelagerter Umstände n i ch t  

verzi ch tet  werden kann , aber auch al leinerz iehende El terntei le  berufen 

können , die unmündige Kinder zu be treuen haben , ohne auf ausrei chende 

Un terstützung von dri t ter Sei te zurückgrei fen zu können . Der 

Befreiungsantrag wird jedenfal ls unter Vorlage en tsprechender 

Bescheinigungen , zB der Fi rmenlei tung oder Dienstste l l e ,  gel tend zu 
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machen sei n .  Über diese allgemeine Befreiungsmögl i chkei t hinaus besteh t 

kei ne Veranl assung , für einzelne Berufsgruppen (Ärz te , Apo theker , 

Den t isten , Gemeindebedienstete ) wei terhin Sonderregelungen vorzusehen . 

Der Entwurf sieh t vor ,  Geschworene und SchÖffen grundsätz l i ch 

zum Dienst an höchstens fünf Verhandlungstagen , dies all erdings jewe i l s  

in  zwei aufeinanderfol genden Jahren , heranzuziehen . Dami t sol l  bei 

zumutbarer zei t l icher Bel astung der Betroffenen einersei ts deren 

Erfahrung genu tz t ,  anderersei ts der Verfahrensaufwand bei der Erstel l ung 

der Verzei chnisse und Listen vermindert  werden . Der Mögl i chkei t der 

Befreiung nach einer Dienstleistung von fünf Tagen ist dadurch der Boden 

entzogen , währenddem eine solche für den Fal l  vorgesehen werden sol l , daß 

j emand in der vorhergehenden Periode von zwei Jahren ( Gel tungsdauer der 

Jahres- und Dienstl isten , siehe §§ 12 Abs . 2 ,  13  Abs . 1 )  bereits  einer 

Berufung Folge geleistet  hat ,  sei  es als Haupt - oder auch 

Ersatzgeschworener oder -schöffe. 

111. Zum Verfahren der Gemeinden ( §§ 5 und 6) 

Anste l l e  der derzei t alle  vier Jahre durch Gemeindekommissi onen 

zu bildenden Url isten , die al l e  Personen erfassen , die die  gese t z l i chen 

Voraussetzungen für das Amt eines Geschworenen oder Schöffen erfüllen ,  

sol l  i n  Hinkunft der Bürgermeister ( oder sein Vertreter) als Organ der 

mi t telbaren Bundesverwal tung aus der Wählerevidenz jedes zwe i t e  Jahr 

einen geringen Bruchtei l ( 0 , 5 %, i n  Wien 1 %) der darin enthal tenen 

Personen , die die Voraussetzungen des § 1 erfül len ,  auslosen . Dies kann 

zB in der Form geschehen , daß zu Beginn der Si tzung durch Losentscheid 

eine mehrstei l ige Zahl ermi t tel t wird,  di e nach der Reihenfolge der 

Karteiblät ter die ausgel osten Personen bestimmt . Sofern 

automationsunterstützte  Da ten zur Verfügung stehen , kann aber auch ein  

en tsprechendes Computerprogramm, das Personen in  der erforderl i chen 

Anzahl durch Zufal lsauswahl bezei chnet ,  eingeset z t  werden . Die Zahl der 

auszulosenden Personen sol l  von der Gesamtzahl der in der Wählerevidenz 

enthal tenen abhängen, obwohl Personen , die nicht der i n  � 1 angeführten 
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Al tersgruppe angehören , nich t  in  die Verzeichnisse aufzunehmen sind . Das 

angewendete  Zufal lsverfahren wi rd in jedem Fal l  so einzuri ch ten sein ,  daß 

sich die "Streuung" der ausgel osten Personen über die gesamte Brei te der 

Bevölkerungsevidenz bzw . des Datenbestandes erstreckt und nich t  etwa nur 

auf eine Tei l gruppe . Durch die Festlegung einer Peri ode von zwei Jahren 

sol l  einersei ts gewährleistet werden , daß einigermaßen aktuel l es 

Datenma terial Verwendung finde t ,  anderersei ts der notwendi ge 

Verwal tungsaufwand wei ter verringert werden . 

In das wie bisher der Öffen t l i chkei t �ugängl i ch zu machende 

Verzeichnis  der Gemeinde sol len wei terhin Name , Gebur tsdatum und 

Wohnanschrift  der eingetragenen Personen , nicht aber deren 

Berufsbezei chnung aufzunehmen sei n ,  wei l  diese in den Wählerevidenzen 

nich t  enthal ten ist . Dadurch wi rd es vorkommen können , daß Personen , die  

nich t  zu berufen sind (§  3 ) ,  zunächst in  das Verzei chnis aufgenommen 

werden . Auf Grund des sehr geringen Bruchtei les der auszulosenden 

Personen im Verhäl tnis zur Gesamtbevölkerung und der vergleichswei se 

geringen Anzahl von Angehörigen dieser Berufsgruppen ist al lerdings zu 

erwarten , daß es si ch ledigl i ch um Einzelfäl le  handeln  wird . In sol chen 

Fällen hät ten die Bürgermeister,  sofern ihnen diese Umstände bekannt 

sind,  entsprechende Bemerkungen (§ 5 Abs . 4)  anzubringen und die 

Betroffenen jedenfalls  Einspruch zu erheben . 

Derartige Bemerkungen sol len die Bürgermeister in  allen Fäl len 

anbringen , in  denen sie auf Grund ihrer Personenkenn tnis vermu ten , daß es 

einer ausgel osten Person an einer persön l i chen Vorausse tzung der Berufung 

mangel t .  Aus datenschutzrech t l i chen Erwägungen sol l  dies aber nich t  in  

der öffent l i chen Si tzung , sondern erst im  Anschluß daran erfolgen . 

Der Übersichtl i chkei t halber sol len die Einsprüche, 

Befreiungsanträge und Bemerkungen in einem gesonderten Protokol l  

festgehal ten und überdies i m  Verzei chnis selbst ersi chtl i ch gemach t  

werden , bevor dieses spätestens im September jeden zwei ten Jahres der 

Bezirksverwal tungsbehörde eingesendet wird . 
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IV . Zum Verfahren der Bezirksverwaltungsbehörden ( §§ 7 bis 10) 

Zu § 7 

Die Bezirksverwal tungsbehörde sol l  wie nach dem gel tenden Geset z  

die von den Gemei nd�n einlangenden Verzei chni sse überprüfen und 

al lfäl lige Mängel bericht i gen l assen . 

Zu § 8 

Eine Bezirkskommission , die "die wegen ihres vorbehal t l osen 

Ein t retens für die unabhängi ge demokratische Republik Österreich ,  i hre 

Verständi gkei t ,  Ehrenhaftigkei t und Charakterfestigkei t für das Amt eines 

Geschwornen oder Schöffen besonders geei gnet erscheinenden Personen" 

bezeichnen sol l te ,  ist im Entwurf nich t  mehr vorgesehen . Der 

Bezi rksverwaltungsbehörde sol l  ebensowenig  eine Auswahl bestimmter 

Personen obl i egen wie dem Bürgermeister . Wohl aber sol l  ihr künft i g  die 

Einholung von Strafregisterauskünf ten zukommen und die erste,  al l gemein 

gehal tene Mi t teilung an die ausgelosten Personen über die mi t dem Amt 

eines Geschworenen oder Schöffen verbundenen Rechte und Pfl i ch ten sowie 

die Vorschrif ten der §§ 1 bis 4 obliegen . Dies aus der Erwägung ,  daß zu 

diesem Zei tpunkt , weni ge Wochen vor der Bi l dung der Dienstl isten und dem 

erstmal i gen Einsat z  darin enthal tener Geschworener und Schöffen , durchaus 

aktuel l es Datenmaterial zur Verfügung steh t und si ch der 

Verfahrensaufwand auf dieser Ebene in Grenzen häl t ,  wei l  es si ch - außer 

in Wien - in jedem Fal l  um weniger als 500 Personen handeln  wird . Durch 

die vorgesehene Rechtsbelehrung sol l  nich t  nur einem berech ti gten 

Informat ionsbedürfnis entsprochen , sondern den ausgelosten Personen vor 

allem auch die Mögl i chkeit  geboten werden , schon zu einem frühen 

Zei tpunkt Ausschl ießungs- oder Befrei ungsgründe gel tend zu machen . 

Let z teren wi rd in  diesem Verfahrensstadium allerdings nur dann 

en tsprochen werden können, wenn es sich um sol che Befreiungsgründe 

handel t ,  die unabhängi g von einzelnen Terminen im wesent l i chen während 

der gesamten Amtsperiode Ber�cksichtigung beanspruchen . Die genauere 
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Informat i on der Geschworenen und Schöffen über die mi t di esem Amt 

verbundenen Rechte und Pfl i ch ten wi rd zu einem späteren Zei tpunkt ,  

näml i ch mi t der Berufung durch das Geri cht ( §  1 4  Abs . 1 ) ,  zu erfolgen 

haben. 

Um den mi t dieser Vorschrift zwangsläufi g verbundenen 

Verwal tungsaufwand mögl i chst gering zu hal ten , müssen die Zustel lungen 

nicht zu eigenen Randen des Empfängers ( §  21 Zustel lgesetz ) erfolgen . Die 

Bezirksverwal tungsbehörde sol l  also nich t  dazu verhal ten sein ,  den 

Zustel lvorgang zu überprüfen , sondern ledigl i ch i m  Fal l  des Rückl angens 

nicht behobener Poststücke einfache Erhebungen und gegebenenfal ls einen 

zwei ten Zustel l versuch durchführen . 

Zu §§ 9 und 1 0  

Anstel le  der Gemeindekommissionen , die nach der gel tenden 

Rechtslage über Einsprüche und Befreiungsan träge zu entscheiden haben , 

sol l  dies künftig durch die Bezirksverwal tungsbehörden geschehen . Dies 

sol l auch für den Fal l  gel ten , daß ein Bürgermeister Bemerkungen ( §  5 

Abs . 4 )  erstattet  hat , was di e Bezi rksverwal tungsbehörde al l erdings n i ch t  

in jedem Fal l  zu einer En tscheidung zwingen sol l . Insbesondere in  

Zweifels- und i n  jenen Fäl len , in denen zu  erwarten ist , daß bei m  

Gerichtshof en tsprechende Informa t ionen vorl iegen oder ohne wei teres 

zugängl i ch sind , wie zB über die Frage , ob eine Person in die 

Verteidigerl iste eingetragen ist , kann die Bezi rksverwal tungsbehörde auf 

eine Entscheidung verzich ten und di ese dem Präsiden ten des Geri chtshofes 

überl assen , dem ansonsten die Behandlung der Beschwerden gegen Bescheide 

der Bezirksverwal tungsbehörden zukommt . 
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V .  Zum Verfahren in Städten mit eigenem Statut ( §  1 1 )  

Der Entwurf verzi chtet  auf die gel tenden Sonderbest i mmungen für 

Gemeinden mi t mehr als 50 000 Einwohnern , die i nsbesondere die Aussendung 

von Formblät tern zur Bildung der Url iste vorschreiben , was einen 

außerordent l i ch großen Verwal tungsaufwand mi t sich bringt . In Städ ten mi t 

eigenem Statut ist  künftig dasselbe Verfahren wie i n  den anderen 

Gemeinden vorgesehen , wobei ledigl i ch die Tät i gkeit der 

Bezirksverwal tungsbehörde entfäl l t . Die Prüfung des Verzei chni sses sol l  

wie derzei t dem Magistra t  obl iegen , die Entscheidungskompetenz der 

Bezirksverwaltungsbehörde dem Bürgermeister zukommen . 

Das dem Präsidenten des zuständigen Gerichtshofes erster Instanz 

zu übersendende Verzeichnis (Abs . 4 im Zusammenhang mi t § 1 0 )  muß n i ch t  

i n  jedem Fal l  aus einer geschriebenen Liste bestehen . I m  Hinbl i ck uuf die 

fortschre i tende Automatisierung der Datenspei cherung bei den 

Verwal tungs- und Gerichtsbehörden l äßt der Geset zeswortlau t  auch Raum 

dafür , daß dieses Verzei chnis  in  einem Datenträger bestehen kann , wenn 

dieser auf vorhandenen Computeranlagen des Gerichtshofes wei te r  

bearbei tet werden kann. 

VI . Zum Verfahren bei Gericht ( § §  12 bis 1 8 ) 

Zu § 1 2  

Nach den in der Praxis gewonnenen Erfahrungen erheben d i e  aus 

mindestens 8 Personen bestehenden Jahresl istenkommissionen derzei t 

ledigl i ch di e Gesamthei t der von den Verwal tungsbehörden bezeichne ten 

"besonders geeigneten Personen" zur Jahresl iste und sind kaum mi t 

Beschwerden befaßt. Auch diese Kommissionen sol l en daher entfal l en . An 

ihrer Stel l e  .sol l künftig  der Präsiden t des Gerichtshofes im 

Verwal tungsverfahren über Beschwerden gegen Bescheide der 

Bezirksverwal tungsbehörden und Bürgermeister der Städte mi t eigenem 

Statu t  en tscheiden und die Verzei chnisse entsprechend berichtigen l assen . 
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Schließl i ch sol l en di e gesamten , dem Präsiden ten des Geri chtshofes 

übersandten und von diesem berich tigten Verzeichnisse für zwei Jahre die 

Jahreslisten ( Jahreshauptliste und Jahresergänzungsl iste ) des 

Gerichtshofes bi l den, wobei durch Verordnung für ein ausgewogenes 

Verhäl tnis der Anzahl der in der Ergänzungsl iste enthal tenen Personen zum 

Umfang der Haup t l i ste (§ 13 Abs . 4 )  zu sorgen sein  wird. 

Zu § 13  

In  ähnl i cher Weise wie  derzei t sol l  d�r Präsiden t die  jewei l s  

für das glei che Jahresviertel zweier Jahre gel tenden Dienstl isten bi lden , 

wobei dies auch i n  einer einzigen Si tzung für mehrere Vierteljahre oder 

auch für die gesamte zweijährige Gel tungsdauer der Lis ten geschehen kann. 

Die Entscheidung über die al l enfalls  von den Vertretern der 

Staatsanwal tschaft und der Rechtsanwal tskammer erhobenen Einsprüche sol l  

nicht der Ratskammer,  die ein Organ der Rech tsprechung ist , sondern dem 

Präsidenten des Gerichtshofes obl iegen , wobei ein Rechtszug an den 

Präsidenten des Oberlandesgerichtes vorgesehen ist . Glei ches sol l  für den 

Fal l  gel ten , daß eine Bezi rksverwal tungsbehörde über Bemerkungen eines 

Bürgermeisters keinen Bescheid erlassen hat (§§ 5 Abs . 4 ,  9 Abs . 1 )  oder 

der Präsident von Amts wegen die persönl i chen Vorausse tzungen der 

Berufung einer in der Jahresl iste enthal tenen Person überprüft (Abs . 3 ) . 

In die Hauptdienstlisten sol l en ebenso wie im  gel tenden Geset z  

( §  2 9  Abs . 4 )  mindestens um die Häl fte mehr Personen aufgenommen werden , 

als voraussi cht l i ch benötigt werden , wenn jeder Geschworene und Schöffe 

in einem Vierteljahr an fünf Verhandlungstagen tätig wird . Die nach 

diesem Erforderni s  bemessene Zahl kann nach den Erfahrungen und örtli chen 

Verhäl tnissen überschri t ten werden ( Abs . 4 ) . 

Auf die Anl egung abgesonderter Listen für Bezi rksgeri chte 

(§§ 28 , 29 Abs . 6 ,  30 Abs. 6 Geschwornen- und Schöffenl i stengesetz ) sol l  

künftig verzi chte t werden, wei l  Schöffengeri ch tsverhandlungen der 

Gerichtshöfe bei auswärtigen Bezi rksgeri ch ten in der Praxis  nur in sehr 
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geringem Ausmaß stattfinden und daher eine Durchbrechung des Prinzips der 

auch regional gleichmäßig verteilten Zufal lsauswahl der Geschworenen und 

Schöffen aus diesem Grund nicht mehr gerechtfertigt erscheint . 

Auch die derzeit vorgesehenen Verständigungen der Bürgermeister 

über Personen, die von den Gerichten aus der Liste gestrichen wurden 

(§§ 22 , 2 7  Abs. 4, 3 1  Abs. 4 ,  3la Abs. 2 ) , werden künftig entbehrl ich 

sein , weil die Jahresl isten nicht aus Url isten , die all e  geeigneten 

Personen beinhalten , zu bilden , sondern alle zwei Jahre neu anzulegen 

sein werden, wobei die Wahrscheinl ichkeit, daß, eine Person wiederholt  

ausgelost wird, sehr gering ist . 

Eine alfenfalls vorzeitig erschöpfte Dienstl iste ist aus der 

zugehörigen Jahresliste zu ergänzen ( Abs . 5 ) , was im Hinbl ick auf den 

vorgesehenen Umfang der Jahresl isten im Verhäl tnis zu den 

Erfahrungswerten hinsichtl ich des Bedarfes der einzelnen Gerichtshöfe an 

Geschworenen und Schöffen immer mögl ich sein sol l te . Im gegenteil igen 

Fal l sol l eine neuerl iche Berufung der Geschworenen und Schöffen nach der 

ursprüngl ichen Dienstliste erfolgen , um die Verwal tungsbehörden von der 

Ergänzung der Verzeichnisse zu entl asten . In diesem kaum zu erwartenden 

Ausnahmefal l könnte es vorkommen , daß Geschworene oder Schöffen in einem 

höheren Ausmaß als im Entwurf vorgesehen ( §  14 Abs . 3 )  zum Dienst 

herangezogen werden . 

Zu § 14  

Mit ihrer Berufung zum ehrenamtl ichen Richteramt und ihrer 

Ladung zur ersten Hauptverhandl ung sol l en die Geschworenen und Schöffen 

neuerl ich über die persönl ichen Voraussetzungen der Berufung und die 

Befreiungsgründe , aber auch über die gesetzl ichen Ausschl ießungs- und 

Ablehnungsgründe der Strafprozeßordnung informiert werden . Letzteres kann 

sinnvol l erweise erst zu diesem Zeitpunkt geschehen , weil erst dann der 

Name des Angeklagten und die ihm vorgeworfene Tat mitgeteil t werden 

können . Nun sol l  auch eine eingehende Information der berufenen Personen 
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�ber die mi t dem Amt Geschworenen oder Schaffen verbundenen Rech te 

und Pfl i chten erfol , was durch Übersendung eines Merkblat tes oder 

auch durch Einladung zu einer 

Informationsveranst tung geschehen kann . 

Die Erg 

gleicher 

ihrer Berufung vers 

gsgeschworenen und -schaffen sol len k�nftig  in  

Hauptgeschworenen und -schaffen mi t der Ladung zur 

, bei der sie al lenfalls  tätig werden sol len , von 

igt werden . 

In der Prax s werden Geschworene und Schaffen derzei t bei vielen 

Geri ch tshafen wesen t i ch sel tener zum Dienst herangezogen als es nach dem 

Gesetz zulässig wäre näml i ch in vielen Fäl len nur f�r ein oder zwei 

Verhandlungstage . die vorgesehene Gel tung der Dienst l i sten f�r zwei 

Jahre sol l  dieses B t igungsausmaß zumindest verdoppel t  werden , was 

bei wohl zumutbarer l astung , die sich �berdies auf einen l ängeren 

Zei traum vertei len w rd , eine gewisse Nu tzung der von den einzelnen 

Personen gewonnenen aktischen Erfahrungen in den späteren Verhandlungen 

ermagl i chen und eine beträch t l i che Verminderung des mi t der Anl egung der 

Verzei chnisse und Li ten verbundenen Verfahrensaufwandes bei 

Verwal tungsbeharden Gerichten bewirken sol l .  In diesem Sinne sol len 

Geschworene und Sch fen k�nftig in einem Vierteljahr des ersten und 

sodann neuerl i ch im leichen Vierteljahr des zwei ten Jahres der 

Gel tungsdauer der Di nst l isten zum Dienst an jewei ls hachstens f�nf Tagen 

herangezogen werden . 

Zu § 1 5  

Nach B i l  der Dienstl isten sol l  d i e  En tscheidung �ber 

mangelnde persan l i c  Vorausse tzungen der Berufung und �ber 

Befreiungsan träge n cht mehr dem Präsiden ten des Geri chtshofes , sondern 

erkennenden Gerich tes zustehen . Dadurch sol len 

entbehrl i che R�ckme dun gen verhindert  werden , wei l  die Tätigke i t  des 

Präsidenten als Jus i zverwal tungsorgan nach Bildung der Dienstl isten und 
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deren Weiterleitung an die mit Strafsachen befaßten Geschäftsabteilungen 

abgeschl ossen ist,  und weil insbesondere bei Befreiungsanträgen , die sich 

im Regelfall nur auf kurzfristige Verhinderungen an einem oder einigen 

Terminen beziehen , vom Vorsitzenden , dem die Ausschrei bung der 

Hauptverhandlungen obl iegt, flexibler reagiert werden kann . 

Um zu gewährleisten , daß Personen , von denen bis unmittelbar vor 

oder nach Beginn der Hauptverhandlung nicht bekannt war , daß sie die 

persönl ichen Voraussetzungen der Berufung nicht erfül l en ,  nicht als 

Geschworene oder Schöffen tätig werden , sol l  der Vorsitzende des 

erkennenden Gerichtes die Mögl ichkeit haben , sol che Personen bis zum 

Schluß der Hauptverhandlung durch Beschluß vom Dienst zu entheben . Der 

Vorsitzende des erkennenden Gerichts wird sich daher durch Befragung der 

berufenen Geschworenen oder Schöffen vor dem Beginn der Hauptverhandl ung 

zu überzeugen haben , ob diese die gesetzl ichen Voraussetzungen erfül l en ,  

und von Amts wegen auch dann tätig zu werden haben , wenn offenkundig 

Anlaß zu Zweifeln  in dieser Richtung besteht .  Überdies sol l  den 

Prozeßparteien ein diesbezügl iches Antragsrecht eingeräumt werden , 

al lerdings nur bis zum Beginn der Vernehmung des Angekl agten über den 

Inhalt  der Anklage ( ebenso § 74a StPO in bezug auf die Ablehnung eines 

Geschworenen oder Schöffen ) .  Sofern der über einen sol chen Antrag oder 

von Amts wegen gefaßte Beschluß des Vorsitzenden in der Hauptverhandl ung 

ergeht, sol l  eine Ausfertigung des Beschlusses aus prozeßökonomischen 

Gründen unterbleiben und eine al l fäl l ige Beschwerde sofort zu erheben 

sein . Desgleichen wird der dafür zuständige Präsident des Gerichtshofes 

über sol che Beschwerden unverzügl ich zu entscheiden haben , weil davon die 

Fortsetzung der Hauptverhandlung abhängt . 

Derart enthobene Geschworene und Schöffen werden aus der 

Dienstl iste zu streichen sein , befreite Geschworene oder Schöffen jedoch 

nur dann , wenn es sich nicht um einen kurzfristigen , sondern 

voraussichtl ich l ängere Zeit andauernden Befreiungsgrund hande l t .  
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Zu § 16  

Die einzige (Ordnungs- )Strafbestimmung des Entwurfes sieh t vor , 

daß unen tschuldigt ferngebl iebene Geschworene oder Schöffen mit einer 

Ordnungsstrafe zu belegen sind . Die zusätzliche Auferlegung des Ersa tzes 

der schuldhaft verursachten Verfahrenskosten sol l  dem Ermessen des 

Vorsitzenden des erkennenden Gerichtes anheimgestel l t  werden . Ein sol cher 

Kostenersat z  wird vor allem in außergewöhnl ichen Fäl len ,  insbesondere bei 

schwerem Verschulden der Betroffenen , in Betracht zu ziehen sein . Wie 

bisher sieht der Entwurf die Mögl ichkeit eines, Einspruches ( Antrags auf 

Erlaß oder Minderung der Strafe oder der Kostenersatzverpfl ich tung ) vor . 

Rechtspo l itische Erwägungen gebie ten nicht ,  im Fal l e  der 

Uneinbringl ichkeit der Gel dstrafe weiterhin die Mögl ichkeit ihrer 

Umwandlung in eine Ersatzfreiheitsstrafe ( §  7 Abs . 1 StPO )  vorzusehen . 

VII . Zu den Sonderbestimmungen für Jugendstrafsachen ( §  18 ) 

Hier sol len im wesent l ichen die derzeit gel tenden Bestimmungen 

mit den sich aus der vorgesehenen Listenbildung zwangsläufig ergebenden 

Änderungen beibehal ten werden . Es erscheint al l erdings nicht 

erforderl ich , daß der Präsident des Jugendgerich tshofes Wien auch künftig 

dem Präsidenten des Landesgerichts für S trafsachen Wien die 

Jahresdienstlisten übersende t ( §  45 Abs . 3 ) ,  weil es sehr 

unwahrscheinl ich ist ,  daß eine Person im selben Jahr oder in 

aufeinanderfolgenden Jahren in die Jahresl isten beider Gerich tshöfe 

aufgenommen wird . Sol l te dies trotzdem der Fal l  sein , so hät te der 

Betroffene die Mögl ichkeit ,  bei einem Gerich tshof um seine Befreiung 

( nach § 4 Z 2 )  einzukommen . 

1959H 
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VIII . Zur Anwendung der Verfahrensgesetze ( §  1 9 )  

Diese Bestimmung sieht eine subsidiäre Anwendung der allgemeinen 

Verfahrensordnungen für den Verwaltungsbereich ( AVG 1 950 ) und für die 

Gerichte (StPO) vor . Das Allgemeine Verwal tungsverfahrensgesetz wird 

demnach auch von den Präsidenten der Gerichtshöfe als 

Justizverwal tungsorganen anzuwenden sein . 

Die in Art . II Abs . 6 l it .  f EGVG 1 9 50 vorgesehene 

Nichtanwendung der Verwal tungsverfahrensgesetz� "bei der Bildung der 

Geschwornen- und Schöffenl isten" wird damit gegenstandslos . Diese 

Bestimmung sol l daher bei der nächsten Änderung der 

Verwal tungsverfahrensgesetze entfal len . 

IX . Zu den Schluß- und Übergangsbestimmungen ( §§ 20 und 21 ) 

Die im Jahre 1 986 erstel l ten Url isten bilden die Grundl age für 

die Jahres- und Dienstlisten des Zeitraumes 1 98 7  bis 1 990. Daher sol l en 

nach dem Vorhaben des vorliegenden Entwurfes die Dienstl isten für die 

Jahre 1 991  und 1 992 im Laufe des Jahres 1 990 nach den hier vorgesehenen 

Bestimmungen erste l l t  werden , während der Entwurf im übrigen mit 1 . 1 . 1 991  

Gesetzeskraft erl angen sol lte .  

1 9 59H 
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Bundesgesetz vom 1 3 . Juni 1946 , 
BGBl . Nr . 135 ,  Über die 

Bildunq der Geschwornen- und 
Schöffenlisten (Geschwornen- und 
Schöffenl istengesetz ) ,  in der 

Fassung der Bundesgesetze 
BGBl . 1950/240 , 1951/196 , 

1952/6 2 ,  1957/3 1 ,  1974/422 
und 1987/605 

A .  Allgemeine Geschwornen- und 
Schöffenl isten 

I .  Berufung zum Amt eines 
Geschwornen oder Schöffen 

§ 1 .  Das Amt e ines Geschwornen oder 
Schö f fen i s t  ein Ehrenamt . Es k ann 
nur von ö sterrei ch is chen S taatsbür ­
gern versehen werden,  die  s i ch vor ­
behaltlos  zur unabhängigen demok ra­
t i s chen Repub l i k  Österreich beken­
nen . 

§ 2 .  ( 1 )  Zum Amt e i nes  Geschwornen 
oder Schöf fen i s t  unfähig : 

1 .  wer zum Beginn des Jahres , in  
dem e r  das Amt ver sehen sol l ,  
das 3 0 . Lebens j ahr noch nicht 
vo l lendet hat ; 

2 .  wer der Ger i chts sprache nicht 
so  wei t  mächtig i s t ,  daß er dem 
Gange e iner Ve rhandlung ver l äß­
l i ch zu folgen vermag ; 

3 .  wer infolge e ines körpe r l i chen 
oder gei stigen Gebrechens die 
P f l i chten dieses  Amtes nicht 
e r füllen kann; 

4 .  wer vol l  oder beschränkt ent­
mündigt i s t ;  

2 l 2 9H / 2 1 3 0H 

Bundesgesetz vom XX. XX. XXXX 
Über die Berufung der 

Geschworenen und Schöffen 
(Geschworenen- und Schöffen­

gesetz GSchG) 

Persönl iche Voraussetzungen der 
Berufung 

§ 1 .  Das Amt e ines Geschwo renen 
oder Schöf fen i s t  e i n  Ehrenamt , zu 
dem ö s terreichische Staatsbürge r 
mit  o rdent l ichem Wohns i tz im I n l and 
zu berufen s ind , die  zu Beginn des 
Jahres ,  in dem s i e  tätig werden 
sollen ,  das 2 5 . , nicht abe r  das 
6 5 .  Lebens j ahr  vol lendet habe n .  D i e  
Ausübung des Amtes e ines Geschwor e ­
nen oder Schö f fen i s t  al lgemei ne 
Bürgerpfl icht . 

§ 2 .  Vom Amt e ines Geschworenen 
ode r Schöf fen s ind Per sonen ausge ­
schlossen ,  

1 .  d i e  info lge ihrer körpe r l i chen 
oder gei s tigen Verfassung die  
P f l i chten des  Amtes nicht e r ­
füllen können,  

2 .  die  der Ger i chtssprache nicht 
so  wei t  mächtig  s ind , daß s i e  
dem Gang einer  Verhandl ung ve r ­
läßlich zu  fo lgen ve rmögen,  

3 .  die ge r i chtl iche Verurte i l ungen 
aufwe i sen,  die nicht de r be ­
schränkten Auskunft aus dem 
Strafregi s te r  unt e r l i egen ,  ode r  

4 .  gegen d i e  e i n  Strafve r fahren 
wegen des Ve rdachtes e i ne r  ge ­
r i chtl i ch strafbaren Handlung 
anhängig i s t ,  die  von Amts we ­
gen zu ver fo lgen und mit  mehr 
als  sechs Monate� F re ihe i t s ­
strafe bedroht i s t .  
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Bi she r ige Fassung : 

5 .  j eder ,  gegen den ein  Konkurs ­
oder e in Ausgle i chsver f ahren 
anhängig i s t ;  

6 .  j eder ,  dem vom Ger i cht die va­
terliche Gewal t  über seine Kin­
der entzogen worden i s t ,  solan­
ge die Kinder unter fremder 
Vormundschaft s tehen,  j eden­
fal l s  abe r  b i s  zum Ablauf von 
drei  Jahren seit  der ger icht l i ­
chen Ver fügung ; 

7 .  wer in der Ortsgeme inde , in  der 
er  s ich aufhält ,  nicht wenig­
stens s e i t  e inem Jahre seinen 
Wohnsi t z  hat ;  

8 .  wer wegen e iner ode r mehrerer 
strafbarer Handlungen zu e iner 
mehr als  sechsmonatigen F r e i ­
heitsstrafe ode r  wegen e iner 
s tr afbaren Handlung, die nach 
österreich i s chem Recht den Tat­
bestand e iner der im folgenden 
angeführten strafbaren Handlun­
gen begründet ,  rechtskräftig 
verurte i l t  worden i s t ,  es  wäre 
denn die Verurte i lung schon ge­
t i lgt oder ihre Aufnahme in  
Aus fertigungen de r Strafkarte 
dur ch e ine gesetz l iche Vor ­
schri f t  unter s agt . 

D ie se 
s ind : 

s tr afbaren Handlungen 

a )  die in den §§ 10 8 ,  1 2 7  b i s  1 3 4 ,  
146  bis  148 , 1 5 3 ,  1 6 2 ,  1 6 4 , 
1 9 8 ,  2 14 ,  2 1 6 ,  2 1 8 , 2 1 9 , 2 2 3  
b i s  2 2 5 ,  2 2 9 ,  2 3 0 ,  2 3 3 ,  2 3 6 ,  
2 3 8 ,  2 8 8 ,  2 8 9 ,  2 9 2 , 2 9 9 ,  3 0 0  
und 3 1 5  des Strafgesetzbuches 
bezeichneten strafbaren Hand-
lungen; 

b)  die im § 166 des Strafge setzbu­
ches bezei chnete s trafbare 
Handlung mit Bez iehung auf 
einen D i ebstahl , e ine Ent z i e -

2 1 2 9H/ 2 130H 

Vorgeschlagene Fas sung : 
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B isherige Fassung : 

hung von Ene rgi e ,  e ine Verun­
treuung, eine Unte rschlagung , 
e inen Betrug ,  e i ne Untreue ode r  
eine Hehlerei .  

9 .  Jede r ,  gegen den wegen Verdach­
tes e iner ger i chtl i ch s trafba­
ren Handlung, die mit mehr als  
sechs Monaten F re ihe i t s s trafe 
bedroht i s t ,  oder e i ner der un­
ter Z .. 8 l i t .  a und b bezeich­
neten strafbaren Handlungen ein  
S trafve rfahren anhängig i s t .  

10 . b i s  1 2 .  
( 2 )  
19 5 7 1 8 2  ) 

gegens tandslos  ( BGBl . 

§ 3 .  Zum Amt eines Geschwornen oder 
Schöf fen s i nd nicht zu berufe n :  

1 .  Der  Bunde spräs i dent : 
2 .  die Mitgl ieder der Bundes regi e ­

rung , d i e  Mitgli eder e ine r Lan­
des r egierung ( de s  Stadtsenates  
der Stadt Wien ) , die  Mitgl ieder 
der gesetzgebenden Körpe rschaf­
ten .des Bundes und der Länder 
( de r  Stadt Wien ) . 

3 .  Bundes - und Landesbedienstete , 
wenn s ie s ich ni cht im Ruhe ­
ode r  Ve rsorgungss tand be f inden:  

4 .  Personen,  die das Lehr amt an 
e iner öf fentlichen ode r mit  dem 
Öffentl i chkeits recht ver s ehenen 
Schule oder Lehr ans tal t ausüben ; 

5 .  Ge i s t l i che de r gesetz l i ch ane r ­
kannten K irchen und Rel igions ­
geme inschaften sowie Ordensper ­
sonen ;  

6 .  Rechtsanwälte , Notare und son­
s tige in  die Verteidige r l i s te 
e i ngetragene Personen: 

2 l 2 9H/ 2 1 30H 

Vorgeschlagene Fassung :  

§ 3 .  A.ls  Geschwo rene oder Schö f fen 
s i nd nicht zu be rufen : 

1 .  de r Bundespräs ident , 
2 .  die Mitgl ieder de r Bundes regie­

rung ,  eine r  Landes regierung so­
wie der gesetzgebenden Körper ­
schaften de s Bunde s und der 
Länder ,  

3 .  Ge i s t l i che der ge setz l i ch ane r ­
k annten Ki rchen und Rel igions ­
geme inschaften sowie Ordenspe r ­
sonen,  

4 .  R i chte r ,  Notare , Rechtsanwälte 
und ande re in die Ve rteidiger­
l i s te e inge tragene Personen so­
wie Bewährungshe l fer , 

5 .  Bediens tete der Bunde smin i ste­
r i en für  I nneres und für Jus t i z  
sowie deren nachgeordnete r 
D iens tstellen . 
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B i she r ige Fas s ung : 

7 .  Personen,  die  im Betriebe eine r  
dem ö ffent l ichen Ver kehr d i e ­
nenden E isenbahn- ,  Sch i f ­
fahrts - ,  Kraftfah r l inienunter ­
nehmung oder e i ne r  ö ffentl ichen 
Telegrafen- oder Telefonanstalt 
beschäftigt s ind . 

§ 4 .  Vom Amt e ines Ges chwornen oder 
Schöf fen s i nd auf Ansuchen zu  be­
freien : 

1 .  Personen , die das 6 0 .  Leben s ­
j ahr vol lendet haben, f ü r  imme r ; 

2 .  F r auen für j ewe i l s  4 Jahre ;  

3 .  Gemeindebedi ens tete,  deren Be­
rufung zum Amt eines  Ges chwor ­
nen oder Schö f fen nicht ohne ­
dies  nach § 3 ausgeschlo s sen 
i s t ,  Ärzte , Apotheker und Den­
tisten, wenn ihre Unentbehr ­
l ichkeit  von der Bez i rk sver ­
waltungsbehörde , i n  Wien und in  
Städten m i t  eigenem- Statut vom 
Magis trat bes tätigt wi rd , für 
das f olgende Jahr . 

4 .  Personen,  die  ihrer P f l i cht als  
Geschworne ode r  al s Schö f fen an 
fünf Verhandlungs tagen entspro­
chen haben , bis  zum Ende des 
nächsten Kalende r j ahres . 

2 l 2 9HI 2 13 0H 

Vo rge schl agene Fassung : 

Befreiungsgründe 

§ 4 .  
oder 

Vom Amt 
Schö f fen  

e i ne s  Geschwor enen 
s ind auf Antr ag für 

einen 
Jahren 
l i s ten 
freien : 

Zei traum von höchs tens zwei 
( Ge ltungsdauer de r Jahre s ­
nach § 1 2  Abs .  2 )  z u  be-

1 .  Per sonen,  die während de r Gel ­
tungsdauer der vorangegangenen 
Jahres l is ten ihrer Berufung al s 
Geschworene oder Schö f fen nach­
gekommen s ind ; 

2 .  Personen ,  bei denen die  E r fü l ­
l ung ihrer P f l i cht al s Ges chwo­
rene oder Schöf fen mit  e i ne r  
unv�rhältni smäßigen per s önli ­
chen oder wirtschaftlichen Be ­
lastung für s i e  selbst  oder 
Dritte od�r mit e ine r schwer­
wiegenden und nicht ander s  ab­
wendbaren Gefährdung ö ffent­
l i cher Interes sen verbunden 
ware -. 
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Bishe r ige Fass ung : 

II . Bildung der Urliste 

a) Bes timmungen für alle  
Gemeinden mit  ni cht mehr 

als  50 . 00 0  Einwohne rn 

,§ 5 .  ( 1 ) .Jedes vierte Jahr i s t  i n  
den ersten drei Monaten des zwe i ten 
Halbj ahres für j ede Ortsgeme inde 
mit  nicht mehr als  50 . 000  E i nwoh-
nern ein Verze ichnis  aller Per sonen 
anzulegen, die nach den §§ 1 b i s  3 
zum Amt eines  
S chöf fen berufen 
nicht s chon nach 
e rwirkt haben .  

Ges chwornen o der 
we rden können und 
§ 4 ihre Be freiung 

( 2 )  Die  Anlegung des Verzeichn i s ses  
obl iegt der Geme indekommi s s ion,  die  
aus  dem Bürgermei ste r oder  seinem 
Stel lve rtrete r als  Vo r s itzendem und 
mindestens vier Ver trauenspersonen 
bes teht . 

( 3 )  Die  Kommiss ion entschei de t  mit  
S timmenmehrhei t .  

( 4 )  D i e  Vertrauenspersonen we rden 
von der ' Gemeindevertretung ( dem Ge­
meinderate) nach dem Ve rhäl tnis ­
wahl recht aus den nicht im Bun­
des - oder Landesdienste s tehenden 
Personen gewäh l t ,  die in der Ge ­
me inde ihren Wohn s i tz und die 
E ignung zum Amt eines Ge schwo rnen 
oder Schöf fen ( §§ 1 b i s  3 )  haben . 
S i e  brauchen der Gemeindeve rtretung 
nicht anzugehö ren . Auf j ede im Ge� 
me inderate vertretene Partei hat 
minde s tens ein  Kommi s s ionsmitgl ied 
zu entfal len .  Die näheren Be ­
s timmungen werden durch Ve.ro rdnung 
getro ffen.  

2 1 2 9H/ 2 1 30H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 

Verfahren der Gemeinden 

§ 5 .  ( 1 ) Der  Bürgerme i ster  ode r 
sein Ve rtreter hat j ede s zwe i te 
Jahr i n  ö f fentl iche r ,  zuvo r i n  
ortsübl iche r We i s e ,  j edenfa l l s  abe r 
durch ö f fent l i chen Ans chlag ,  kund­
zumachende r S i tzung aus der Wähle r ­
evidenz ( §  1 des Wähle revidenzge ­
setzes 1 97 3 ,  BGBl . N r . 60 1 )  die  
Namen von fünf ( in Wien  zehn ) von 
tausend de r dar in  enthal tenen Per ­
sonen durch e i n  Zufal l sver fah ren z u  
e rmitte l n .  D iese  Aus losung k ann 
durch e in automationsunter s tütztes 
Datenprogramm ode r  auf e ine ande re , 
w i l l kür l i che Beeinflussung aus ­
s chl ießende Wei s e  erfolgen .  Perso­
nen ,  die  die  Vorauss e tzungen des 
§ 1 nicht e r füllen,  s i nd sog l e i ch 
aus zuscheide n .  
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B i sherige F as s ung : 

( 5 ) Wenn Vertrauenspe r sonen aus fa l ­
len oder s i ch ihren Obl i egenhei ten 
entziehen ,  treten ihre nicht ge­
wählten Nachmänner in  der L iste  
( dem Wahlvor schlage ) derselben Wäh­
lergruppe der Reihe nach an ihre 
Stell e . 

§ 6 .  ( I } Das Verzei chnis  hat Zu­
und Vornamen,  Beruf , Tag, Monat und 
Jahr der Geburt sowie die Wohnung 
der e i ngetragenen Personen zu ent­
halten. Diese  s i nd nach dem Alpha­
bet oder in größeren Gemei nden nach 
Gemei ndebez i rken ( Ortschaften ) und 
inne rhalb dieser  nach Straßenzügen,  
Haus- und Wohnungsnummern zu reihen 
und für die ganze Gemei nde m i t  
fortlaufenden Nummern zu  versehen . 
In größeren Gemeinden kann das Ver ­
zeichn i s  auch i n  Kartei fo rm m i t  
fortlaufend nume r ierten K arteiblät­
tern angelegt werde n .  

( 2 )  Im Ver z e i chni s ,  wenn e s  in  Kar­
teiform angelegt i s t , auf e i nem be­
sonderen B l att , mus sen die Namen 
und Anschr i ften der Ver trauenspe r ­
sonen ang� führ t  sein,  d i e  an der 
Anlegung mitgewirkt haben . 

§ 7 .  ( 1  j Das Verzeichni s i s t  vom 
Bürgerme i s te r  in  e i nem al lgemei n  
zugänglichen R aume der Gemeinde 
acht Tage hindurch zu j edermanns 
Hins i cht aufzulegen . Die  Auflegung 
des Verzeichni sses i s t  vorhe r  in  
ortsüb l i cher Wei s e  kundzutun . Die  
Kundmachung hat e ine Belehrung über 
das E i nspruchsrecht zu enthalten . 

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fassung : 

( 2 )  D e r  Bürgermei s te r  hat e i n  fort­
laufend nume ri e r tes Verzeichn i s  der 
ausge l o s ten Personen in  e i nem a l l ­
gemei n  zugänglichen Raum d e r  Ge­
me inde mindestens acht Tage lang 
zur ö ffentlichen Eins i cht auf zule ­
gen .  E s  hat Vo r - und F ami l iennamen ,  
Geburtsdatum und Wohnanschri f t  der 
e i ngetragenen Personen zu  enthal­
ten . Die Auflegung des Verzeichnis ­
s e s  i s t  vorher in  o rtsüb l icher Wei ­
s e , j edenfal l s  abe r  durch ö f fentl i ­
chen Ans chlag ,  kundzutun . D i e  Kund­
machung hat e i ne Belehrung über das 
E inspruchsrecht und die  Geltendma­
chung von Befreiungsgründen zu ent­
halten . 
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B ishe r ige Fassung : 

( 2 )  Jeder e igenberechtigte Staat s ­
bürqer kann in  der Auf legungs f r i st 
wegen Übergehung von Personen ,  die  
zum Amt e ines Geschwornen oder 
Schö f fen berufen werden können 
( §§ 1 b i s  3 ) ,  oder wegen Eintragung 
von Personen,  die nach die s em Bun­
desgesetze zum Amt eine s  Geschwor­
nen oder Schöffen unfähig s i nd 
( §  2 )  oder nicht be rufen we rden 
dürfen ( §  3 ) ,  schr i ft l i ch ode r  zu 
Protokol l  E inspruch e rheben . I n  
gleicher Weise  können Befreiungs ­
gründe geltend gemacht werden . 

§ 8 .  Per sonen, wegen de ren Übe �ge­
hung Einspruch erhoben worden i s t ,  
sind i n  einem Anhange zum Ve rzeich­
nisse unter fortlaufenden, mit  " 1 "  
beginnenden Nummern einzutragen . 

§ 9 .  
( §  5 )  

( 1 ) Die  Geme indekomm i s s ion 
entscheidet über die e rhobe-

nen E insprüche und die Richtigkei t  
der gel tendgemachten Be freiungs ­
gründe , allenfal l s  nach Durchfüh­
rung der e r forde r l i chen Erhebunge n .  

2 1 2 9H1 2 l 3 0H 

Vo rgeschlagene Fas s ung : 

( 3 )  Jedermann kann innerhalb der 
Auf legungs f r i s t  wegen der E intra­
gung von Per sonen,  die die  per sön­
l i chen Voraus setzungen für das Amt 
eine s  Geschwo renen oder Schöf fen 
( §§ 1 bis 3 )  nicht e r fül len , 
schr i ft l ich oder zu Protokol l Ein­
spruch e rheben . Die  eingetragenen 
Personen können übe rdies in gle i ­
cher Wei se Befreiungsgründe ( §  4 )  
ge ltend machen .  

( 4 )  Der Bürge rme i s te r  s o l l  nach de r 
öffent l ichen Auf legung de s Ve r ­
zeichni sses  be i ausgelosten Per s o ­
nen ,  bei denen das Vor l i egen e iner 
persönl i chen Vo raus setzung der Be ­
rufung zwe i felhaft ersche int , nach 
al lenfal l s  durchgeführten Erhebun­
gen entsprechende Beme rkungen an­
br ingen .  

( 5 )  E insprüche , Befreiungs anträge 
und Bemerkungen s i nd in einem Pro­
tokol l  fo rtlaufend zu nume r ie ren 
und im Ver z e ichni s  e r s icht l i ch zu 
machen .  

§ 9 .  ( 1 )  D i e  Bez i rksve rwal tungsbe ­
hö rde erkennt mit  Bescheid  übe r 
Einsprüche und Befre iungsanträge 
sowie über den Aus schluß von Perso­
nen nach § 2 Z 3 .  Hat der  Bürge r ­
me i s ter b e i  einer ausge los ten Pe r ­
son Bemerkungen angebracht ( §  5 
Abs . 4 ) ,  so kann die Bez i r k sve rwal­
tungsbehörde , al lenfal l s  nach von 
ihr selbst  durchge führten ode r der 
Gemei nde aufgetragenen E rhebungen,  
mi t Besche id  fest stel len, daß e ine 
pe rsönl iche Vo raus setzung der Beru­
fung fehl t .  
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B i sher ige Fas s ung : 

( 2 )  Gegen diese Entschei dungen kann 
innerhalb drei e r  Tage nach ihrer 
amt l ichen Mittei lung die Bes chwerde 
beim Bürgermei s ter schr i ftl i ch oder 
zu Protokoll  e i ngebracht werden . 

( 3 )  D ie Entscheidungen und die da­
gegen eingebr achten Beschwerden 
s i nd im Ve rzeichni sse  anzume rken . 

( 4 )  Hatten die  Entscheidungen Ände­
rungen des veröffent l ichten Ve r ­
zeichni s ses  z u r  Folge , so  s ind die 
Änderungen durch Anschlag am Amts ­
s i tze kundzumachen und die Bete i ­
l igten z u  ver s tändigen .  E inspruch s ­
werber und Personen, die  Be­
freiungsgründe ge l tendgemacht ha­
ben ,  s ind in j edem Fal le  von der 
getroffenen Entscheidung zu benach­
r ichtigen . 

§ 9 a .  ( 1 )  Spätes tens in de r ersten 
Häl fte des Monates Oktobe r j edes 
Jahres s te l l t  die Gemeindekomm i s ­
s ion ( §  5 )  auf Grund des r i chtigge­
s te l l ten Ver z e i chnisses  die Geme in­
del i ste in  de r Wei se zusammen ,  daß 
s ie im e r s ten Jahr j ede vierte , im 
zwe i ten j ede dritte , im dr itten 
j ede zwei te der im Verzeichni s  e in­
getragenen Per sonen ln die Geme in­
de l i s te aufnimmt ; die fortlaufende 
Nummer ,  unter der die aufgenommene 
Pe rson im Ver z eichni s  eingetragen 
i s t ,  wird gleichzei tig im Ve rzeich­
nis  durchge str iche n .  Im  vierten 
Jahr s ind al le übr igen im Verzeich­
nis  einge tragenen Personen in  die  
Gemeinde l i s te aufzunehmen .  

2 1 2 9H/ 2 13 0H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 

( 2 )  Gegen 
Abs . 1 s teht 

einen 
dem 

Besche id  
Betrof fenen 

nach 
und 

dem E inspruchswerbe r das Rechtsmit­
tel  der Beschwerde an den Präsiden­
ten des ö rtl i ch zuständigen,  in 
Strafs achen tätigen Ger i chtsho f e s  
e rster  I nstanz z u .  D i e  Beschwerde 
i s t  binnen 14 Tagen be i der Be­
z irksve rwal tungsbehörde e inzub r in­
gen .  

( 3 ) D i e  auf Grund recht s k räft ige r  
Besche ide ausge schlos senen ode r  be ­
freiten Personen s ind im Ver z e i ch­
ni s z u  streichen . 
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- 9 -

B ishe r ige Fas sung : 

( 2 )  Be i der Anlegung de r Gemei nde ­
l i s ten s ind Personen,  die die Vo r ­
aus setzungen zum Amt eines  Ge­
schwornen oder Schö f fen ( §§ 1 b i s  
3 )  nicht mehr erfül len , zu übe rge­
hen und im Verzeichni s  unte r Angabe 
des Grundes zu streichen . 

( 3 )  Die  Gemei nde l i s te muß den An­
forde rungen des § 6 entsprechen . 

§ 1 0 . I n  Geme inden ,  die nicht 
Städte mit eigenem Statut s ind , hat 
de r Bürge rme i s te r das r i chtigge ­
stel l te Ve rzeichni s  ( §§ 5 ,  7 ,  9 )  
und die Geme inde l i s te ( §  9 a )  unte r 
Anschluß des Protoko l l e s  über die 
Wahl de r Ve rtrauenspe r sonen und al­
ler Schr i ftstücke , die  s ich auf die 
Einsprüche und die Ge l tendmachung 
von Be freiungsgründen bez iehen ,  
ohne Ve rzug an die  Bez i rksverwal ­
tungsbehörde einzusenden . 

§ 1 1 .  ( I )  Die Bez i rksve rwal tungsbe­
hö rde prüft die von den Gemeinden 
ihres Amtsbe z irkes  e inl angenden 
Verzeichni sse  und Geme inde l i s ten 
und ste l lt s i e ,  wenn s i e  be i ihrer 
Anlegung gegen die gesetz l i chen 
Vor s chr i f ten unte r l aufene Ve rs töße 
ode r  sonstige 
Bürge rme ister  
Wiedervo r l age 
zurück . 

Mänge l wahrnimmt , dem 
zur Be r ichtigung und 
binnen zwe i Wochen 

( 2 )  Wenn die Be r i cht igung die 
Strei chung oder die Neueintragung 
von Personen im Ve rzeichni s ( §§ 5 ,  
7 ,  9 )  zur Folge hat , haben de r Bür­
germe i s te r  und die Geme indekomm i s ­
s ion gemäß § §  7 b i s  9 vo rzugehen 
und die Geme i nde l i s te entsprechend 
zu  be richtigen . 

2 l 2 9HI 2 1 3 0 H  

Vorges chlagene Fassung : 

§ 6 .  I n  Geme inden,  die  nicht S tädte 
mit e igenem Statut s ind , hat de r 
Bürge rmei ster das Ve r z e i chn i s  unte r 
Anschluß aller  Schr i fts tücke , die  
s ich auf  E insprüche , Be freiungsan ­
träge und Bemerkungen bez iehe n ,  
spätes tens i m  Septembe r de s Jahres  
der  Aus losung der  Bez i rk sve rwal ­
tungsbehö rde e inzusende n .  

Verfahren der Bez irksverwaltunqs­
behörden 

§ 7 .  ( 1 ) Die  Bez i r k sve rwal tungsbe ­
hö rde prüft die von den Geme i nden 
einl angenden Ve r z e i chni s se und 
ste l l  t diese dem Bürgerme i st e r  zur  
Be r i chtigung und Wiedervo r l age bin­
nen angemessene r F r i s t  zurück , wenn 
s ie Ve r s töße gegen die  gesetz l i chen 
Vo rschr i ften über die Anlegung ode r  
sonst ige Mänge l wahrnimmt . 
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- 10 -

B isherige Fassung : 

( 3 )  Das Verzeichn i s  und die Geme in­
del i ste s ind nach R i chtigstel l ung 
ohne Verzug der Be z i r ksverwaltungs ­
behörde wieder e inzusenden .  

§ 1 2 . Kommt e i n  Bürgerme i s te r  den 
ihm obl iegenden Verpf l i chtungen 
nicht f r i s tgerecht nach, so hat die 
Bez i rksverwaltungsbehörde die rück­
s tändige Amtshandlung durch ihre 
eigenen Organe auf Kos ten der s äu­
migen Gemeinde , im Falle eine s  of­
fenkundigen Ver schuldens des  Bür­
germe is te r s  auf de s sen Kosten vor ­
nehmen z u  las sen . 

§ 1 3 . ( 1 ) Bei  de r Bez i rksverwal­
tungsbehörde tritt  die Bez i r k s ­
komm i s s ion zusammen . S ie  besteht 
aus dem Bez i rkshauptmannn oder 
seinem Stel lve rtreter als Vor s i t ­
zendem und minde s tens sechs Ver ­
trauenspersonen .  Diese wählt die 
Landes regierung aus den Gemei nde­
komm i s s i onen so aus , daß die Wäh­
lergruppen ,  die für die Wahlen in 
die Geme indekommi s s ionen Bewe rbe r 
aufgestellt  haben,  in  der Bez i rk s ­
kommi s s ion ihrem Kräfteverhältnis 
im Landtage entsprechend ver treten 
s ind , und diese Komm i s s ion übe r die  
nötigen Personalkenntn i s se ve rfügt . 
Auf j ede im National rat oder im 
zus tändigen Landtag vertretene Par­
tei hat mindes tens eine Vertrauens ­
person z u  entfallen,  wenn s ie in  
eine r  Gemeindekomm i s s ion de s Be z i r ­
k e s  vertreten i s t . Für j ede Ver ­
trauensper son i s t  ein  Stellvertre­
ter z u  bes timmen . 

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorge s chlagene Fassung : 

( 2 )  Kommt ein  Bürgermei ster den i hm 
obliegenden Verp f l ichtungen n icht 
f r i s tgerecht nach, so  k ann die Be­
z i rksverwal tungsbehörde die  rüc k ­
ständige Amtshandlung durch ihre 
Organe auf Kosten de r säumigen Ge­
mei nde vornehmen . 

§ 8 .  Die Bez i rksverwaltungs behö rde 
ho lt Strafreg is teraus künfte übe r  
die ausge lo sten Personen e i n  und 
unter r i chtet diese al lgeme i n  übe r 
die mit  dem Amt eine s  Geschworenen 
oder Schö f fen verbundenen Rechte 
und P f l ichten sowie über die  Vor ­
schri ften der §§  1 b i s  4 .  
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- 11  -

B i she rige Fassung : 

( 2 )  D i e  Bez i rk s komm i s s ion bez e i ch­
net in den Geme indel is ten die Per­
sonen, die wegen ihres vorbehal tlo­
sen  Eintretens für die unabhängige 
demokratische Repub l i k  Ös te r re ich, 
ihrer Ver ständigkei t ,  Ehrenhaftig­
kei t  und Charakte r fe stigkei t  für 
das Amt eines  Geschwornen ode r  
Schöf fen besonder s  gee ignet e r ­
scheinen . 

( 3 )  D ie  Bez i rkskomm i s s ion i s t  nicht 
gehal  ten , die Auswahl de r zum Amt 
e ines Geschwo rnen oder Schö ffen be­
sonde r s  gee igneten Personen aus 
e iner Gemei nde l i ste fortzusetzen, 
wenn die  Zahl der ausgewähl ten Per­
sonen vier  vom Hundert  de r in  die­
ser Gemei nde l i ste eingetragenen 
Personen e rreicht hat . 

( 4 )  Fal len eine Vertrauensper son 
und ihr Stel lve rtreter aus , so i s t  
die s  der Landes regierung ohne Ve r­
zug zu  ber i chte n .  Diese  e r setzt die  
fehlenden Vertrauenspersonen durch 
andere aus de rselben Wählergruppe . 

( 5 )  D ie  Bez i rk s komm i s s ion entsche i ­
det m i t  Stimmenmehrhe i t .  Bei Stim­
mengle ichhei t  gibt die Stimme des 
Vor s i tzenden den Aus schlag .  

§ 14 . 
hörde 

( 1 ) D ie  Be z i rksverwal tungsbe­
übe rsendet die al lenfal l s  

ber ichtigten Geme inde l i sten der Ge­
mei nden ihres Amtsbez i rkes , die 
nicht Städte mit e igenem Statut 
s ind , s amt al len dazugehör igen Ur­
kunden , außerdem auch das Ve rzeich­
ni s ( §§ 5 ,  7 ,  9 ) ,  sofe rn übe r dar in 
vorgeme rkte Bes chwerden gegen Ent­
sche idungen der Geme indekomm i s s ion 
zu entsche iden i s t  ( §  9 Abs . 2 ,  
§ 2 7 ) ,  ferne r die  Äuße rungen der 
Bez i rk s komm i s s ion ( §  1 3 ) unter 
namentl iche r Anführung der Mi tgl ie­
de r dieser  Komm i s s ion, die  an der 

2 l 2 9HI 2 130H 

Vorgeschlagene Fassung : 

§ 10 . Die  Bez i r ksve rwal tungsbehö rde 
�bersendet die Ve rze i chn i s s e  samt 
erhobenen Beschwe rden und noch zu 
beurte i lenden Beme rkungen de r Bür­
germei ster dem Präs identen des ört­
l i ch zuständigen, in Strafsachen 
tätigen Ger i chtsho fes e r s te r  In­
stanz . 
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- 1 2  -

Bi sherige Fassung : 

Auswahl der besonder s  geeigneten 
Personen bete i l igt waren,  dem Prä­
s identen des die allgeme ine Straf­
ger i chtsbarke i t  ausübenden Ge ­
r i chtshofes  e rster I ns tanz . 

, ( 2 )  S ind in  dem Verzeichni s  ( §§ 5 ,  
7 ,  9 )  e ine r  Geme inde keine Be ­
schwerden gegen die Entsche i dungen 
de r Gemeindekommis s ion vorgemer k t  
oder i s t  über solche Beschwerden 
berei  ts  entschieden ( §  2 7 ) ,  so 
s te l l t  die Be z i rksve rwaltungsbehö r ­
de das Verzeichni s dem Bürgerme i ­
ster zurück . 

§ 1 5 .  ( 1 )  In Städten mit  e igenem 
Statut l äßt der Bürge rme i ster das 
Verzeichni s  ( §§ 5 ,  7 ,  9 )  und die  
Gemeinde l i ste (§  9a )  durch den Ma­
gistrat übe rprüfen . 

( 2 )  Stel l t  der Magi strat gegen die 
ge set z l i chen Vorsehr i ften unter l au­
fene Ver s töße ode r ande re Mängel 
fes t ,  so  veranlaßt de r Bürge rmei ­
s te r  die Ber ichtigung de s Ve rzeich­
nisses  und de r Geme inde l i ste durch 
die Geme i ndekomm i s s i on .  Die  Vo r ­
schri ft des § 11 Abs .  2 g i l t  auch 
für die Bürgerme i s te r  der Städte 
mit  eigenem Statut . 

( 3 )  Die  Bezeichnung der zum Amt 
e ines Ges chwornen oder Schöffen be­
sonders  gee igneten Pe r s onen (§  13  
Abs . 2 und 3 )  l iegt de r Gemeinde­
komm i s s ion ob . 

( 4 )  Der Bürgerme i ster übe r sendet 
die al lenfal l s  ber i chtigte Gemein­
del i s te s amt al lem Zubehö r  nach den 
s inngemäß anzuwendenden Bestimmun­
gen des § 14 unmitte lbar dem Präs i ­
denten des die al lgeme ine Strafge -

2 l 2 9H I 2 1 3 0H 

Vo rge schlagene Fassung : 

Verfahren in Städten mit eigenem 
Statut 

§ 1 1 . ( 1 )  I n  Wien s i nd die  ausge ­
losten Personen nach ihre r Wohnan­
schr i f t  in  Bez i r k sver ze i chn i s se 
aufzunehmen ,  die im j ewei l igen Ge­
mei ndebe z i r k  zur E i n s i cht aufzule­
gen s i nd ( §  5 Abs . 2 ) . I n  den 
Städten mit eigenem Statut , de ren 
Stadtgebiet in Bez i r ke unte rte i l t  
i s t ,  kann der Bürgerme i s te r  e inen 
solchen Vorgang anordne n .  

( 2 )  Die  Prüfung d e s  Verze i chni s s e s  
( de r  Bez i rksverze ichn i s se ) obl i egt 
dem Magistrat . S te l l t  der Magistrat 
Ver stöße gegen die gesetz l i chen 
Vor s chr i f ten ode r  andere Mängel 
fes t ,  so veranlaßt der Bürge rme i ­
s te r  die Ber ichtigung des Verze i ch­
n i s se s . 

( 3 )  Der Bürgermei ster kann im F a l l  
des § 5 Abs . 4 e i ne ausge loste Per ­
son mi t Bescheid  aus s chl ießen ( §  9 )  
oder bloß Bemer k ungen anbringen .  

( 4 )  D i e  we iteren Aufgaben de r Be ­
z i rksverwaltungsbehö rde ( §§ 8 b i s  
10 ) obliegen in  Städten mi t e igenem 
Statut dem Bürge rme i ster . 
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- l 3  -

B i s he rige Fassung : 

richtsbarkeit  ausübenden Ger i chts ­
ho fes e rs te r  Instanz , zu des sen 
Sprengel die  S tadt gehö r t .  

b )  Sonderbestimmungen für 
Gemeinden mit  

mehr a l s  50 . 000  E i nwohnern 

§ 16 . ( 1 )  Jedes vierte Jahr hat der 
Magistrat in den e r s ten drei Mona­
ten des zwe i ten Halbj ahres alle  
Personen , die  zum Amt e ine s Ge­
schwornen oder Schöf fen fähig s i nd 
und berufen we rden dürfen ( §§ 1 b i s  
3 ) ,  zu e r fas sen . 

( 2 )  D ie  E inwohne r der Geme inde s i nd 
verp f l i chte t ,  der vom Bürge rme i s te r  
z u  e r lassenden Kundmachung gemäß an 
der Anlegung des Verzeichni s se s  
durch de r Wahrhei t  entsprechende 
Beantwo rtung der 
Formblättern,  die 
strate zuzumi tte ln 
ken .  

Fragen 
i hnen 
s ind , 

in  den 
vom Magi ­
mitzuwi r -

( 3 )  Wer den kundgemachten Ano rdnun­
gen des Bürgerme isters  nicht Fo lge 
lei s tet ode r  we r im Fo rmblatt be­
wußt wahrhe i tswidr ige Angaben 
macht , wird  vom Magi strat mit ei ne r 
Geldstrafe b i s  zu 1000  S belegt , 
für den Fall  der Une inbringl i chke i t  
der Ge lds trafe mit Arres t b i s  zu 
vier Wochen bestraf t .  

( 4 )  Die  Formbl ätter mus sen entha l -
ten : 

1 .  e ine gemeinvers tändl iche Beleh-
rung ; 

2 .  den Vorschri ften der §§ 1 b i s  2 
entsprechende F rage n ;  

3 .  d i e  F r age , o b  Be freiung vom Amt 
eine s  Geschwo rnen oder Schö f fen 
für immer nach § 4 Z .  1 ,  be ­
z iehungswe ise  für vier  Jahre 
nach Z .  2 begehrt wird,  mit  dem 

2 1 2 9H/ 2 l 3 0 H  

Vorgeschlagene Fassung : 
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- 14 -

Bisher ige Fassung : 

Bei satz e ,  daß e i n  nachträg­
l iches Begehren dieser  Art 
nicht berücksichtigt wird;  

4 .  den Vo rdruck der e ides stättigen 
Ver s icherung ,  daß die im Form­
blatt enthaltenen Fragen der 
Wahrhei t  gemäß beantwo rtet wor ­
den s ind . 

( 5 ) Der Bürgerme i ster hat i n  der 
Kundmachung ( §  16  Abs . 2 )  auf die 
streng vertraul iche Behandlung der 
ausge fül l ten Formblätter hinzuwe i ­
sen und Vorsorge z u  tref fen , daß 
j edem Fo rmblatt eine Papierhül le 
mit dem Aufdrucke " streng ve rtrau­
l ich" beigegeben wird ,  in de r das 
ausgefüll te Formblatt ver schlo s sen 
abzugeben i s t . 

( 6 )  Das ausge fül l te Formb l att  und 
die Papierhül le müs sen von der Per ­
son, die s ie betref fen ,  m i t  Vor ­
und Zunamen und Adres se unterfer­
tigt sein . 

( 7 )  I n  Wien s ind die ausge fül lten 
Formblätte r für j eden Gemei ndebe­
z i rk gesondert zu samme ln;  in  den 
anderen Gemeinden ,  die in Bez irke 
unterte i l t  s ind , kann der Bürger ­
me i ster die sen Vorgang ano rdnen .  

( 8 )  Die  ausgefül l ten Formbl ätte r 
s ind nach dem Alphabet oder nach 
Straßenzügen,  Haus - und Wohnungs ­
nummern zu  ordnen und mi t fortlau­
fenden Nummern zu versehen . 

§ 17 . ( 1 )  Aus den so erfaßten Per­
sonen (§  1 6  Abs .  8 )  ist  von der  Ge­
meindekomm i s s ion oder Geme indebe-
z i rkskommi s s ion ein  
( Gemeinde l i ste oder 
z i r k s l i ste ) anzulege n .  

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Ve rzeichni s  
Gemei ndebe-

Vorgeschlagene Fas sung : 
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- 1 5  -

B i she r ige Fassung : 

( 2 )  I n  Wien i s t  für j eden Gemeinde ­
bez i rk e i ne Kommi s s ion ( Geme indebe ­
z i rk s komm i s s io n )  e inzusetzen , die  
aus dem Bez i rk svo r steher oder s e i ­
nem Stel lvertreter als Vor s i tzendem 
und mindes tens sechs Vertrauensper ­
sonen bes teht . 

( 3 )  I n  den anderen Gemeinden i s t  
eine Komm i s s ion ( Gemeindekomm i s ­
s ion )  e inzusetzen , die aus dem Bür­
germeister  oder seinem Stel lvertre ­
ter als Vor s i tzendem und mindestens 
sechs Ver trauenspe r sonen bes teht . 
I s t  j edoch die Gemeinde in Bez i rke  
untergete i l t ,  so  kann der Bürge r ­
mei ster d i e  Bi ldung von Gemeindebe­
z i rk s kommi s s ionen ( Ab s . 2 )  ve r füge n .  

( 4 )  Für die  Gemeindekommi s s ionen 
Geme indebe z i r k s kommi s s ionen 

die  Bes timmungen des § 5 
b i s  5 .  

und 
gel ten 
Abs . 3 

§ 18 . ( 1 )  I n  das al l j ähr l ich späte ­
stens im Oktober anzulegende Ve r ­
zeichni s ( §  17  Abs . 1 )  i s t  im e r ­
sten Jahre j ede vierte , im zwe i ten 
jede dr i tte , im dr i tten j ede zwe i te 
der i n  den geordneten Formblätte rn  
(§  16  Abs . 8 )  e ingetragenen Pe r s o ­
nen unte r gle ichzeitiger Entnahme 
ihrer Fo rmblätter und im vierten 
Jahre j ede der in den verb l iebenen 
Formblättern eingetr agenen Per sonen 
aufzunehmen .  Dabei s i nd j ewe i l s  die 
Formblätter von Per sonen , die nach 
dem I nhalte der Formblätte r ode r 
nach den zur Ve r fügung s tehenden 
Übe rprüfungsbehe lfen die Vorausset­
zungen zum Amt eines  Geschwo rnen 
ode r Schö f fen ( §§ 1 b i s  3 )  nicht 
erfül len,  zu übergehen und endgül ­
tig auszuscheiden . 

( 2 )  Der Komm i s s ion obl iegt auch die  
nach § 1 3  Abs . 2 de r Bez irks komm i s ­
s ion zufal lende Aufgabe . Auch s i e  

2 l 2 ;H / 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fassung : 
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- 1 6  -

B i sherige Fas s ung : 

i st  nicht gehalten,  die  Auswahl de r 
zum Amt e ines Ges chwo rnen ode r 
Schö ffen besonde r s  gee igneten Pe r ­
sonen fortzusetzen , wenn die Zahl 
der Ausgewähl ten vier  vom Hunder t  
der in  den geordneten Formblättern 
. ( § 1 6  Abs . 8 )  im E r fas sungs j ahr 
e ingetragenen Per sonen e r reicht hat . 

( 3 )  Das Ve rze ichn i s  k ann auch in  
Kartei form angelegt we rden .  

( 4 )  Die  Reihung der  i n  das Ve r ­
ze ichni s auf zunehmenden Personen 
kann alphabe tisch oder nach Stra­
ßenzügen , Haus - und Wohnungsnummern 
erfo lgen . 

§ 1 9 . Das Ve rze ichnis  ( §  17  Abs . 1 )  
muß den Anforde rungen de s § 6 ent­
sprechen . 

§ 2 0 . ( 1 )  Das Verzeichni s  ( Geme in­
de l i s te ode r Geme indebe z i r k s l i s te )  
i s t  vom Bürgerme i s te r ,  wenn es  für 
einen Geme i ndebez i rk ange legt i s t ,  
vom Bez i rksvorsteher nach den We i ­
sungen des Bürgerme i s te r s  i n  einem 
al lgemei n  zugängli chen Raum der Ge­
meinde acht Tage hindurch zu j ede r ­
manns Einsicht aufzulege n .  Die  Auf ­
legung des Ve rzeichn i s ses  i s t  vo r ­
he r in or tsübl icher We i se kundzu­
tun . Die  Kundmachung hat eine Be­
lehrung übe r das E i nspruchs recht zu  
enthalten . 

( 2 )  Jeder e igenberechtigte Staats­
bürge r kann in de r Auf legungs f r i s t  
wegen E intragung von Per sonen, die 
nach diesem Bunde sgesetze  Zl'm Amt 
eines  Geschwo rnen ode r  Schöf fen un­
fähig s ind ( §§ 1 b i s  2 )  ode r nicht 
berufen we rden dür fen (§ 3 ) ,  
sehr i ft l i ch oder zu Protoko l l  E in­
spruch e rheben . In gleiche r We i se 
können Befreiungsgründe nach § 4 
Z .  3 ge l tend gemacht we rden . 

2 l 2 9HI 2 1 30H  

Vo rgeschlagene Fas sung : 
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B i she r ige Fassung : 

( 3 )  Die  Vorschri ften de s § 9 f i nder. 
mit  de r Maßgabe Anwendung , daß s ie 
auch für die Geme indebe z i r k s komm i s ­
s ion ge lten und die Beschwe rde 
gegen de ren Entscheidungen beim Be­
z i r ksvo r s teher e inzubringen i s t .  

§ 2 1 .  ( 1 )  I n  Wien legen die Bez i r k ­
vor s tehe r d i e  fertigge s te l l ter. Ge ­
mei ndebe z i r k s l i s ten mit  allen 
Schr ifts tücken,  die s ich auf die  
E insprüche und die Gel tendmachung 
von Befreiungsgründen beziehen ,  dem 
Bürge rme i s ter vor ,  de r s i e  unte r 
Ans chluß des Protoko l les  übe r  die 
Wahl de r Ve rtrauenspe r sonen an den 
Präs identen des Lande sge r ichtes für 
Straf s achen Wien leitet . 

( 2 )  Der glei che Vorgang i s t  von den 
Bez i rk svo rstehe rn ande rer in Bez i r ­
k e  unte rgetei lten Geme inden e inzu­
halten , wenn für j eden Geme indebe­
z i r k  ein Verze ichni s  ( Gemeindebe­
z i r ks l i s te )  angelegt worden i s t .  
Der Bürgerme i s te r  e iner solchen Ge­
me i nde übe rsendet das Ve rze ichni s  
samt Zubehör dem Präs identen des 
die al lgemeine Ge r ichtsbarke i t  in 
Straf s achen ausübenden Ge r i chtsho ­
f e s  e r ster Ins tanz , z u  des sen 
Sprenge l se ine Geme inde gehö r t . 

( 3 )  I n  gleicher We i se ver fährt der 
Bürgerme i s ter de r Geme inde , in de r 
ein einheitl i che s Ve rzeichni s  ( Ge ­
me inde l i ste ) angelegt wo rden i s t . 

Geme insame Bestimmungen zu a und b 

§ 2 2 .  D ie  Gerichte haben von Ent­
mündigungsbesche iden,  von Besch l ü s ­
sen auf Entziehung de r väte r l i chen 
Gewalt ur.d von de r Aufhebung dieser  
Ve rfügungen ,  'Ion der  E r ö f fnung und 
Beendigung eines  Konku r s - ode r AUS ­
gleichsve rfahrens sowie von in 
Rechts k r aft e rwachsenen Strafurte i -

2 l 2 9H/ 2 1 3 C E  

Vo rgeschlagene Fassung : 
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Bi sherige Fas s ung : 

len wegen eine r  im § 2 Abs .  I Z .  8 
bezeichneten strafbaren Handlung , 
wenn die betrof fene Pe rson öster­
re i chischer Staatsbürger ist und 
das 3 0 .  Lebens j ahr e r re i cht hat , 
den Bürgermei ster ihres Wohnortes 
unter Berufung auf diese Gesetzes ­
s t e I l e  zu  ver ständigen . 

§ 2 3 .  D ie  Gemeinde l i s ten und Ge­
meindebe z i r k s 1 i sten aller  Gemei nden 
e i nes  die  allgemeine Ge r ichtsbar­
keit  in Strafsachen ausübenden Ge­
r ichtshofes erste r  I nstanz b i lden 
in  ihrer Ge samthei t  die Ur l i s te 
dieses  Gerichtshofes . 

§ 2 4 . Jede der an der B i ldung der 
U r l i s te mitwi rkenden 
( Gemeindekomm i s s ion,  

Komm i s s i onen 
Geme indebe-

z i rkskomm is s ion,  Bez i rk s komm i s s ion)  
ist  beschluß fähig,  wenn außer dem 
Vor s i tzenden mehr als die Häl fte 
der Vertrauenspe r sonen oder deren 
Stellve r treter anwesend s ind . 

III . Bildung der Jahresl iste 

§ 2 5 .  ( 1 ) Der Präsident des Ge-
r i chtsho fes beruft eine Komm i s s ion,  
die  spätes tens im Novembe r j edes 
Jahres die Jahres l'i ste für den Ge­
r i chtshof zusammenste l l t . 

( 2 )  D ie  Kommiss ion be s teht außer 
dem Präs identen oder seinem Ste l l ­
ve rtreter a l s  Vor s i tzendem aus drei 
Richte rn,  die den Räten de s Ge­
r i chtsho fes oder den Vo rs tehe rn der 
Be z i rksgerichte entnommen werden, 
und aus mindes tens fünf Ve rt rauens­
pe rsonen . 

( 3 )  Die  Richter werden 
denten de s Ge richtsho fes 

vom Präs i ­
bes timmt . 

Die  Ve rtrauensper sonen we rden von 
de r Lande s regie rung des Bunde s l an­
des ( Stadtsenat Wien ) be s te l l t ,  in 

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vo rgeschlagene Fas s ung : 
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Bishe r ige Fassung : 

dem der Gerichtsho f  seinen S i tz 
hat . S ie we rden in Wien aus den Ge­
mei ndebe z i r kskomm i s s i onen , anson­
s ten aus den Gemeindekomm is s ionen 
innerhalb des Ger i chtsho fsprengels  
so ausgewählt ,  daß j ede Wählergrup­
pe , die für die Wahlen in die Ge­
meindebe z i rkskomm i s sionen oder Ge­
meindekomm i s sionen Bewe rber aufge ­
s t e l l t  hat , dem Kräfteve rhäl tni s  
der Wählergruppen im Landtage ( Ge­
meinde rate Wien ) entsprechend ver­
treten i s t .  Auf j ede im National rat 
oder im zus tändigen Landtag ve r tre­
tenen Partei hat mindes tens e ine 
Vertrauensper son zu entfallen,  wenn 
s i e  i n  e iner Bez i rk s komm i s s ion 
( §  13 ) oder e iner Gemei ndekommi s ­
s ion, bzw. Gemeindebez i rk skomm i s ­
s ion ( §  17 ) vertreten i st .  

( 4 )  Für j ede Vertrauensperson i s t  
ein  derselben Wähle rgruppe angehö­
r iger Vertrete r  zu bestimmen,  der 
an ihre Stel le zu treten hat , wenn 
s i e  aus fäl l t  oder s ich der E rfül­
lung ihrer Aufgabe entz ieht . 

( 5 )  Fallen eine Vertrauenspe r son 
und ihr Stel lvertreter aus , so f in­
det die Vor s chr i ft des § 13 Abs . 4 
Anwendung . 

( 6 )  D ie  Kommiss ion entsche idet mit 
S timmenmehrhe i t .  Be i Stimmengleich­
he i t  gibt die Stimme des Vo r s itzen­
den den Aus s chlag� Gegen ihre Ent­
scheidungen i s t  eine Beschwerde 
nicht zuläs s ig .  

( 7 )  D i e  Namen der Vertrauenspe r so­
nen s i nd dem Präs identen des Obe r­
landesgerichtes anzuze igen . 

§ 2 6 .  Der Präs ident des Ger i chtsho ­
f e s  ver ständigt von der S i tzung der 
Kommi s s ion rechtzeitig den Landes ­
hauptmann , in  Wien den Bürgerme i -

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vo rges chlagene Fassung : 
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Bi sherige Fass ung : 

s ter wegen Entsendung eines Abge ­
o rdnete n .  D ieser  hat nur beratende 
Stimme . 

§ 2 7 . ( 1 )  D ie Komm i s s ion entsche i ­
det vorerst über die i n  den Ve r ­
zeichni ssen vo rgeme rkten Beschwe r ­
den ( §  9 ) .  

( 2 )  Der Präs ident des Ge richtsho fes  
stellt  sodann j ene Verzeichni s s e ,  
die nach § 5 Abs . 1 ange legt wur ­
den,  den Bez i r ksverwaltungsbehö rden 
zurüc k ,  die s i e  wiede r den Bürge r ­
me i s tern über senden ; solche Ve r ­
zeichni s se de r Städte mit eigenem 
Statut stellt de r Präsident den 
Bürge rme i s tern zurüc k . 

( 3 )  S i nd Personen wider das Gesetz 
übergangen worden,  so veranlaßt s i e  
ihre E intragung ; s ind Personen zu 
Unrecht ins Ve rze ichn i s  aufgenommen 
wo rden,  so verfügt s i e  ihre Stre i ­
chung . 

( 4 )  Ve rfügungen nach Abs . 2 s ind 
vom Präsidenten des Gerichtshofes  
den Bete i l igten und dem Bürge rme i ­
ster der Gemei nde mitzutei len,  de r 
die Bete i l igten angehö ren . 

§ 2 8 .  Wenn bei Bez i rk sger i chten des 
Geri chtshof sprenge l s  rege lmäßig 
Schöf fenge r i chtsverhandlungen abge ­
halten werden,  so sonde rt der Prä­
s i dent des Ger i chtshofes die Ge­
me inde l i sten der zum Sprenge l 
dieser  Bez i rk sge r ichte gehö r igen 
Geme i nden ab . 

§ 2 9 .  
den -
gemäß 
l i sten 

( 1 )  
nach 
§ 2 8  

Die  Komm i s s ion s te l l t  aus 
allfäll ige r  Absonde rung 
verbl iebenen - Gemei nde ­

Geme indebezirks l i s ten und 
unte r Bevorzugung der in ihnen al s 

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorge schlagene Fas s ung : 

Verfahren bei Gericht 

§ 1 2 . ( 1 ) De r Präs ident de s in 
Strafsachen tätigen Ge r i chtsho fes  
e rster Instanz ents che ide t  übe r 
Beschwe rden ( §§ 9 Abs .  2 ,  
1 1  Abs . 3 )  und ve ranl aßt e ine a l ­
lenfal l s  e r forde r l i che Be r i chti gung 
der Ve r ze ichni s se . 

( 2 )  Für e ine Gel tungsdauer von zwe i 
Jahren b i lden die  Ve rzeichni s s e  de r 
Gemei nden ( Gemei ndebe z i rke ) der 
näheren Umgebung des Amt sgebäude s 
des Ger i chtsho fes  die  Jahrese rgän-
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Bishe rige Fas sung : 

besonder s  geeignet bezei chneten 
Personen die Jahres l i s te des Ge­
r i chtshofes  zusammen . 

( 2 )  Die Jahre s l i s te 
.eine r  Haupt- und eine r  
l i ste .  

bes teht aus 
E rgänzung s -

( 3 )  In d i e  E rgänzungli ste sind nur 
Personen aufzunehmen ,  die am S itze 
des Gerichtshofes oder in des sen 
nächster Umgebung wohne n .  

( 4 )  In d i e  Hauptl i ste sol len minde ­
s tens um die Häl f te mehr Personen 
aufgenommen werden,  al s nach de r 
vorauss i chtl ichen Anzahl von Ver ­
handlungen vo r den [Volkgsge r ich­
ten] und - abgesehen von Ju­
gendsachen - vo r den Geschwornen­
und Schö ffenge r ichten e r forde r l ich  
s i nd ,  wenn j ede r Geschworne oder 
Schöffe nur an fünf Verhandlungsta­
gen zum Dienst he range zogen wi rd . 

( 5 )  Die Zah l  der ln die E rgänzungs ­
l i ste eingetragenen Personen soll  
ungefähr der Häl fte der  Zahl der  in  
die  Hauptl i ste aufgenommenen ent ­
sprechen . 

( 6 )  Nach den Vo r s chr iften der 
Abs .  1 bis  5 stel l t  die Kommis s ion 
aus den abgesonde rten Gemeinde l i ­
s ten ( §  2 8 )  auch die beso'.lderen 
Jahres l isten für die Be z i rksgerich­
te zusammen ,  bei denen regelmäßig 
S chö ffenge r i chtsverhandlungen abge­
halten we rden .  

( 7 )  Über die Sitzung der  Kommi s s ion  
i s t  ein Protoko l l  auf z unehmen .  

2 1 2 9H/ 2 130H  

Vo rges chlagene Fassung : 

zung s l i s te ,  die übr igen Ver z e i ch­
ni s se die Jahreshauptliste . Näher e s  
hat de r Bundesmin i s te r  für Jus t i z  
durch Verordnung zu  be s timme n .  

§ 1 3 . ( 4 )  I n  die Hauptdiens t l i s ten 
sollen mindes tens um die Häl fte 
mehr Personen aufgenommen we rden 
al s nach de r vor auss ichtli chen An­
z ahl der Verhandl ungs tage e r forde r ­
l ich s ind , wenn j eder Ges chworene 
und S chö ffe  an fünf Ve rhandlungsta­
gen im Jahr  zum D ienst her angez ogen 
wi r d .  Die Zahl der in die E rgän­
zungsdienst l i s ten eingetragenen 
Per sonen s o l l  annähernd der Häl fte 
der Z ahl der  in die Hauptdiens t l i -
s ten  aufgenommenen 
de Person darf nur 
l i s te ( Hauptoder 
aufgenommen werden . 

entspreche n .  Je­
in  e ine Dienst­
E rgänzung s l i s te ) 
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Bi sherige Fassung : 

IV . Bildung der Dienstl isten 

§ 3 0 . ( 1 ) Der Präs i dent des Ge ­
r ichtshofes  b ilde t  durch Aus losen 
aus der Jahre s l iste ( Haupt- und E r ­
gänzungs l i s te )  in  ö ffent l i cher Si  t ­
zung 

womögl i ch vier Wochen vor Be­
ginn j eder Tagung des Geschwo rnen­
geri chte s  die Dienstl i s te der Ge­
schwornen für diese Tagung und 

womögl i ch in  der e r s ten Woche 
e ines j eden Monates für den fo lgen­
den Monat die Dienstl i ste der 
Schö f fen . Wenn es ihm zweckmäßig 
sche i nt ,  kann er die D ienstl i ste 
der Schö f fen auch für einen länge­
ren Zeitraum, höchstens j edoch für 
drei Monate , anlegen .  

( 2 )  Jede der  beiden Dienstl i sten 
besteht aus eine r  Haupt- und e iner 
E rgänzungs l i ste . 

( 3 )  D i e  ausge los ten Haupt- und E r ­
gänzungsges chwornen sowie Haupt­
und E rgänzungss chöf fen s i nd in der 
Re ihenfo lge de r Aus losung in die  
Haupt- und E rgänzungs l i s ten einzu­
trage n .  

( 4 )  Jeder Geschwo rne und j eder 
Schö f fe dar f nur in e ine de r be iden 
Diens t l i sten und in dieser nur ent­
weder in  die Haupt- oder in die 
E rgänzungs l i s te aufgenommen werden . 

( 5 )  Die  Vor s chr i f ten 
Abs . 4 und Abs . 5 gelten 
auch für die Diens t l i s ten . 

des § 2 9  
s inngemäß 

( 6 )  In der S i tzung zur Bildung de r 
Diens t l i s te der Schöf fen s ind auch 
die  al l fäll igen besonde ren D iens t-

2 1 2 9H/ 2 1 30H 

Vorgeschlagene Fassung : 

( 1 ) Vor Beginn de r Ge l tungsdaue r 
der Jahre s l i ste b i lde t  de r 
Präsident des Ger i chtsho fes  e r ster  
I nstanz spätestens in  der  e r s ten 
Dezemberwoche in  ö f fent l i che r ,  
durch ö ffentl i chen Ans chlag kundzu­
machender S itzung durch Aus losen  
aus den Jahres l i s ten zunächs t  die  
Diens t l i s ten ( Haupt- und E rgän­
zungs l iste ) der Ge s chwo renen und 
sodann . j ene de r Schöffen,  die  j e ­
wei l s  für das e r s te Jahresviertel  
der  beiden folgenden Jahre ge l ten . 
Die  D i enst l i s ten für die  we i te ren  
Jahresviertel s ind entweder in  der ­
selben oder i n  we i te ren S i tzungen,  
die spätestens vier  Wochen vor Be ­
ginn des j ewe i l igen Jah resvierte l s  
des e rs ten Jahres de r Gel tungsdauer 
abzuhalten s ind , durch Aus lo sen zu 
b i lden . 
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B isher ige Fassung : 

l i s ten der Schöffen für die  Be­
z i r k sger i chte im Ger ichtshofspren­
gel ,  bei denen regelmäßig Schöf fen­
ger i chtsve rhandlungen abgehalten  
werden, aus den für sie  besonde r s  
zusammenge stell ten Jahres l is ten 
( §  29 Abs . 6 )  zu  b i lden . 

( 7 )  Über die Vo rgänge in  die S i t ­
zung i s t  ein  Proto ko l l  aufzunehmen . 

§ 3 1 .  ( 1 )  Von der S itzung zur B i l ­
dung der D iens t l i s ten s ind der 
Staatsanwal t  und die  Rechtsanwalts ­
kammer rechtzei tig zu  benachri chti ­
gen . 

( 2 )  Der Staatsanwal t und der Ver ­
treter der Rechtsanwal tskamme r  kön­
nen in der Si tzung gegen die Auf­
nahme eine r  ausge losten Per son in 
die Diens t l i s te E inspruch e rheben ,  
wei l  ein  Umstand vo rl iege , der d i e  
ausgeloste Person z u r  Ausübung des 
Amtes eine s  Geschwornen oder Schö f ­
fen unf ähig oder ihre Berufung zu  
diesem Amt unzuläs s ig macht ( §§ 1 
bis  3 ) ,  oder wei l  ihr wegen ihres 
bescholtenen Lebenswandel s  oder 
ihres nicht einwandfreien s taat s ­
bürge r l i chen Ve rhal tens d i e  Eignung 
zu diesem Amte fehl e .  Der Präs ident 
hat nach Durchführung der notwendi ­
gen Erhebungen mit  mögl ichster Be­
schleunigung die Entscheidung de r 
Ratskamrner übe r den E inspruch e in­
zuholen . 

( 3 )  E rkennt die Rats kammer , daß 
eine ausgelo s te Per son aus der 
D iens t l i s te zu streichen i s t ,  so 
ist diese Person auch aus der Jah­
res l i s te zu streichen . 

2 1 2 9H/ 2 1 3 0 H  

Vorgeschlagene Fas s ung : 

( 2 )  Von den S itzungen zur B i ldung 
der D i.enst l i s ten s ind der Landes ­
hauptmann , die Staats anwal t s chaft 
und die Rechtsanwaltskamme r wegen 
der Entsendung e ines Ve rtrete r s  z u  
ver s tändigen . Die  Vertreter der 
Staats anwaltschaft und de r Rechts ­
anwaltskammer können in  de r S i tzung 
gegen die Aufnahme von Personen i n  
e ine Diens t l i s te wegen Fehlens 
e ine r per sönl i chen Vor aus setzung 
E i nspruch e rheben . Über E i nsprüche 
sowie über Befreiungs anträge , die  
nach Über sendung der Ve rzeichni s s e  
ges te l lt werden,  entscheidet der 
Präs ident des Gerichtsho fes  m i t  Be­
sche i d .  Gegen die  Abwe i s ung des  An­
trages s teht dem Einspruchswerbe r 
die sofort  zu  erhebende Bes chwerde 
an den Präs identen des Ger i chtsho ­
f e s  zwe i te r  Ins tanz z u .  
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Bi sher ige Fas sung : 

( 4 )  Von 
Ratskamme r 

den 
i s t  

Ents che i dungen 
in j edem Fal l e  

de r 
de r 

Staats anwalt ,  wenn abe r de r E in­
spruch von dem Ve rtreter de r 
Rechts anwaltskamme r e rhoben wo rden 
i s t ,  auch diese Stelle  zu benach­
r i chtigen ; von de r Strei chung aus 
de r D iens t - und Jahres l i s te i s t  
auch de r Bürge rmei s ter de r Geme i nde 
zu vers tändigen,  in de r die ausge­
schiedene Per son wohnhaft i s t .  

( 5 )  Gegen die Entsche idungen de r 
Ratskamme r auf Grund de r Abs . 2 und 
3 i s t  e i n  Rechtsmi ttel nicht zuläs­
s ig ;  s ie  s ind in de r Dienstl i ste 
und in de r Jahre s l i ste anzume rken . 

§ 3 1  a .  ( 1 ) Nach B i l dung de r 
D ienstl i s ten kann der P räs i dent des 
Ger i chtshofes , wenn er es  aus be ­
sonde ren Gründen für geboten häl t ,  
von Amts wegen erheben , o b  ni cht 
bei einem der in die Diens t l i s ten 
Aufgenommenen Umstände vor l iegen ,  
d i e  e inen E i nspruch gegen seine 
Aufnahme in die Diens t l i s te recht­
fertigen würden;  e r  hat s tets so 
vo rzugehen,  wenn ihm solche Umstän­
de auf ande re Wei se als durch e i nen 
E inspruch ( §  3 1  Abs . 2 )  zur  Kennt­
n i s  kommen .  E r fo rde r l i chenfal l s  hat 
er die Ents che idung der R atskamme r 
darübe r einzuho len,  ob de r Ausge ­
lo s te aus der Diens t l i s te z u  strei­
chen ist .  E r kennt die  Ratskamme r 
auf Strei chung aus de r Diens t l i ste ,  
so  i s t  der Ausgeschiedene auch aus 
de r Jahres l i s te zu streichen .  

( 2 )  Von de r 
Dienst- und 
Staats anwal t  

2 1 2 9HI 2 1 30H  

Strei chung 
Jahre s l i ste 
sowie de r 

aus de r 
s ind der 

Bürge rme i -

Vorgeschlagene Fas sung : 

( 3 )  Der Präs i dent des Ge r i chtshofes  
kann auch von Amt s  wegen e rheben ,  
ob be i e i ne r  de r für die Jahr e s ­
ode r D iens t l i s ten ausge losten Pe r ­
sonen d i e  persön l i chen Vo raus set­
zungen de r Berufung vo rl iege n ;  er  
hat so  vor zugehen,  wenn ihm Ums tän­
de , die daran zwe i feln  lassen ,  auf 
ande re We ise  als  durch e i nen E i n­
spruch zur Kenntni s  ge lange n .  E r ­
forde r l i chenfal l s  hat e r  d i e  be ­
tro f fene Person mit  Besche i d  aus 
der D iens t l i s te zu s tre i chen . 
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B isherige Fas s ung : 

s ter der Gemei nde zu benachri chti ­
gen, in  der der Ausge schiedene 
wohnhaft i s t . 

( 3 )  Gegen 
Ratskammer 

die  Entscheidung de r 
i s t  kein  Rechtsmi ttel 

;zuläs s i g .  S i e  i s t  i n  der Diens t l i ­
s te und in  der Jahre s l i ste anzumer ­
ken . 

§ 3 2 . Enthäl t e ine Diens t l i ste 
( Haupt- oder E rgänzungs l i ste ) in­
fo lge nachträg l i cher Strei chungen 
( §  3 1  Abs . 3 ,  § 3 1  a )  nicht mehr 
die  e r forde r l i che Anzahl von Ge­
s chwornen ode r S chö ffen ( §  2 9  
Abs .  'I und 5 )  ode r wird s ie sonst 
vo rzeitig erschöpft ,  so  ist s i e  
nach den f ü r  ihre Anlegung gel ten­
den Bes timmungen rechtzei tig zu e r ­
ganzen . 

V .  Benachrichtigung von der 
Auslosung und Einberufung 

der Geschwornen und der 
Schöffen 

§ 3 3 .  ( 1 )  D ie Hauptge schwornen und 
die  Hauptschöf fen s ind in der Re i ­
henfolge der endgü l t igen Liste zum 
Dienst an höchs tens fünf Verhand­
lungstagen heranzuz iehen .  Es i s t  
j edoch j eder Geschwo rne und j eder 
Schö f fe verpf l i chte t ,  seine Tätig­
kei t b i s  zum Schluß eine r  Verhand­
lung fortzusetzen,  wenngleich s i ch 
ihre Dauer über fünf Tage oder über 
den Zei traum hinaus e rstrec k t ..  für 
den die  Diens t l i ste angelegt i s t  
und in  dem d i e  Ve rhandlung begonnen 
hat , soferne diese sonst bloß wegen 
der Änderung der Zusammensetzung 
des Ge richtes wiede rho l t  werden 
müßte . 

2 l 2 9H / 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene F as sung : 

( 5 )  Enthält e ine D iens t l i s te i n fo l ­
ge nachträgl i cher Stre i chungen 
nicht mehr die e r forde r l i che Anz ahl  
an  Personen oder ist  sie  sonst vo r ­
zei tig erschöpft ,  s o  i s t  s i e  vom 
Präs identen des Ger i chtsho fe s  
erster Instanz durch neuer l i ches 
Aus losen aus der entsprechenden 
Jahres l i ste zu e rgänze n .  I s t  auch 
diese  erschöpft ,  so s i nd die  Ge ­
schworenen oder Schö f fen nach de r 
ursprüngl i chen Reihenfolge der 
D ienstl i ste neuer l i ch zum D i en s t  
heranzuz iehen . 

§ 14 . ( 3 )  D ie  Geschworenen und 
Schöf fen s ind in j edem der be i den 
Jahre zum Dienst an  höchs tens fünf 
Ve rhandlungstagen heranzu z iehen . 
S ie  s i nd aber  verp f l i chte t ,  ihre 
Tätigkei t  j edenfal l s  bis  zum Schluß 
e i ner  begonnenen Verhandlung f o r t ­
zusetzen .  § 1 3  Abs .  5 letzter  Satz  
b le ibt unberührt . 
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Bishe r ige Fassung : 

( 2 )  I st  ein Geschworner oder ein 
Schöffe 
ge zu 
Pfl icht 

verhindert ,  der Ladung Fo l ­
leisten,  so hat e r  seiner 
zu  genügen,  sobald das Hin­

dernis behoben ist . 

§ 34 . ( l )  Die  Hauptgeschwo rnen und 
die Hauptschöf fen s ind in der La­
dung zur e rs ten Hauptverhandlung 
von ihrer Aus losung in Kenntni s zu 
setzen . In dieser Ladung s ind ihnen 
womögl ich auch schon die ande ren 
Verhandlungs tage bekanntzugeben, an 
denen sie  zum Dienst herangezogen 
werden sollen .  Die Ladung i s t  ihnen 
zu eigenen Handen und tunl iehst 
14 Tage vor der e rs ten Verhandlung 
zuzustellen . 

( 2 )  In der Ladung s ind die Ge­
schwornen und die Schöf fen übe r  die 
gesetz l i chen Aus schl ießungs- und 
Ablehnungsgründe ( §§ 6 7 , 6 8 ,  7 0  
e rs te r  Sat z ,  7 1  erste r  Satz und 7 2  
Abs . 2 S tPO ) zu  belehren . Sie  sind 
aufzufordern,  fal l s  solche Gründe 
bei ihnen vo r l iegen ode r e intreten 
sollten, dies sofort dem Ger ichte 
anzuzeige n .  Ferne r s ind s ie 
pünktl ichen Er scheinen 

z um 
auf ­

des zufordern und au� die Fo lgen 
Ausbleibens aufmerksam zu machen.  

( 3 )  Zu  den Verhandlungen s ind so  
viele  Hauptgeschworne ode r  Haupt­
schöf fen zu l aden , als zur gehö r i ­
gen Besetzung des Gerichte s und a l ­
lenfal l s  als  Ersatzgeschwo rne oder 
Ersatzschö f fen ( §  300 Abs .  3 ,  § 2 2 1  
Abs . 3 StPO ) e r forderl ich s ind .  

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas sung : 

( 1 ) Die Ge schworenen und Schö f fen 
s ind in  de r Reihenfolge de r D ienst­
l i s ten mit  de r Ladung zur e r s ten 
Hauptve rhandlung zu ihrem Amt zu  
be rufen .  Hiebe i s ind ihnen womög­
l ich auch schon die we i te ren Ve r ­
handlungs tage bekanntzugeben, an 
denen s ie im e rs ten Jahr z um D ienst 
he rangezogen werden sollen ,  und 
eine eingehende Belehrung übe r  die  
mit dem Amt e ines Geschworenen ode r 
Schöf fen verbundenen Rechte und 
Pflichten zu e r te i le n .  

( 2 )  Ladungen s ind den Ges chwo renen 
und Schö f fen zu  eigenen Handen und 
tunl iehst nicht späte r a l s  vie rzehn 
Tage vor de r e rs ten Ve rhandlung zu­
zustel le n .  I n  der Ladung s ind s ie 
übe r die per sönlichen Vo raus setzun­
gen der Berufung ( §§ 1 b i s  3 ) ,  die  
Befreiungsgründe ( §  4 )  und die ge ­
setz l ichen Aus schl ießungs- und Ab­
lehnungsgründe ( §§ 6 7 ,  6 8 ,  7 1  
e rster  Satz und 7 2  S tPO ) z u  be leh­
ren . Sie s ind auf zuforde rn,  sol che 
Ums tände gegebenenfa l l s  sofort  dem 
Ger i cht 
Ferner 
eines 
machen . 

schr i f t l ich anzuzeigen . 
s ind s ie auf die Fo lgen 

Ausbleibens aufme rksam z u  
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Bisherige Fas s ung : 

§ 3 5 .  ( 1 )  Die  Ergänzungsgeschwornen 
oder E rgänzungsschöf fen s ind minde­
s tens 14 Tage vor dem Beginn des 
Zeitraume s , für den s ie ausge l o s t  
s ind, von ihrer Aus losung in Kennt­
nis zu  setzen . Zugleich sind s ie im 
S inne des § 34 Abs . 2 zu belehren . 
Die  Nachricht i s t  ihnen zu eigenen 
Handen zuzustellen.  

( 2 )  Zu den Verhandlungen s ind auße r 
der er forder l ichen Zahl von Haupt­
geschwornen ode r Hauptschö f fen 
( §  34  Abs . 3 )  mindes tens zwei E r ­
gänzungsge schworne oder e i n  E rgän­
zungsschöffe  zu l aden;  der E rgän­
zungsgeschworne oder Ergänzung s ­
schö f fe t r i tt ,  wenn ein Hauptge ­
schworner oder Hauptschöf fe de r La­
dung keine Folge gel e i s tet hat ode r 
aus einem anderen Grund an der Ver ­
handlung nicht teilnehmen kann , an 
dessen S te l l e .  Können zu einer Ver ­
handlung ( Si tzung ) aus besonderen 
Gründen Hauptgeschworne oder Haupt­
schö f fen nicht rechtzeitig zum 
D iens t herangezogen werden, so  i s t  
an ihrer S t e l l e  e ine entsprechende 
Zahl von E rgänzungsgeschwornen ode r  
Ergänzungss chöf fen zu l aden . 

( 3 )  Be i ' Be rufung der E rgänzungsge ­
schwornen oder E rgänzungs schö f fen 
i s t  die Reihenfolge der E rgänzungs ­
l i s ten e inzuhalten ; es können j e ­
doch die nicht i n  der unmi ttelbaren 
Nähe des Ge richtes wohnenden E rgän­
zungsgeschwornen ode r Ergänzungs ­
s chö ffen übergangen werden, wenn 
durch ihre Berufung die Verhandlung 
verzöger t  würde . 

VI . Nachträgl iche Berücksichti­
gung von Befreiungsgründen 

§ 3 6 .  ( I )  Übe r 
die e r s t  nach 
spruchs f r i s t  ( §  7 

2 1 2 9H/ 2 130H  

Be f reiungsgesuche , 
Abl auf der Ein­

Abs . 2 und § 2 0  

Vorgeschlagene Fas sung : 

( 4 )  Ein  E rgänzungsge schworene r ode r 
Ergänzungsschö f fe t r i t t  an die  
Ste l le , eines Hauptge schwo renen ode r  
Hauptschö ffen ,  wenn dieser  de r 
Ladung keine Fo lge l e i s tet  ode r 
sonst an der Ve rhandlung nicht 
tei l nehmen kann , ohne daß ein an­
derer  Hauptge schworener oder Haupt­
schöf fe rechtzei tig ( Abs . 1 )  ve r ­
s tändigt werden könnte . 

§ 1 5 .  ( 1 )  Wi rd das Fehlen e ine r 
per s önl i chen Voraus setzung de r Be ­
rufung erst  nach B i ldung de r 
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Bi she r ige Fassung : 

Abs . 2 )  oder nach Abl i e fe rung de s 
ausge füllten Formblattes einge ­
bracht werden ( §  1 6  Abs . 4 Z 3 ) ,  
entsche idet der Präsident de s Ge­
r i chtshofes e rs te r  Instanz . Sol che 
Gesuche dürfen nur berüc k s i chtigt 
we rden,  wenn die  Tatsachen, die die  
Befreiung rechtfertigen, erst  nach 
Abl auf der E i nspruchsfrist  einge­
treten ode r dem Ge schwo rnen oder 
Schö ffen bekanntgewo rden s ind . S ie 
s ind als  unzuläs s ig zurückzuwe i sen ,  
wenn s ie später a l s  drei  Tage nach 
de r Benachri chtigung des Ge schwo r ­
nen ode r Schö ffen von seiner Auf ­
nahme i n  die Diens t l i s te einge ­
bracht werden . I s t ein  Be freiungs ­
grund erst  später entstanden ode r 
dem Geschwornen ode r Schö f fen be ­
kannt geworden,  so i st die drei tä­
tige F r i s t  von diesem Ze i tpunkt an 
zu rechnen . 

( 2 )  De r Präsident de s Gerichtshofes  
e r ster Instanz hat von seine r  Ent­
sche idung den Gesuchstel le r  i n  
Kenntni s z u  setzen . 
sche idung i s t  e i n  
nicht zuläs s ig .  

2 1 2 9H/ 2 1 30H 

Gegen die Ent­
Rechtsm itte l 

Vorgeschl agene Fas sung : 

Diens t l i sten bekannt ode r ein  Be ­
freiungsgrund erst  nach diesem 
Zeitpunkt ge ltend gemacht , s o  
ents cheide t  darüber der Vor s i tzende 
des Schwurge r i chtshofes  ode r  Schö f ­
fenger i chtes m i t  Beschluß . Wird e i n  
solche r Bes chluß auße rhalb de r 
Hauptverhandlung gefaßt , so  s teht 
dem Betrof fenen die binnen 14  Tagen 
beim Vo r s i tzenden 
Beschwerde an den 
Ger ichtshofes  z u .  

e inzub r i ngende 
Präs identen des 

( 2 )  I n  der Hauptverhandlung können 
der Angek l agte und der Staatsanwalt  
b i s  zum Beginn der  Vernehmung de s 
Angek l agten übe r  den I nhal t de r An­
k l age die Amtsenthebung e ines Ge­
schwo renen ode r Schöf fen beantra­
gen ,  wenn s ie Umstände dar legen , 
die  geeignet s i nd ,  eine pe r sönl i che 
Vo raussetzung der Berufung des Ge ­
schwo renen oder Schö f fen in  Zwe i fe l  
zu z i ehen . Über diesen Antrag ent­
sche idet der Vo rs itzende mit Be ­
schluß ,  allenfal l s  nach Unte rbre­
chung der Hauptve rhandlung und so­
fort iger Durchführung einfacher E r ­
hebungen . 
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B i sher ige Fassung : 

( 3 )  Gibt der 
freiungsge s uch 
be fre i te Per son 

P räs ident e inem Be­
stat t ,  so  i s t  die 
aus der J ahre s l i ste 

und, wenn s ie bere its  ln e ine r 
D iens t l i s te eingetragen i s t ,  auch 
aus dieser  L i s te zu s tre i chen .  Von 
dieser Entscheidung i s t  der Bürge r ­
meister  de r Gemeinde in  Kenntni s  z u  
setzen,  in  d e r  d i e  befre i te Person 
wohnhaft i s t . 

VII . Maßnahmen gegen Pfl icht­
verl etzungen der Geschwornen 

oder Schöffen 

§ 3 1 .  ( 1 )  Geschworne oder Schö f fen,  
die ohne ein unabwendbares Hinde r ­
nis  z u  be s che inigen,  von e iner Ver ­
handlung oder S i tzung ausble iben 
oder s i ch in anderer We i se i hren 
Obl iegenhei ten entz iehen ,  werden 
vom Ge r ichtshof erster  Ins tanz zum 
E r s at z  de r Kos ten der ve re i te l ten 
oder e rgebn i s los  ve r l aufenen Ve r ­
handlung ( S i tzung ) und z u  e ine r 
Ordnungs strafe  b i s  zu 10 . 000  S ve r­
urtei l t .  

( 2 ) Gegen e in so lche s E rkenntni s 
kann de r Verurtei l te binnen vier-
zehn Tagen nach der Zuste l l ung beim 
Ger i chtsho fe E inspruch e rheben und 
unter genügender Besche inigung , daß 

2 1 2 9H / 2 130H  

Vorgeschlagene Fassung : 

( 3 )  E i n  nach Abs . 1 oder 2 in  der 
Hauptve rhandlung ge f aß te r Bes chluß 
i s t  zu verkünden .  Gegen i hn stehen 
dem Ges chworenen ode r  Schö f fen s o ­
w i e  dem Angek l agten und dem Staat s ­
anwalt d i e  sofort  z u  e rhebende Be­
s chwerde an den Präs i denten de s Ge ­
r i chtsho fes zu ,  der unver z üg l i ch z u  
entsche iden hat . 

( 4 )  E i n  des Amtes enthobene r Ge­
schworener oder Schö ffe  ist  aus  der 
D iens t l i s te zu streichen ,  e i n  be­
freiter  nur dann , wenn s i ch der  Be­
freiungsgrund auf die ge s amte ve r ­
ble ibende Ge ltungsdaue r de r Diens t ­
l i ste e rstreckt . 

§ 16 . ( 1 )  Über einen Ges chwo renen 
oder Schö f fen, der e ine r Verhand-
lung fernbleibt oder s ich in ande -
re r We i se se inen Obl iegenhei ten  
entz ieht , ohne e in unabwendbares  
Hindernis  Zu besche inigen,  ve rhängt 
de r Vo r s i tzende eine Ordnung s s t r af e  
b i s  z u  10 000 S ,  enthebt i hn seines  
Amtes und stre icht i hn aus de r 
D iens t l is te . Übe rdies k ann e i nem 
solchen Geschworenen ode r  Schö f fen 
der E r s atz der Kos ten  e ine r durch 
sein Verhalten ve reitelten oder e r ­
gebni s lo s  ve r1aufenen Verhandlung 
aufer legt werden . E i ne Umwandlung 
de r Ge lds trafe in eine E r satz f re i ­
he i t s s trafe im Falle  de r Une in­
bringl i chkei t  findet ni cht s tatt . 

( 2 ) Gegen einen Beschluß nach 
Abs . I k ann der Ge s chwo rene oder 
Schöffe  binnen vierzehn Tagen beim 
Vo r s i tzenden E inspruch e rheben und 
unte r Beschei nigung , daß ihn e i n  
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Bisherige Fassung : 

ihm die Vo r ladung nicht gehör i g  zu­
ges te l l t  worden sei oder daß ihn 
ein unvorherge sehenes und unabwend­
bares Hinde rni s vom E r s cheinen ab­
gehal ten habe oder daß der ihm auf ­
erlegte Kostenbetrag oder die aus ­
gesprochene Strafe nicht i m  r icht i ­
gen Verhältnis z u  seine r  Ver s äumni s  
s tehe , um die Aufhebung des E r ­
kenntnisses  oder Minderung des Ko­
s tenbetrages ode r  der Strafe an­
s uche n .  

( 3 )  Gegen d i e  Entscheidung i s t  ein  
Rechtsm i ttel  nicht zuläs s i g .  

( 4 )  Hat s i ch ein  Geschworner oder 
Schö f fe in  anderer Wei se al s durch 
ungerechtfertigtes Ausble iben s e i ­
nen Obl iegenhei ten entzogen,  so 
kann der Gerichtsho f neben der Ord­
nungs strafe auf se ine Aus s chl ießung 
von der we i teren Dienstleistung und 
auf seine Streichung aus der Jah­
res l i ste e r kennen . Gegen diesen 
Aus spruch i s t  ein  Rechtsmittel 
nicht zuläs s i g .  

VIII . Geltendmachung des 
Befreiungsgrundes nach § 4 Z .  4 

§ 3 8 . Hat ein Ge schwo rner oder 
Schö f fe seiner Dienstpfl icht Genüge 
gel e i s te t ,  so i s t  dies in der Jah­
res l i ste anzume rken . Die  Ges chwo r ­
nen oder Schöf fen s i nd nach Beendi ­
gung ihrer  Diens t l e i s tung vom 
Vor s i tzenden zu befragen,  ob s i e  
ihre Befreiung vom Amt eines Ge ­
schwornen oder Schö ffen b i s  zum 
Ende des nächsten Kalender j ahres 
( §  4 Z .  4 )  ve rlangen . Die Namen der 
Geschwo rnen ode r Schö f fen, die die­
sen Bef re iungsgrund gel tend machen,  
s i nd in de r Jahre s l i s te dur chzu­
streichen und dem Bürgerme ister  der 
Gemei nde mi tzute i len,  in  deren Ver ­
zeichni s  s i e  aufgenommen waren . 

2 1 2 9H/ 2 130H  

Vorge s chlagene Fassung : 

unabwendbares Hindernis  vom E r ­
s chei nen abgehalten habe oder daß 
die  ausgesprochene Strafe ode r der 
ihm aufer legte Kostenbetrag unr i ch­
tig beme s sen sei ode r nicht im 
r ichtigen Verhältnis z u  s e i nem Ver ­
s äumni s  s tehe , die Aufhebung des 
Beschlusses  oder e ine Minderung der 
Strafe oder des Kostenbet r ages be­
antragen . 

( 3 )  Gegen die Entsche idung übe r  
einen E inspruch nach Abs . 2 i s t  ein  
Rechtsmittel nicht zuläs s i g .  
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Bi sherige Fas sung : 

IX . Streichung eines Geschwornen 
oder Schöffen aus der Dienstl iste 
nach seiner Benachrichtigung von 

der Auslosung 

§ 3 9 .  ( 1 ) Wi rd ein Hauptgeschworner 
oder Hauptschö f fe ,  der von seine r  
Aus losung s chon i n  Kenntni s gesetzt 
worden i s t ,  nachträgl i ch aus de r 
Diens t l i s te gestrichen ( §  3 1  
Abs . 3 ,  § 3 1  a ,  § 3 6  Abs . 3 ,  § 3 7  
Abs . 4 ) ,  s o  i s t  e r  davon m i t  dem 
Be ifügen zu benachr ichtigen , daß 
seine Ladung wider rufen wi rd .  Diese 
Nachricht ist  ihm zu e igenen Handen 
zuzuste l le n .  Gleichz e i t ig i s t  an 
seine r  Ste l le der in de r Reihenfol­
ge  der  D ienstli s te nachfolgende , 
noch nicht geladene Hauptgeschworne 
oder Hauptschöffe ode r ,  wenn ein 
solcher nicht rechtzeitig gel aden 
werden kann, ein E rgänzungsge ­
schworne r  oder E rgänz ungsschöffe  
zur  D ienstleistung he ranzuz iehen 
( §  3 5  Abs .  2 und 3 ) . 

( 2 )  Wi rd ein Ergänz ungsgeschwo�ner 
oder E rgänzungs schöffe ,  der von 
seine r  Aus losung bereits  in Kennt­
nis gesetzt  worden i s t ,  nachträg­
l i ch aus der E rgänzungs l i s te ge­
str i chen , so ist er  hievon zu eige­
nen Handen zu benachr i chtigen und 
zur Diens t l e i s tung der nächste E r ­
gänzungsges chworne oder Ergänzungs­
schö f fe ( §  3 5  Abs . 3 )  he ranzuziehen . 

x .  Enthebung eines Geschwornen 
oder Schöffen von der Dienst­

leistung an bestimmten Verhand­
lungstagen 

§ 40 . ( 1 ) Der Präs ident des Ge -
r i chtshofes  erster Ins tanz kann 
einen in die D iens t l i s te aufgenom­
menen Geschwo rnen oder Schö f fen auf 
sein Ansuchen aus e rheb l i chen Grün­
den von der Dienstleis tung zu  be-

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 
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B isher ige Fas sung : 

stimmten Verhandlungstagen enthe ­
ben . Gegen die Entscheidung des 
Präs identen über ein Enthebungsge ­
such i s t  ein  Rechtsmittel nicht zu­
läs s i g .  

( 2 )  Für d i e  Heranz iehung e ines Ge­
schwornen ode r  Schö ffen an Ste l l e  
des Enthobenen gelten dem Sinne 
nach die Bes timmungen des § 3 9 .  

XI . GebÜhren der Geschwornen, 
Schöffen und Vertrauenspersonen 

§ 4 1 . Inwie fe rne Ge schwo rne , Schöf ­
fen und Ve rtrauenspersonen der i n  
die sem Gesetze vo rgesehenen Komm i s ­
sionen Anspruch auf Gebühren haben,  
wird durch besonde re gesetz l iche 
Vo r s chri ften ge regelt . 

B .  Geschwornen- und Schöffen­
l isten für Jugendsachen 

I .  Berufung zum Amt eines 
Geschwornen oder 

Schöffen in Jugendsachen 

§ 4 2 . ( 1 )  Für die Berufung zum Amt 
e ines Geschwo rnen oder Schöf fen in  
Jugends achen ge lten die Bes t immun­
gen de r §§ I ,  2 ,  3 ,  Z .  1 b i s  3 und 
Z .  5 b i s  7 ,  sowie des § 4 .  

( 2 )  Die  Geschwornen und Schö f fen 
für Jugendsachen s o l len insbesonde ­
re den Krei sen der Pe r sonen entnom­
men werden, die im Lehrberufe , als  
E r z i eher oder in der öffent l i chen 
ode r pr i vaten Jugendwohl fahrt oder 
Jugendbetreuung tätig s ind oder tä­
tig gewesen s ind ( §  28 JGG 1 9 8 8 ) . 

11 . Bildung der Jahresliste 

§ 4 3 . ( 1 )  Spätestens im September  
j edes Jahres ho lt  der Präs i dent de s 
Jugendge r ichtshofes in  Wien zur 

2 1 2 9H1 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fassung : 

§ 17 . Die  Ansprüche der Ges chwo r e ­
nen und Schö f fen auf Gebühren s ind 
im Gebührenanspruchsgesetz  1 9 7 5  ge­
regel t .  

Sonderbestimmungen für 
Jugendstrafsachen 

§ 18 . ( 1 )  Ges chworene und Schö f fen  
in Jugendstrafsachen mussen  die  
Voraussetzungen de r §§  1 bis  3 e r ­
fül l en und sol len im Lehrbe ruf , a l s  
E r z i eher oder in  de r öf fent l i chen 
oder privaten Jugendwohl fahr t  ode r 
Jugendbetreuung tätig sein  ode r tä­
tig gewesen sein  (§  28  JGG ) . 

( 2 )  Spätes tens im September e ine s 
j eden zwe i ten Jahres ho l t  de r Prä­
s ident des Jugendge r i chtshofes  Wien 
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Bi ldung der Jahres l i ste f�r Jugend­
sachen Vor s chläge vom Stadtschul rat 
in  Wien als Landess chulbehö rde , vom 
Wiener s tädti schen Jugendamt , vom 
Landesschul rat f�r Niederöster­
reich,  vom niederöste rr e i chischen 
Lande s j ugendamt,  [von den Abtei l un­
gen f�r Schulangelegenhe i ten und 
soz iale Verwaltung der burgenländi­
schen Landes regie rung ] , von den mit  
Jugends achen be faßten Be z i rk s ­
ger ichten , von der Geschäftsste l le 
de r Wiene r  Jugendger i chtsh i l fe und 
vom F�rso rgeamt de r Pol i ze idirek­
tion Wien e i n .  

( 2 )  Spätes tens im September j edes 
Jahres ho len ebenso die Präs identen 
der mi t Jugendsachen befaßten �br i ­
gen Ger i chtshö fe erste r  I ns tanz zur 
Bi ldung der Jahre s l i ste f�r Jugend­
sachen Vo r s chläge von der Landes ­
schulbehö rde ( dem Landesschul r at ) ,  
dem Landes j ugendamte , den mit  Ju­
gendsachen befaßten Bez i rk sger ich­
ten, wenn s ich am S itze des Ge­
r i chtshofes ein s tädti sche s Jugend­
amt be findet ,  auch von diesem und 
al lenfal l s  noch von ande ren durch 
Verordnung zu bezeichnenden Ste l len 
e i n .  

( 3 )  Jeder Ste l l e ,  von der Vo rschlä­
ge e ingehol t  we rden,  i s t  bekanntzu­
geben, wieviel  Personen in  die 
Jahre s l i s te f�r Jugendsachen,  am 
S i tze eines  Ge r i chtsho fes zwe i ter 
I nstanz e inschl ießl ich der f�r die-
sen erforde r l i chen Jugendschö f -
fen, auf zunehmen s ind und we lche 
Stel len sonst noch um Vor s chläge 
ersucht werden .  

( 4 )  Die  Vo rschl äge haben die im  
ersten Satze des § 6 bezei chneten 
Angaben zu enthal ten . 

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 

zur B i ldung der Jahres l i s ten f�r 
Jugendstrafsachen Vor s chläge de s 
Stadtschul rates f�r Wien, de s 
Wiene r  Jugendamtes und der Wiene r 
Jugendge r i chtshi l fe e i n .  D i e  P r äs i ­
denten der �br igen mit Jugendstraf ­
sachen be faßten Ger i chtshö fe e r s te r  
Ins tanz holen Vor s chläge der L an­
des schulbehö rde ( des  Lande s s chul ra­
tes ) ,  de s Landes j ugendamtes ,  wenn 
s ich am Sitz  des Ger i chtsho fes  e in 
städti s ches Jugendamt bef inde t ,  
auch von diesem, und al lenfal l s  von 
we i teren,  durch Ve rordnung zu be ­
zeichnenden Stel len ein . 

( 3 )  D ie  Vo rschläge haben Vo r - und 
Fam i l iennamen,  Geburtsdatum , Wohn­
anschr i f t  und Be rufsbe z e ichnung der 
namhaft gemachten Personen z u  ent­
hal ten .  
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Bishe rige Fassung : 

§ 4 4 . ( 1 ) D ie  Jahres l i s te wird  von 
Komm i s s ionen zusammengeste l l t ,  die 
aus dem Präs identen des mit  Jugend­
sachen befaßten Ger ichtsho fes 
e rs te r  Instanz oder seinem S te l l ­
vertreter a l s  Vor s itzendem und j e  
einem Vertreter de r nicht z u  den 
Jus t iz behörden gehör igen Stel len 
bes tehen,  von denen Vorschläge e i n­
zuholen s ind . 

( 2 ) 
mit  

Die  Komm i s s ionen 
Stimmenmehrhei t . 

ents che i den 
Sie s ind be-

schlußfähig , wenn außer dem Vor s i  t­
zenden mindes tens zwei Vertrauens ­
per sonen anwesend s ind . 

§ 4 5 .  ( 1 ) Bei  der Bildung der Jah­
res l is te für Jugendsachen f i nden 
die  Vo r schri ften des § 2 9  Abs . 2 
b i s  5 und 7 dem Sinne nach mi t der 
Maßgabe Anwendung , daß i n  die 
Hauptl i s te mindestens um die Häl f te 
mehr Personen aufgenommen wer den 
sol len,  als nach der voraus s i cht l i ­
chen Anz ahl von Verhandlungen vo r 
den Geschwornen- und Schöf fenge ­
r i chten i n  Jugendsachen e r forde r ­
l i ch s ind , wenn j eder Ge s chwo rne 
oder Schöf fe an zwanz ig Ve rhand­
lungstagen z um D ienste herange zogen 
wi rd . 

( 2 )  D ie  Jahres l i s te für Jugendsa­
chen i s t  vor de r al lgemeinen Jah­
res l i s te zu b i lden . Darin aufgenom­
mene Personen dürfen in die al lge ­
meine Jahres l i ste nicht eingetragen 
we rden . S i nd s ie in der U r l i s te 
enthal ten , so i s t  in dieser  die 
Aufnahme i n  die Jahre s l i ste  für 
Jugends achen zu vermerken . 

( 3 )  Der Präs ident des Jugendge ­
r ichtshofes in  Wien hat die Jahre s ­
l iste f ü r  Jugendsachen ohne Ve r z ug 
dem Präsidenten des Landesge r i chtes 
für Straf s achen Wien zu über s enden . 

2 l 2 9HI 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 

( 4 )  D ie  Jahresergänzungs l i ste  ent­
häl t  die in der näheren Umgebung 
des Amtsgebäude s des Ge r ichtshofes  
wohnenden ,  in  die Vorschläge aufge­
nommenen Personen, die Jahreshaupt­
l i s te alle  übr igen . Näheres  hat der 
Bunde smini s te r  für Jus t i z  durch 
Verordnung zu bes timmen . 
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Bishe r ige Fas sung : 

§ 4 6 . ( 1 ) Bei den mit  Jugendsachen 
bef aßten Gerichtshö fen e r s te r  In­
stanz am S itze e ines Gerichtsho fes 
zwe i te r  Ins tanz ist auch eine be­
sondere Jahres l i s te von Jugend­
schöf fen für den Ger i chtsho f  zwe i ­
ter Instanz zusammenzuste l len . 

( 2 )  Die Anz ahl  de r in diese 
aufzunehmenden Personen hat 
Präs ident des Ger ichtsho fe s ,  
die Bildung der L i s te obl iegt , 
vor Einholung de r Vor schl äge 
Anfrage beim P r äs identen des 
landesgerichtes festzuste l len .  

Liste 
der 
dem 

noch 
durch 
Ober -

§ 4 7 . D ie Geschwo rnen und Schöf fen 
für Jugendsachen können auch an 
mehr als fünf Verhandlungstagen im 
Jahr zum Dienst  herangezogen wer ­
den, gegen ihren Wi l len j edoch 
nicht ö fter al s an zwanz ig Verhand­
lungstagen.  

111 . Bildung der Dienstl iste 

§ 4 8 . ( 1 ) Für 
chen befaßten 
Instanz wird 

j eden mi t Jugendsa­
Ger ichtsho f e r s te r  

s tatt besonderer  
Dienstli sten für Geschworne und für  
Schöffen nur eine Diens t l i ste 
( Haupt- und E rgänzungs l i s te )  der 
Geschwornen und Schö f fen in Jugend­
s achen gebildet . Im übr igen gel ten 
für die Bildung de r Diens t l i ste die 
al lgemeinen Vor s chri ften ; doch kann 
die Dienstli ste für ein ganzes Jahr 
angelegt werden . 

( 2 )  Die 
schöffen 

Diens t l i ste de r Jugend­
für den Ge richtsho f  zwe i -

te r Ins tanz i s t  spätestens im 
Dezember für das ganze folgende 
Jahr vom Präs identen des mit 
Jugendsachen be faßten Gerichtsho fes 
e rster Instanz nach den allgemeinen 
Vorschri ften zu b i lden . 

2 1 2 9H/ 2 130H 

Vorgeschlagene Fass ung : 

( 5 )  Für das wei tere Ve rfahren gel ­
ten die Bestimmungen der §§ 1 3  b i s  
17  s inngemäß m i t  der Maßgabe , daß 
e inheitl iche D ienstli sten für Ge­
schworene und Schöf fen zu  b i l den 
s ind . 
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Bi she r ige Fassung : 

( 3 )  Die Be s timmungen de r §§ 3 3  b i s  
4 1  finden dem S i nne nach Anwendung . 

( 4 )  Die  in der endgül tigen Diens t ­
l i s te ve rzeichneten Per sonen s ind 
in Jugends achen in de r Reihenfo lge 
der Li s te z um D ienst a l s  Ges chwo rne 
oder als Schö ffen he ranzuz iehen ;  
doch muß von de r Re ihenfo lge de r 
L i s te sowe i t  abgewi chen we rden , al s 
e s  die Vor s chri ften übe r die Zusam­
menset zung de s Ges chwo rnen- oder 
de s Schö ffenge ri chte s (§  23  JGG 
1 9 3 8 ) erhe i s chen . 

( 5 )  D ie Be s timmungen der §§ 3 6 b i s  
3 8  und 40 gelten s inngemäß auch für 
den Gerichtshof  zwe i ter I ns tanz und 
seinen Präs identen . 

( 6 )  I n  der Ladung s i nd die Jugend­
s chöf fen de s Gerichtshofes zwe i ter 
I n stanz auch über den im § 69  Z .  2 
StPO . be zeichneten Aus schl ießungs­
grund zu  bel ehren . 

C .  Verwendung der Geldstrafen 

§ 4 9 . Die Be s timmungen de s § 7 
StPO . ge l ten auch für die auf Grund 
dieses  Bundesgesetzes  ve rhängten 
Ordnungs s trafen . 

2 1 2 9HI 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas sung : 

Anwendung der Verfahrensgesetze 

§ 1 9 . Sowe i t  in d iesem Bunde sge setz  
nichts ande res  be stimmt i s t ,  s ind 
auf das Ve r f ahren de r Verwaltung s ­
behörden nach d iesem Bunde sge setz  
die Bes timmungen de s Al lgeme i nen 
Verwaltungsver f ahrensge setze s ,  auf 
das ge r i cht l i che Ver f ahren die Be ­
s timmungen de r S trafprozeßo rd­
nung 1 9 7 5 anzuwenden .  
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B i sher ige F as s ung :  

D .  Schluß- und Übergangsbe­
stimmungen 

- 3 7  -

§ 50 . ( 1 )  Mit dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes ver l i e ren 
alle  densel ben Gegenstand betre f ­
fenden Gesetze und Vero rdnungen ,  
sowe i t  s ie noch in Geltung s ind , 
ihre Wi rksamkei t .  Dies gilt  insbe ­
sondere vom Gesetz vom 2 6 . Juni 
1 94 5 ,  StGBl . N r . 3 0 ,  über die Bi l ­
dung vor l äufiger Sch� f fenli sten in 
der Fas s ung des Bundesge setzes  vom 
16 . Mai 1 9 4 6 , BGBl . Nr . 8 6 ,  womi t  
die Geltungsdauer des Ge setzes übe r 
die Bildung vor l äufiger Sch� f fen­
l i s ten ver l ängert  wi rd ( Sch� ffen­
l i stengesetznove l le ) . 

( 2 )  B i s  z um Abs chlusse  der 
Li s tenbildung nach den Bestimmungen 
des vor l iegenden Gesetzes s i nd 
j edoch die nach dem bi sherigen 
Rechte gebi l de ten Sch� f fenl i s ten zu  
verwenden und, fal l s  s ie vor diesem 
Zeitpunkte e r s ch�pft werden, auf 
die bisher ige Weise  zu e rgänzen . 

§ 5 1 . ( 1 )  Mit der erstmal igen Bi l ­
dung der U r l i s ten aufgrund dieses  
Bundesgesetzes  i s t  ohne Ve rzug nach 
seinem Inkrafttreten zu beginnen . 

( 2 )  Die e r s tmal ige L i stenb i ldung 
(Url i s ten,  Jahres l i sten und Diens t­
l i sten)  i s t  b innen drei  Monaten zum 
Abschluß zu b r ingen . 

2 1 2 9H/ 2 1 30H  

Vo rgeschlagene Fas sung : 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 2 0 . ( 3 ) Mit dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes  t r i tt das 
Bundesge setz  vom 1 3 . Juni 1 9 4 6 , 
BGB l . Nr . 1 3 5 ,  über die Bi l dung der 
Geschwornen- und Sch� f fenl i s ten  
( Geschwornen- und Sch� ffenl i s tenge­
setz ) in se iner gel tenden Fas sung 
außer Kraft . 

( 1 )  Dieses  Bundesgesetz t r i t t  mit  
1 .  Jänner 1991  in  Kraf t .  

( 2 )  D i e  Bestimmungen 
1 3 , 1 8  und 1 9  treten 
1 .  Jul i 1 9 90 in Kraf t ,  

de r §§ 1 b i s  
insowei t m i  t 
a l s  die  Ver -

zeichni sse  und Listen für die Jahre 
1 9 9 1  und 1 9 9 2  berei t s  auf Grund 
dieses  Bundesge setzes  zu e rstel len 
s i nd .  

( 4 )  Verordnungen auf Grund dieses  
Bundesge setzes  k�nnen berei t s  von 
dem seine r  Kundmachung f ol genden 
Tag an e r las sen werde n .  S ie dür fen  
f rühes tens mit 1 .  Jänner 1 9 9 1 ,  so­
wei t  s ie s i ch abe r  auf  die E r s t e l ­
l ung der Ve rzeichnisse  und L i s ten 
bez iehen , f rühes tens mi t 
1 .  Jul i 1 9 90 in  Kraft tre ten . 
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Bi sher ige Fas s ung : 

( 3 )  Die  e rsten auf 
Bundesgesetzes 
Jahres l i sten gel ten 
des Jahres  1946  und 
1947 . 

Grund dieses  
gebi l deten 

für den Re s t  
für das Jahr 

( 4 )  Die  Be fre iung vom Schö f fenamte 
nach § 4 ,  Z .  3 ,  anläßl i ch der e r s t ­
mal igen L i s tenbi l dung auf Grund 
dieses  Bundesge setzes er folgt für 
den im Abs . ( 3 )  be zeichneten 
Zei traum . 

§ 5 2 . Sowe i t  in Ge setzen und Ve r ­
ordnungen auf die Vo r s chri ften de s 
Gesetzes vom 2 3 .  Mai 1 87 3 ,  RGB l . 
Nr . 1 2 1 ,  betreffend die  B i ldung der 
Ges chwo rnen- und Schö ffenl i sten 

de ren 
Be-

ve rwiesen wi rd , treten an 
S te l le die entsprechenden 
stimmungen dieses Bunde sge setzes . 

§ 5 3 . Mit der Vo l l z iehung dieses  
Bundesgesetzes s ind die  Bundesmini ­
ster ien für I nneres  und für Justi z ,  
j e  nach ihrem Wirkungskre i s ,  be­
traut . 

Vorgeschlagene Fas sung : 

( 5 ) Ve rwe i sungen in diesem Bunde s ­
gesetz auf ande re Rechtsvo r schr i f ­
ten des Bundes s ind a l s  Ve rwe i sun­
gen auf die j ewe i l s  ge ltende Fas ­
s ung zu ver stehen . Wird in ande ren 
Bundesgesetzen auf Bestimmungen 
ve rwie sen, an deren Ste l le mit  dem 
Inkrafttreten dieses  Bunde sgesetzes  
neue Bestimmungen wirk sam we rden,  
so s i nd diese  Ve rwe i sungen auf  die  
entsprechenden neuen Bestimmungen 
zu bez iehen .  

§ 2 1 .  M i t  der Vo l l z iehung 
Bundesgesetzes s ind betr aut : 

1 .  hins icht l i ch de r §§ 

dieses  

1 bis  4 
und 1 9  die Bundesmini s ter für I nne ­
res und für Jus t i z  je  nach ihrem 
Wi rkungsbe reich,  
2 .  hins ichtl i ch der §§  5 b i s  11  de r 
Bunde smini s te r  für I nneres , 
3 .  hins ichtl i ch de r §§ 1 2  b i s  1 8  
der Bundesministe r  für Jus ti z .  
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BUNDE SMINISTERIUM FÜR JUSTIZ 
622.001 /32-11 3/89 

E NTWURF 
. 

eines 

Geschworenen- und Schöffengesetzes - GSchG 

244/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)76 von 149

www.parlament.gv.at



Bundesgesetz vom XX. XX. XXXX Über die Berufung 

der Geschworenen und Schöffen 

(Geschworenen- und Schöffengesetz - GSchG 1990) 

Der Nationalrat hat beschl ossen : 

Persönliche Voraussetzungen der Berufung 

§ 1 .  Das Amt eines Geschworenen oder Schöffen ist ein Ehrenamt, 

zu dem österreichische Staatsbürger mit ordentl ichem Wohnsitz im Inl and 

zu berufen sind , die zu Beginn des Jahres, in dem sie tätig werden 

sol len ,  das 25 . , nicht aber das 6 5. Lebensjahr vol l endet haben . Die 

Ausübung des Amtes eines Geschworenen oder Schöffen ist allgemeine 

Bürgerpfl icht.  

§ 2. Vom Amt eines Geschworenen oder Schöffen sind Personen 

ausgeschlossen , 

1 9 59H 

1 .  die infolge ihrer körperl ichen oder geistigen Verfassung die 

Pfl ichten des Amtes nicht erfül len können , 

2 .  die der Gerichtssprache nicht so weit mächtig sind , daß sie 

dem Gang einer Verhandl ung verl äßl ich zu folgen vermögen , 

3 .  die gerichtl iche Verurteilungen aufweisen , die nicht der 

beschränkten Auskunft aus dem Strafregister unterl iegen , oder 

4 .  gegen die ein Strafverfahren wegen des Verdachtes einer 

gerichtl ich strafbaren Handlung anhängig ist, die von Amts 

wegen zu verfolgen und mit mehr als sechs Monaten 

Freiheitsstrafe bedroht ist . 
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§ 3 .  Als Geschworene oder Schöffen sind nich t zu berufen : 

1 .  der Bundespräsident ,  

2. die Mitglieder der Bundesregierung , einer Landesregierung 

sowie der gesetzgebenden Körperschaften des Bundes und der 

Länder , 

3 .  Geis t l iche der gese t z l ich anerkann ten Kirchen und 

Rel igionsgemeinschaf ten sowie Ordenspersonen , 

4 .  Richter , No tare , Rechtsanwäl te und andere in die 

Verteidigerliste eingetragene Personen sowie Bewährungshel fer , 

5 .  Bedienstete der Bundesministerien für Inneres und für Justiz 

sowie deren nachgeordneter Dienststel len . 

Befreiungsgründe 

§ 4 .  Vom Amt eines Geschworenen oder Schöffen sind auf An trag 

für einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren ( Gel tungsdauer der 

Jahresl isten nach § 1 2  Abs . 2) zu befreien : 

1 959H 

1 .  Personen , die während der Gel tungsdauer der vorangegangenen 

Jahresl isten ihrer Berufung als Geschworene oder Schöffen 

nachgekommen sind ; 

2 .  Personen , bei denen die Erfüllung ihrer Pfl icht als 

Geschworene oder Schöffen mit einer unverhäl tnismäßigen 

persönl ichen oder wirtschaftl ichen Belastung für sie selbst  

oder Drit te oder mit einer schwerwiegenden und nicht anders 

abwendbaren Gefährdung öffent l icher Interessen verbunden wäre . 
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Verfahren der Gemeinden 

§ 5 .  ( 1 )  Der Bürgermeister oder sein Vertreter hat jedes zweite 

Jahr in öffentl icher, zuvor in ortsübl icher Weise , jedenfal l s  aber durch 

öffentl ichen Anschl ag ,  kundzumachender Sitzung aus der Wähl erevidenz ( §  1 

des Wählerevidenzgesetzes 1 973 , BGBl . Nr . 601 ) die Namen von fünf ( in 

Wien zehn ) von tausend der darin enthaltenen Personen durch ein 

Zufal lsverfahren zu ermitteln . Diese Ausl osung kann durch ein 

automationsunterstütztes Datenprogramm oder auf eine andere , wil lkürl iche 

Beeinflussung ausschl ießende Weise erfolgen . Personen , die die 

Voraussetzungen des § 1 nicht erfül len ,  sind sogleich auszuscheiden . 

( 2 )  Der Bürgermeister hat ein fortl aufend numeriertes 

Verzeichnis der ausgel osten Personen in einem al lgemein zugängl ichen Raum 

der Gemeinde mindestens acht Tage lang zur öffentl ichen Einsicht 

aufzulegen . Es hat Vor- und Famil iennamen , Geburtsdatum und Wohnanschrift 

der eingetragenen Personen zu enthal ten . Die Auflegung des Verzeichnisses 

ist vorher in ortsübl icher Weise , jedenfal ls aber durch öffentl ichen 

Anschl ag ,  kundzutun . Die Kundmachung hat eine Bel ehrung über das 

Einspruchsrecht und die Gel tendmachung von Befreiungsgründen zu enthal ten . 

( 3 )  Jedermann kann innerhalb der Aufl egungsfrist wegen der 

Eintragung von Personen , die die persönl ichen Voraussetzungen für das Amt 

eines Geschworenen oder Schöffen ( §§ 1 bis 3 )  nicht erfül len ,  schriftl ich 

oder zu Protokol l  Einspruch erheben . Die eingetragenen Personen können 

überdies in gl eicher Weise Befreiungsgründe ( §  4 )  gel tend machen . 

( 4 )  Der Bürgermeister sol l  nach der öffentl ichen Auflegung des 

Verzeichnisses bei ausgelosten Personen , bei denen das Vorl iegen einer 

persönl ichen Voraussetzung der Berufung zweifelhaft erscheint, nach 

al lenfal ls durchgeführten Erhebungen entsprechende Bemerkungen anbringen . 

1959H 
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( 5) Einsprüche , Befreiungsanträge und Bemerkungen sind in einem 

Protokol l  fortlaufend zu numerieren und im Verzeichnis ersichtl ich zu 

machen . 

§ 6 .  In Gemeinden , die nicht Städte mit eigenem Statut sind , hat 

der Bürgermeister das Verzeichnis unter Anschluß aller Schriftstücke , die 

sich auf Einsprüche , Befreiungsanträge und Bemerkungen beziehen , 

spätestens im September des Jahres der Auslosung der 

Bezirksverwal tungsbehÖrde einzusenden . 

Verfahren der Bezirksverwaltungsbehörden 

§ 7 .  ( 1 )  Die Bezirksverwal tungsbehÖrde prüft die von den 

Gemeinden einlangenden Verzeichnisse und ste l l t  diese dem Bürgermeister 

zur Berichtigung und Wiedervorlage binnen angemessener Frist zurück , wenn 

sie Verstöße gegen die gesetzl ichen Vorschriften über die Anlegung oder 

sonstige Mängel wahrnimmt . 

( 2 )  Kommt ein Bürgermeister den ihm obl iegenden Verpfl ichtungen 

nicht fristgerecht nach , so kann die Bezirksverwal tungsbehÖrde die 

rückständige Amtshandl ung durch ihre Organe auf Kosten der säumigen 

Gemeinde vornehmen . 

§ 8 .  Die Bezirksverwal tungsbehörde hol t Strafregisterauskünfte 

über die ausgelosten Personen ein und unterrichtet diese allgemein über 

die mit dem Amt eines Geschworenen oder Schöffen verbundenen Rechte und 

Pfl ichten sowie über die Vorschriften der §§ 1 bis 4 . 

. 1 959H 
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§ 9 .  ( 1 ) Die Bezirksverwal tungsbehörde erkennt mit Bescheid über 

Einsprüche und Befreiungsanträge sowie über den Ausschluß von Personen 

nach § 2 Z 3 .  Hat der Bürgermeister bei einer ausgel osten Person 

Bemerkungen angebracht ( §  5 Abs . 4 ) ,  so kann die 

Bezirksverwaltungsbehörde , al l enfalls nach von ihr selbst durchgeführten 

oder der Gemei nde aufgetragenen Erhebungen , mi t Bescheid feststellen ,  daß 

eine persön l i che Voraussetzung der Berufung feh l t .  

( 2 )  Gegen einen Bescheid nach Abs . 1 steht dem Betroffenen und 

dem Einspruchswerber das Rechtsmittel der Beschwerde an den Präsidenten 

des örtl i ch zuständigen , in Strafsachen tätigen Gerichtshofes erster 

Instanz zu . Die Beschwerde ist binnen 14 Tagen bei der 

Bezirksverwal tungsbehörde einzubringen . 

( 3 )  Die auf Grund rechtskräftiger Bescheide ausgeschlossenen 

oder befrei ten Personen sind im Verzei chnis zu streichen . 

§ 1 0 .  Die Bezirksverwal tungsbehörde übersendet die Verzeichnisse 

samt erhobenen Beschwerden und noch zu beurteilenden Bemerkungen der 

Bürgermeister dem Präsidenten des örtl ich zuständigen , in Strafsachen 

tätigen Gerichtshofes erster Instanz . 

Verfahren in Städten mit eigenem Statut 

§ 1 1 . ( 1 )  In Wien sind die ausgelosten Personen nach ihrer 

Wohnanschrift in Bezirksverzeichnisse aufzunehmen , die im jeweil igen 

Gemeindebezirk zur Einsicht aufzul egen sind ( §  5 Abs . 2 ) . In den Städten 

mit eigenem Statut, deren Stadtgebiet in Bezirke unterteil t ist, kann der 

Bürgermeister einen sol chen Vorgang anordnen . 
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( 2 )  Die Prüfung des Verzeichnisses ( der Bezirksverzeichnisse ) 

obl iegt dem Magistrat . Stel l t  der Magistrat Verstöße gegen die 

geset z l i chen Vorschri ften oder andere Mängel fest , so veranlaßt der 

Bürgermeister die Beri ch tigung des Verzei chni sses . 

(3 ) Der Bürgermeister kann im  Fal l  des § 5 Abs . 4 eine 

ausgeloste Person mi t Bescheid ausschließen ( §  9 )  oder bloß Bemerkungen 

anbringen . 

( 4 )  Die wei teren Aufgaben der Bezi rksverwal tungsbehörde ( §§ 8 

bis 1 0 )  obl iegen in Städten mi t eigenem Statut dem Bürgermeister . 

Verfahren bei Gericht 

§ 1 2 .  ( 1 )  Der Präsident des in Strafsachen tätigen Gerich tshofes 

erster Instanz entscheide t über Beschwerden ( §§ 9 Abs . 2 ,  1 1  Abs . 3 )  und 

veranl aßt eine allenfa l l s  erforderl i che Beri ch tigung der Verzei chnisse . 

( 2 )  Für eine Gel tungsdauer von zwei Jahren bilden die 

Verzeichnisse der Gemeinden ( Gemeindebez i rke ) der näheren Umgebung des 

Amtsgebäudes des Gerich tshofes die Jahresergänzungsl iste , die übrigen 

Verzeichnisse die Jahreshauptl iste . Näheres hat der Bundesminister für 

Jus t i z  durch Verordnung zu bestimmen . 

§ 13 . ( 1 )  Vor Beginn der Gel tungsdauer der Jahresliste bi lde t  

der Präsiden t des Gerich tshofes erster Instanz spätestens in  der ersten 

Dezemberwoche in öffen t l i cher , durch öffent l i chen Anschl ag 

kundzumachender Si t zung durch Auslosen aus den Jahreslisten zunächst die 

Dienstlisten (Haupt - und Ergänzungsl iste ) der Geschworenen und sodann 

jene der Schöffen , die jeweils für das erste Jahresviertel der beiden 

folgenden Jahre gel ten . Die Dienstlisten für die wei teren Jahresviertel 

sind en tweder in  derselben oder in  wei teren S i t zungen , die spätestens 

vier Wochen vor Beginn des jeweiligen Jahresviertels des ersten Jahres 

der Gel tungsdauer abzuhal ten sind ,  durch Ausl osen zu bilden . 
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( 2 )  Von den Sitzungen zur Bildung der Dienstl isten sind der 

Landeshauptmann ,  die Staatsanwal tschaft und die Rechtsanwal tskammer wegen 

der Entsendung eines Vertreters zu verständigen . Die Vertreter der 

Staatsanwal tschaft und der Rechtsanwal tskammer können in der Sitzung 

gegen die Aufnahme von Personen in eine Dienstl iste wegen Fehl ens einer 

persönl ichen Voraussetzung Einspruch erheben . Über Einsprüche sowie über 

Befreiungsanträge , die nach Übersendung der Verzeichnisse gestel l t  

werden , entscheidet der Präsident des Gerichtshofes mit Bescheid . Gegen 

die Abweisung des Antrages steht dem Einspruchswerber die sofort zu 

erhebende Beschwerde an den Präsidenten des Gerichtshofes zweiter Instanz 

zu . 

(3 ) Der Präsident des Gerichtshofes kann auch von Amts wegen 

erheben, ob bei einer der für die Jahres- oder Dienstl isten ausgelosten 

Personen die persönlichen Voraussetzungen der Berufung vorliegen; er hat 

so vorzugehen , wenn ihm Umstände , die daran zweifeln  l assen , auf andere 

Weise als durch einen Einspruch zur Kenntnis gelangen. 

Erforderlichenfal l s  hat er die betroffene Person mit Bescheid aus der 

Dienstl iste zu streichen . 

(4 ) In die Hauptdienstl isten sol l en mindestens um die Häl fte 

mehr Personen aufgenommen werden als nach der voraussichtl ichen Anzahl 

der Verhandlungstage erforderl ich sind , wenn jeder Geschworene und 

Schöffe an fünf Verhandl ungstagen im Jahr zum Dienst herangezogen wird . 

Die Zahl der in die Ergänzungsdienstl isten eingetragenen Personen sol l  

annähernd der Hälfte der Zahl der in die Hauptdienstl isten aufgenommenen 

entsprechen . Jede Person darf nur in eine Dienstl iste ( Haupt- oder 

Ergänzungsl iste ) aufgenommen werden . 

( 5) Enthäl t eine Dienstl iste infolge nachträgl icher Streichungen 

nicht mehr die erforderl i che Anzahl an Personen oder ist sie sonst 

vorzeitig erschöpft, so ist sie vom Präsidenten des Gerichtshofes erster 

Instanz durch neuerl iches Auslosen aus der entsprechenden Jahresl iste zu 

ergänzen . Ist auch diese erschöpft, so sind die Geschworenen oder 

Schöffen nach der ursprüngl ichen Reihenfolge der Dienstl iste neuerl ich 

zum Dienst heranzuziehen . 
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§ 14 . ( 1 )  Die Geschworenen und Schöffen sind in der Reihenfolge 

der Dienstlisten mit der Ladung zur ersten Hauptverhandlung zu ihrem Amt 

zu berufen . Hiebei sind ihnen womögl ich auch schon die weiteren 

Verhandl ungstage bekanntzugeben , an denen sie im ersten Jahr zum Dienst 

herangezogen werden sol len , und eine eingehende Belehrung über die mit 

dem Amt eines Geschworenen oder Schöffen verbundenen Rechte und Pfl ichten 

zu erteil en. 

(2)  Ladungen sind den Geschworenen und Schöffen zu eigenen 

Handen und tunl ichst nicht später als vierzehn, Tage vor der ersten 

Verhandl ung zuzustel len . In der Ladung sind sie über die persönl ichen 

Vorausse tzungen der Berufung ( §§ 1 bis 3 ) ,  die Befreiungsgründe ( §  4 )  und 

die gesetzl ichen Ausschl ießungs- und Ablehnungsgründe ( §§ 6 7 ,  68,  7 1  

erster Satz und 7 2  S tPO ) z u  belehren . Sie sind aufzufordern , sol che 

Umstände gegebenenfal l s  sofort dem Gericht schriftlich anzuzeigen . Ferner 

sind sie auf die Folgen eines Ausbleibens aufmerksam zu machen. 

( 3 )  Die Geschworenen und Schöffen sind in jedem der beiden Jahre 

zum Dienst an höchstens fünf Verhandlungstagen heranzuziehen . Sie sind 

aber verpfl ichte t ,  ihre Tätigkeit jedenfal l s  bis zum Schluß einer 

begonnenen Verhandlung fortzusetzen . § 13 Abs . 5 letz ter Satz  bleibt  

unberührt .  

( 4 )  Ein Ergänzungsgeschworener oder Ergänzungsschöffe t rit t an 

die Stel le  eines Hauptgeschworenen oder Hauptschöffen , wenn dieser der 

Ladung keine Folge leistet oder sonst an der Verhandlung nicht teilnehmen 

kann , ohne daß ein anderer Hauptgeschworener oder Hauptschöffe 

recht zeitig (Abs . 1 )  verständigt werden könn te . 
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§ 1 5 .  ( 1 )  Wird das Fehlen einer persönlichen Voraussetzung der 

Berufung erst nach Bi ldung der Dienstl isten bekannt oder ein 

Befreiungsgrund erst nach diesem Zeitpunkt gel tend gemacht, so 

entscheidet darüber der Vorsitzende des Schwurgerichtshofes oder 

Schöffengerichtes mi t Beschluß. Wird ein solcher Beschluß außerhalb der 

Hauptverhandlung gefaßt, so steht dem Betroffenen die binnen 1 4  Tagen 

bei m  Vorsitzenden einzubringende Beschwerde an den Präsidenten des 

Gerichtshofes zu . 

(2 ) In der Hauptverhandlung können der Angekl agte und der 

Staatsanwalt  bis zum Beginn der Vernehmung des Angeklagten über den 

Inhalt der Ankl age die Amtsenthebung eines Geschworenen oder Schöffen 

beantragen, wenn sie Umstände darlegen , die geeignet sind ,  eine 

persönliche Voraussetzung der Berufung des Geschworenen oder Schöffen i n  

Zweifel z u  ziehen . Über di esen Antrag entscheidet der Vorsi tzende mi t 

Beschluß ,  allenfalls  nach Unterbrechung der Hauptverhandlung und 

sofortiger Durchführung einfacher Erhebungen . 

(3 ) Ein nach Abs . 1 oder 2 i n  der Hauptverhandlung gefaßter 

Beschluß ist zu verkünden . Gegen ihn stehen dem Geschworenen oder 

Schöffen sowie dem Angekl agten und dem Staatsanwal t  die sofort zu 

erhebende Beschwerde an den Präsidenten des Geri chtshofes zu , der 

unverzügli ch zu entschei den hat . 

( 4 )  Ein des Amtes enthobener Geschworener oder Schöffe ist aus 

der Dienstl iste zu streichen , ein befrei ter nur dann , wenn sich der 

Befreiungsgrund auf die gesamte verbleibende Gel tungsdauer der 

Dienstliste erstreckt . 
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§ 1 6 .  ( 1 )  Über einen Geschworenen oder Schöffen , der einer 

Verhandlung fernbleibt oder sich in anderer Weise seinen Obl iegenhei ten 

entzieht, ohne ein unabwendbares Hindernis zu bescheinigen , verhängt der 

Vorsi tzende eine Ordnungsstrafe bis zu 10 000 S ,  enthebt ihn seines Amtes 

und strei cht ihn aus der Di enstl iste . Überdies kann einem sol chen 

Geschworenen oder Schöffen der Ersatz der Kosten einer durch sein  

Verhal ten vereitel ten oder ergebnisl os verl aufenen Verhandlung auferl egt 

werden . Eine Umwandlung der Geldstrafe i n  eine Ersatzfreiheitsstrafe im  

Fal le  der Uneinbri ngl i chkeit findet nicht statt . 

( 2 )  Gegen einen Beschluß nach Abs . 1 kann der Geschworene oder 

Schöffe binnen vierzehn Tagen bei m  Vorsitzenden Einspruch erheben und 

u�ter Bescheinigung, daß i hn ein  unabwendbares Hindernis vom Erscheinen 

abgehalten habe oder daß die ausgesprochene Strafe oder der ihm 

auferl egte Kostenbetrag unri chtig bemessen sei oder n i cht im richtigen 

Verhäl tnis zu seinem Versäumnis stehe , die Aufhebung des Beschlusses oder 

eine Minderung der Strafe oder des Kostenbetrages beantragen . 

( 3 )  Gegen die Entscheidung über einen Einspruch nach Abs . 2 i st 

ein Rechtsmi ttel nicht zulässig .  

§ 1 7 .  Die Ansprüche der Geschworenen und Schöffen auf Gebühren 

sind i m  Gebührenanspruchsgesetz 1 9 7 5  geregel t .  

Sonderbestimmungen für Jugendstrafsachen 

§ 1 8 . ( 1 )  Geschworene und Schöffen in Jugendstrafsachen mussen 

die Voraussetzungen der §§ 1 bis 3 erfül len und sol len im  Lehrberuf , als 

Erz ieher oder i n  der öffentl i chen oder privaten Jugendwohl fahrt oder 

Jugendbetreuung tätig sein  oder tätig gewesen sei n  (§ 28 JGG) . 
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( 2 )  Spätestens im September eines jeden zweiten Jahres hol t  der 

Präsident des Jugendgerichtshofes Wien zur Bildung der Jahresl isten für 

Jugendstrafsachen Vorschläge des Stadtschul rates für Wien , des Wiener 

Jugendamtes und der Wiener Jugendgerichtshil fe ein .  Die Präsidenten der 

übrigen mit Jugendstrafsachen befaßten Gerichtshöfe erster Instanz holen 

Vorschl äge der Landesschulbehörde ( des Landesschul rates ) ,  des 

Landesjugendamtes, wenn sich am Sitz des Gerichtshofes ein städtisches 

Jugendamt befindet, auch von diesem, und a l l enfalls  von weiteren , durch 

Verordnung zu bezeichnenden Stel len ein . 

( 3 )  Die Vorschl äge haben Vor- und Famil iennamen , Geburtsdatum, 

Wohnanschrift und Berufsbezeichnung der namhaft gemachten Personen zu 

enthal ten . 

( 4 )  Die Jahresergänzungsl iste enthäl t die in der näheren 

Umgebung des Amtsgebäudes des Gerichtshofes wohnenden , in die Vorschl äge 

aufgenommenen Personen , die Jahreshauptl iste a l l e  übrigen . Näheres hat 

der Bundesminister für Justiz durch Verordnung zu bestimmen . 

( 5 )  Für das weitere Verfahren gel ten die Bestimmungen der §§ 13  

bis 17  sinngemäß mi t der Maßgabe , daß einheitl iche Dienstl isten für 

Geschworene und Schöffen zu bilden sind . 

Anwendung der Verfahrensgesetze 

§ 1 9 . Soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist,  

sind auf das Verfahren der Verwal tungsbehörden nach diesem Bundesgesetz 

die Bestimmungen des A l lgemeinen Verwal tungsverfahrensgesetzes , auf das 

gerichtl iche Verfahren die Bestimmungen der Strafprozeßordnung 1 9 75 

anzuwenden . 
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Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 20 . ( 1 ) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1 .  Jänner 1991  in Kraft . 

(2 ) Die Bestimmungen der §§ 1 bis 13 , 18 und 1 9  treten insoweit 

mit 1 .  Jul i  1 990 in Kraft, als die Verzeichnisse und Listen für die Jahre 

1 99 1  und 1 992 bereits auf Grund dieses Bundesgesetzes zu erstellen sind . 

(3 ) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt das 

Bundesgesetz vom 13 . Juni 1 946 , BGBl.  Nr . 135' , über die Bildung der 

Geschwornen- und Schöffenl isten (Geschwornen- und Schöffenl istengesetz ) 

in seiner gel tenden Fassung außer Kraft . 

(4 ) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits 

von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden . Sie dürfen 

frühestens mit 1 .  Jänner 1 991 , soweit sie sich aber auf die Erstel lung 

der Verzeichnisse und Listen beziehen , frühestens mit 1 .  Jul i  1 990 in 

Kraft treten. 

(5)  Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf andere 

Rechtsvorschriften des Bundes sind als Verweisungen auf die jeweils 

gel tende Fassung zu verstehen . Wird in anderen Bundesgesetzen auf 

Bestimmungen verwiesen , an deren Stelle mit dem Inkrafttreten dieses 

Bundesgesetzes neue Bestimmungen wirksam werden , so sind diese 

Verweisungen auf die entsprechenden neuen Bestimmungen zu beziehen . 

§ 21 . Mit der Vol l z iehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:  

1 .  hinsichtl ich der §§ 1 bis 4 und 19  die Bundesminister für 

Inneres und tür Justiz je nach ihrem Wirkungsbereich , 

2 .  hinsichtl ich der §§ 5 bis 1 1  der Bundesminister tür Inneres , 

3 .  hinsichtl ich der §§ 1 2  bis 1 8  der Bundesminister tür Justiz . 
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VORBLATT 

Probleme und Ziele der Gesetzesinitiative : 

Nach dem gel tenden Geschwornen- und Schöffenl istengesetz sind im 

Abstand von vier Jahren alle  Personen , die zum Amt eines Geschworenen 

oder Schöffen berufen werden können , in Url isten zu erfassen , aus denen 

Kommissionen jährl ich "besonders geeignete" PeT;sonen auswählen und den 

Gerichten melden , bei denen dann durch Auslosen die Dienstl isten gebildet 

werden . Gegen dieses Auswahlverfahren bestehende verfassungsrechtl iche 

und rechtspol itische Bedenken sol l en ausgeräumt und der damit verbundene ,  

sehr große Verfahrensaufwand sol l wesentl ich verringert werden . Da die 

l etzten Url isten im Jahre 1 986 für den Zeitraum bis einschl ießl ich 1 990 

erste l l t  wurden , sol l  die Erfassung der Geschworenen und Schöffen nach 

den vorgeschlagenen neuen Bestimmungen erstmals  ab Mitte des Jahres 1 990 

für die Jahre 1 9 9 1  und 1 99 2  erfolgen . 

Die Ausschl ießungs- und Befreiungsgründe sowie der Kreis der 

nicht zu berufenden Personen sol len heute maßgebenden gesel l schaftl ichen 

Auffassungen angepaßt werden . 

Grundzüge der Problemlösung : 

Unter Entfal l  sämtl icher Kommissionen sol l  die Berufung der 

Geschworenen und Schöffen künftig für jeweils zwei Jahre nach dem 

Zufal l sprinzip erfolgen , wobei zunächst ein geringer Bruchteil ( 0 , 5 % ,  in 

Wien 1 %) der in den Wählerevidenzen enthal tenen Personen ausgel ost 

werden sol l . Die Mögl ichkeiten der automationsunterstützten 

Datenverarbeitung sol l en so weit wie mögl ich genützt werden . 
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Alternativen : 

Kei ne 

Kosten : 

Die Gesetzwerdung wird keinen zusätzl i chen Kostenaufwand 

erfordern . Vi elmehr werden die vorgeschl agenen einfacheren 

Verfahrensabl äufe eine beträchtl i che Verminderung des bisherigen 

Verwal tungsaufwandes mi. t sich bringen . 
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Erläuterungen 

Al lgemeines 

I. Die im Artikel 91 B-VG vorgesehene Mitwirkung des Volkes an 

der Rechtsprechung bildet ein wichtiges demokratisches Element der 

Bundesverfassung. Die Beteil igung von Geschworenen und Schöffen an der 

Rechtsprechung in Strafsachen ste l l t  ein Bindeglied zwischen der 

Tätigkeit der Berufsrichter und dem Vol k  dar , das mit den besonderen 

straf juristischen Betrachtungsweisen wenig vertraut ist . Das 

Zusammenwirken von berufsmäßig tätigen und von ehrenamtlichen Richtern 

aus dem Volk unterstreicht die hohe Verantwortung , die mit der 

Verhandlung und Entscheidung schwerer Straffäl le  verbunden ist. Es stärkt 

das Vertrauen der Al lgemeinheit in die Rechtsprechung und ihre 

Unabhängigkeit selbst dort, wo es im Einzelfa l l  zum Gegenstand 

kontroverser öffentl icher Diskussion wird . In diesem Zusammenhang bedarf 

das Auswahl verfahren zur Berufung von Geschworenen und Schöffen der 

Aufmerksamkeit des Gesetzgebers . 

Das in seinen Grundzügen zum Teil auf das Jahr 1 8 73 

zurückgehende Geschwornen- und Schöffenl istengesetz vom 1 3 . Juni 1 94 6 , 

BGBl . Nr . 1 3 5 ,  ist in vieler Beziehung erneuerungsbedürftig . Insbesondere 

entspricht das vorgeschriebene mehrstufige und äußerst aufwendige 

Verfahren zur Auswahl derjenigen Personen ,  die als Geschworene und 

Schöffen in Strafsachen zu berufen sind , nicht mehr dem Stil und den 

Mögl ichkeiten einer modernen , auf Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 

bedachten Verwal tung. Die Mitwi rkung der Gemeinde- und 

Bezirkskommissionen , die nach den jeweil igen Kräfteverhäl tnissen der 

pol itischen Parteien zu besetzen sind, an diesem Auswahl verfahren €rweckt 

überdies den Anschein , daß pol itische Organisationen zumindest indirekt 

Einfluß auf die unabhängige Rechtsprechung nehmen könnten . Auch wenn e ine 

Beeinflussung der Rechtsprechung im Einzelfa l l  schon auf Grund der 

Auslosung der Dienstli sten enrenamtl icher Richter durch den Präsidenten 

des Gerichtshofes ersLer Instanz ausgeschlossen ist, muß doch der äußere 
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Anschein bei der Vorauswahl der heranzuziehenden Personen mitbedacht 

werden . Zudem sind die erwähnten Kommissionen nach den praktischen 

Erfahrungen der l etzten Jahre zumindest in Bal lungsräumen schon infol ge 

nicht ausreichender Personenkenntnis ihrer Mitgl ieder nicht in der Lage , 

tatsächl ich eine Ausl ese besonders geeigneter Personen zu gewährleisten . 

Auch die persönl ichen Voraussetzungen der Bestellung zum Amt eines 

Geschworenen oder Schöffen , insbesondere der al lgemeine Ausschluß der 

öffentl ich Bediensteten , und die uneingeschränkte Befreiungsmögl ichkeit 

für Frauen werden al lgemein als nicht mehr zeitgemäß empfunden . 

Die in Artikel 9 1  B-VG vorgesehene Mitwirkung "des Volkes" an 

der Rechtsprechung l äßt keinen Raum dafür, die Geschworenen und Schöffen 

etwa nach persönl ichen Charaktereigenschaften oder dem Bildungsgrad 

auszuwählen . Al l e  in dieser Hinsicht allenfal l s  in Betracht kommenden 

Auswahl kriterien wären verfassungsrechtl ich und inhaltl ich problematisch 

und überdies kaum in befriedigender Weise zu administrieren . Somit ist 

keine ernsthafte und praktikable Alternative gegenüber einem 

Auswahlverfahren nach dem Zufal l sprinzip erkennbar, das jeder Person , die 

die gesetzl ichen Voraussetzungen erfül l t, grundsätzl ich die gleiche 

mathematische Chance einräumt, als  Geschworener oder Schöffe herangezogen 

zu werden . Als Grundlage für eine sol che "Auslosung" bieten sich die 

bestehenden Wählerevidenzen an , die auf Gemeindeebene teils in 

Karteiform, teils in Form automationsunterstützt erfaßter Daten zur 

Verfügung stehen . Der vorliegende Entwurf ist bestrebt ,  für beide Fäl le  

einheitl iche gesetzl iche Regelungen zu schaffen , die es  ermöglichen, 

vorhandene technische Einrichtungen zu-r elektronischen Datenerfassung und 

-verarbeitung zu nützen . Dabei würde die Beibehal tung des zur Bildung der 

derzeitigen Url iste vorgesehenen Intervalles von vier Jahren keinen 

Vorteil bieten, aber eine unerwünschte Konzentration des 

Verwal tungsaufwandes mit sich bringen . Der Entwurf sieht daher vor , die 

Verzeichnisse jeweils für zwei Jahre anzulegen , wodurch einerseits auch 

gewährleistet ist, daß jeweils aktuel l es Datenmaterial Verwendung findet, 

und andererseits eine Information der Gemeinden über die Streichung von 

Personen nach Übersendung der Verzeichnisse an die Gerichte entbehrl ich 

wird . 
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Unter diesen Gesichtspunkten verarbeitet der vorl iegende Entwurf 

die Ergebnisse der öffent l ichen Diskussion und mehrerer Vorgespräche des 

Bundesministeriums für Just iz mit interessierten Stellen aufgrund einer 

vor einigen Monaten erstell ten Punktation , ferner auch Erörterungen des 

"Arbeitskreises für Grundsatzfragen einer Erneuerung des 

Strafverfahrensrechtes" beim Bundesministerium für Justiz ,  der sich im 

Jahre 1 98 1  mit Fragen der Berufung von Geschworenen und Schöffen befaßt 

hat ,  sowie Vorarbeiten im Bundesministerium für Justiz , die Vergleiche 

mit anderen europäischen Rechtssystemen einschl ossen . 

II . Dem Entwurf l iegen folgende tragende Gedanken zugrunde : 

1 .  Die persönl ichen Voraussetzungen der Berufung sol l en 

geschlechtsneutral gefaßt und heu tigen gesellschaftl ichen Auffassungen 

sowie den Bedürfnissen einer modernen Vol l  ziehung angepaßt werden . 

2 .  Die überaus aufwendige und kostenintensive Erfassung al ler 

Personen , die die geset z l ichen Vorausse tzungen für das Amt eines 

Geschworenen oder Schöffen erfül len ,  und die Aussendung von Formblät tern 

an alle  diese Personen in Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwohnern sowi e 

die Tätigkeit der Gemeinde- und Bezirkskommissionen sol len in Hinkunft 

en tfal len . Statt  dessen sieh t der Entwurf vor, daß die Bürgermeis ter oder 

deren Vertre ter als Organe der mit telbaren Bundesverwal tung , 

gegebenenfal l s  unter Ausnützung vorhandenen au tomationsun terstütz ten 

Datenmaterials,  ausschl ießl ich nach dem Zufallsprinzip einen geringen 

Bruchteil der in den Wähl erevidenzen enthal tenen Personen ermi t teln . Die 

sol cherart erstell ten Gemeindeverzeichnisse sol l en in ihrer Gesamtheit 

die Jahresl isten der mit Strafsachen befaßten Gerichtshöfe erster Instanz 

bilden , aus denen der Präsiden t des Gerichtshofes durch das Los die 

Dienst l isten zu bilden hat . 
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3 .  Der Ausdruck "Geschworner" sol l  durch die dem heutigen 

Sprachgebrauch eher entsprechende Bezeichnung "Geschwor�ner" ersetzt 

werden . Eine entsprechende Anpassung anderer Gesetze,  die diesen Begriff 

verwenden, insbesondere der Strafprozeßordnung, aber auch des Art .  91 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes , wird im Zuge künftiger Nove l l ierungen 

vorzunehmen sein . 

4. In kompetenzrechtl icher Hinsicht ist zu bemerken , daß es sich 

beim Gegenstand des vorl iegenden Entwurfes um eine Angel egenheit des 

"Strafrechtswesens" ( Art . 10 Abs . 1  Z .  6 ,  1 02 Abs . 2 B-VG )  handelt, deren 

zusammenfassende Behandlung somit in die führende Zuständigkeit des 

Bundesministeriums für Justiz fäl l t .  Die Erstel lung der Verzeichnisse der 

Gemeinden und deren Bearbeitung durch die Bezirksverwal tungsbehörden 

erfolgt in mittel barer Bundesverwal tung , wobei das Aufsichtsrecht dem 

Bundesministerium für Inneres zukommt ( Abschnitt F Z .  8 der Anlage zu § 2 

des Bundesministeriengesetzes 1 986 ) . Die den Präsidenten der Gerichtshöfe 

erster Instanz als Organen der Justizverwal tung zugewiesenen Aufgaben 

( Entscheidung über Beschwerden , Bildung der Dienstl isten ) werden in 

unmittelbarer Bundesverwaltung besorgt ( Art . 102 Abs . 2 B-VG ) . Die 

Heranziehung der Geschworenen und Schöffen zum Dienst ( §§ 14 ff . des 

Entwurfes) bildet einen Bestandteil der Rechtsprechung . 

5 .  Das vorgeschl agene vereinfachte Verfahren wird zu einer 

beträchtl ichen Aufwandsverminderung und zu Kosteneinsparungen im Bereich 

der mit der Vorauswahl der Geschworenen und Schöffen befaßten 

Verwal tungsbehörden führen . Auf der Ebene der Geri chtshöfe ist zumindest 

nicht damit zu rechnen , daß sich gegenüber der jetz igen Gesetzeslage 

Aufwandserhöhungen ergeben werden . 

244/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 95 von 149

www.parlament.gv.at



- 7 -

Zu den e inzelnen Bestimmungen 

I .  Zu den persönl ichen Voraussetzungen der Berufung 

( §§ 1 bis 3 )  

Zu § 1 

Der Entwurf verzichtet auf das im  geltenden Gesetz enthaltene 

allgemeine Erfordernis  eines "vorbehaltl osen Bekenntnisses zur 

unabhängigen demokratischen Republ ik Österreich",  das in den ersten 

Jahren der Zweiten Republ i k  im beabsi chtigten Ausschluß der ehemal igen 

Mi tgl i eder der NSDAP seinen Anl aß hatte , heute aber angesi chts des 

e l lgemeinen und unangefochtenen Bekenntnisses zur Eigenstaatl i chkeit  

Österrei chs, zur republ ikanischen Staatsform und zum demokratischen 

Rechtsstaat entbehrl i ch ist . 

Die Al tersgrenzen sol l en dem Berufsal ter der Ri chter angegl i chen 

werden : Das vorgesehene Mindestalter von 25 Jahren entspri cht etwa jenem, 

das die Berufsrichter bei i hrer ersten Ernennung erreichen, während die 

Vol lendung des 6 5 .  Lebensjahres die Pensionsgrenze darstel l t .  Die  Senkung 

des Mindestal ters vom 3 0 .  auf das 25 . Lebensjahr und die Ersetzung des 

bisherigen Befreiungsgrundes der Vol lendung ( schon ) des 60 . Lebensjahres 

durch eine allgemeine Al tersgrenze von 65 Jahren sol len auch zu einer 

Vereinheitl i chung der für eine Mi twi rkung an der Strafrechtspflege i n  

Betracht kommenden Bevölkerungsgruppen führen und d i e  Administrierbarke i t  

erleichtern . 

Die ausdrückl i che Anführung des ordentl i chen Wohnsi tzes im  

Inland als  Berufungsvoraussetzung gründet sich auf den Umstand , daß in  

absehbarer Zei t  damit zu rechnen i st, daß si ch i n  den Wählerevidenzen 

auch Personen befinden werden , die über keinen ordentl i chen Wohnsitz i m  

Inland verfügen . Wenngleich Auslandsösterrei chern i n  der Regel ein 

Befreiungsgrund zugute kommen würde , scheint es doch sachgerecht,  auf die 

Mi twirkung dieses Personenkrei ses an der Rechtsprechung ven vornherein zu 

verzichten . 
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Die bisherigen Ausschlußgründe des anhängigen Konkurs- oder 

Ausgleichverfahrens sowie des gerichtl ichen Entzuges der Obsorge für 

Kinder sol l en nicht weiter aufrechterhal ten werden , weil nach heutiger 

Auffassung mit diesen Umständen nicht zwangsl äufig eine mangelnde 

Ehrenhaftigkeit von sol cher Art verbunden ist,  daß die persönl iche 

Eignung der Betroffenen zur Mitwirkung an der Strafrechtspflege 

grundsätzl ich in Zweifel gezogen werden müßte . 

Der Ausschlußgrund der vol len oder beschränkten Entmündigung hat 

gleichfalls zu entfal len . Der nach heutiger Rechtslage mögl ichen 

Bestel lung eines Sachwal ters nach § 2 73 ABGB l iegt eine andere Konzeption 

des Gesetzgebers zugrunde , die an der Hilfsbedürftigkeit von Personen bei 

der Besorgung eigener Angelegenheiten orientiert ist . Soweit einer 

sol chen Hilfsbedürftigkeit eine psychische Erkrankung oder 

Geistesschwäche zugrundel iegt, die eine Tätigkeit als Geschworener oder 

Schöffe ausschl ießt, greift ohnedies der Ausschlußgrund der Unmögl ichkeit 

der Amtsausübung wegen der geistigen Verfassung des Betreffenden ein . 

Die bisherige Voraussetzung, seit mindestens einem Jahr den 

Wohnsitz in der Ortsgemei nde des Aufenthal tsortes zu haben , war darin 

begründet, daß die Auswahl der "besonders geeigneten Personen" 

Personenkenntnis der Kommissionsmitgl ieder voraussetzt .  Da sol che 

Kommissionen im vorl iegenden Entwurf nicht mehr vorgesehen sind , ist 

diesem Ausschlußgrund der Boden entzogen . 

Hinsichtl ich des Ausschlußgrundes erl ittener gerichtl icher 

Verurteilungen beschränkt sich der Entwurf auf die schon derzeit 

vorgesehene Voraussetzung , daß es sich um Verurteilungen handeln muß , die 

nicht der beschränkten Auskunft aus dem Strafregister unterl iegen . Damit 

erübrigt sich die Anführung eines Kataloges bestimmter Tatbestände , weil 

grundsätzl ich jede Verurteilung zu einer höheren als einer dreimonatigen 

Freiheitsstrafe ( §  6 Abs . 2 Z 1 Tilgungsgesetz 1 9 72 �dF BGBI . 
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Nr . 605/ 1 98 7 )  einen Ausschlußgrund bi lden sol l . Diese Regelung ha t auch 

den Vorteil der l ei chten Vol l ziehbarkei t ,  wei l  den Verwal tungsbehörden , 

die künftig die S trafregisterauskünfte einholen sol len , grundsätz l i ch nur 

sol che Verurtei l ungen zugängl i ch sind, die nich t  der beschränkten 

Auskunft unterl i egen . 

Der Begriff des "anhängigen Strafverfahrens" nach Z 4 entspri ch t 

jenem des § 58 Abs . 3 Z 2 StGB . 

Zu § 3 

Der bisherige allgemeine Ausschl uß der Bundes- und 

Landesbedienste ten von der Mi twirkung an der S trafrechtspflege wegen 

ihrer persönlichen und wirtschaft l i chen Nähe zur S taatsmacht ist n i ch t  

mehr zei tgemäß und widerspricht dem sehr viel fäl tigen Bild  des heutigen 

öffent l i chen Dienstes . Eine Tätigkei t von Beamten als Geschworene oder 

Schöffen ist grundsätzlich nicht mehr geeignet ,  deren Befangenhei t  oder 

den Anschein einer Beeinflussung der unabhängigen Rechtsprechung durch 

die Verwal tung hervorzurufen . Bundes- und Landesbedienstete,  zu denen 

auch die Lehrer öffent l i cher Schulen gehören , sol l en daher künftig wie 

alle  anderen Staatsbürger als Geschworene und Schöffen tätig sein können , 

sofern sie nich t  berufsmäßig an der Rechtspflege be tei l igt  sind . Aus 

diesem Grund ist  vorgesehen , ledigl i ch Bedienstete der Bundesministerien 

für Inneres und für Justiz  sowie deren nachgeordneter Dienststel len nicht 

zu berufen . 

Angehörige von Berufsgruppen ,  die,  ohne Beamte zu sein ,  

berufsmäßig an der Rechtspflege mi twirken , sol l en wei terhin nicht  

herangezogen werden . Zu ihnen zählen nicht nur Rich ter , Notare , 

Rechtsanwäl te und andere in die Verteidigerliste eingetragene Personen , 

sondern auch Bewährungshel fer, die nach ihrem gese t z l i chen Auftrag ( §  52 

Abs . 1 StGB )  Verurtei l ten zur Beratung, Hi lfe und Überwachung beigegeben 

werden . 
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Der reibungslose Betrieb der öffen t l i chen Verkehrs- und 

Kommunika ti onseinrich tungen ist heu te auch bei kurzfristiger Abwesenhei t 

einzelner Mi tarbei ter gewährleiste t ,  sodaß keine Veranl assung besteh t ,  

Bedienstete bestimmter Transport - und Nachri ch tenunternehmen wei terhin  

von der Berufung zum Geschworenen oder Schöffen grundsätz l i ch auszunehmen . 

II . Zu den Befreiungsgründen ( §  4 )  

Der Befreiungsgrund der Vol lendung des 60 . Lebensjahres sol l im  

Hinbl i ck auf die  allgemeine Al tersgrenze von 65 Jahren entfal len .  Eine 

generelle  Befreiungsmögl i chkei t für Personen zwischen di esen beiden 

Al tersgrenzen ist mi t Rücksi ch t  auf deren durchschni t t l i che Vi tal i tät 

richt  erforderl i ch . 

Nach der derzeitigen Rechtsl age können Frauen ohne wei tere 

Begründung einen Befreiungsta tbestand in Anspruch nehmen . Dieser 

scheinbar pri vilegierende Umstand wi rd wei thin als diskriminierend 

empfunden , l egt er doch die Vermu tung nahe , daß sich Frauen grundsät z l i ch 

nicht  in  der Lage sehen könnten ,  an der Gestal tung des öffent l i chen 

Lebens mi tzuwi rken . Nach dem Grundsa tz  der Glei chbehandlung der 

Geschlech ter ist dieser Befreiungsgrund nicht  wei ter aufrechtzuerhal ten . 

Der Entwurf sieht einen generellen Befreiungsta tbestand vor ,  der 

sowohl auf eine unverhäl tnismäßige persön l i che oder wi rtschaft l i che 

Bel astung durch eine Tätigkei t als ehrenamtl i cher Richter als auch auf 

schwerwi egende öffent l i che Interessen Rücksi cht  nimmt . Auf diese 

Bestimmung werden sich künftig  etwa Bedienstete des pri va ten und 

öffent l i chen Berei ches, auf deren Mi tarbei t auch für den Fal l  bloß 

kurzfristiger Abwesenhei t aufgrund besonders gel agerter Umstände ni ch t  

verzich tet werden kann , aber auch al leinerziehende El tern tei le berufen 

können , die unmündige Kinder zu betreuen haben , ohne auf ausrei chende 

Un terstützung von dri t ter Sei te zurückgrei fen zu können . Der 

Befreiungsantrag wird jedenfalls un ter Vorlage entsprechender 

Bescheinigungen , zB der Fi rmenlei tung oder Dienststelle ,  gel tend zu 
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machen sein .  Über diese allgemeine Befreiungsmöglichkei t hinaus besteh t  

keine Veranlassung ,  für einzelne Berufsgruppen ( Ärz te , Apo theker , 

Dentisten , Gemeindebedienstete)  wei terhin Sonderregelungen vorzusehen . 

Der Entwurf sieht vor ,  Geschworene und Schöffen grundsätz l i ch 

zum Dienst an höchstens fünf Verhandlungstagen , dies a l l erdings jeweils  

in zwei aufeinanderfolgenden Jahren , heranzuzi ehen . Dami t sol l  bei 

zumutbarer zei t l i cher Belas tung der Betroffenen einersei ts deren 

Erfahrung genu tz t ,  anderersei ts der Verfahrensaufwand bei der Erstel lung 

der Verzei chnisse und Lis ten vermindert werden . Der Mögl i chke i t  der 

Befreiung nach einer Dienstleistung von fünf Tagen ist dadurch der Boden 

entzogen , währenddem eine sol che für den Fal l  vorgesehen werden sol l ,  daß 

j emand in der vorhergehenden Periode von zwei Jahren ( Gel tungsdauer der 

Jahres- und Diens t li s ten , siehe §§ 12 Abs . 2 ,  13 Abs . 1 )  berei ts einer 

Berufung Folge geleistet hat ,  sei es als Haup t - oder auch 

Ersatzgeschworener oder -schöffe . 

111 . Zum Verfahren der Gemeinden ( §§ 5 und 6 )  

Anstelle der derzei t al le  vier Jahre durch Gemeindekommissionen 

zu bi ldenden Url isten , die alle  Personen erfassen , die die gese t z l i chen 

Voraussetzungen für das Amt eines Geschworenen oder Schöffen erfül len , 

sol l  in Hinkunft der Bürgermeister ( oder sein Vertreter) als Organ der 

mi t telbaren Bundesverwal tung aus der Wählerevidenz jedes zwei te Jahr 

einen geringen Bruch teil ( 0 , 5 %, i n  Wien I %) der darin enthal tenen 

Personen , die die Voraussetzungen des § I erfüllen ,  auslosen . Dies kann 

zB in der Form geschehen , daß zu Beginn der Si tzung durch Losen tscheid 

eine mehrstei l ige Zahl ermi t tel t wird , die nach der Reihenfolge der 

Karteiblät ter die ausgelosten Personen bestimmt . Sofern 

automa tionsunterstü t z te Daten zur Verfügung stehen , kann aber auch ein 

entsprechendes Compu terprogramm, das Personen in der erforderl i chen 

Anzahl durch Zufal lsauswahl bezei chnet ,  ei ngese t z t  werden . Die Zahl der 

auszulosenden Personen soll  von der Gesamtzahl der in der Wählerevidenz 

en thal tenen abhängen , obwohl Personen , die nich t  der in  § I angeführten 
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Al tersgruppe angehören , n i ch t  in  die Verzei chnisse aufzunehmen sind . Das 

angewendete Zufal lsverfahren wi rd in jedem Fal l so einzuri chten sein ,  daß 

sich die "Streuung" der ausgelosten Personen über di e gesamte Brei te der 

Bevölkerungsevidenz bzw . des Da tenbestandes erstreckt und nich t  e twa nur 

auf eine Tei lgruppe . Durch die Festlegung einer Peri ode von zwei Jahren 

soll einersei ts gewährleistet werden , daß einigermaßen aktuel l es 

Datenmateri al Verwendung finde t ,  anderersei ts der no twendi ge 

Verwal tungsaufwand wei ter verringert werden . 

In das wie bisher der Öffen t l i chkei t �ugängl i ch zu machende 

Verzei chnis der Gemeinde sol l en wei terhin Name , Geburtsda tum und 

Wohnanschrif t  der eingetragenen Personen , nich t  aber deren 

Berufsbezei chnung aufzunehmen sein ,  wei l  diese in den Wählerevidenzen 

nich t  enthal ten ist . Dadurch wi rd es vorkommen können , daß Personen , di e 

n i cht zu berufen sind ( §  3 ) ,  zunächst in  das Verzei chnis  aufgenommen 

werden . Auf Grund des sehr geringen Bruchtei les der auszulosenden 

Personen i m  Verhäl tnis zur Gesamtbevölkerung und der vergl ei chswei se 

geringen Anzahl von Angehörigen di eser Berufsgruppen ist allerdings zu 

erwarten , daß es sich ledi gl i ch um Einzelfäl le  handeln  wird . In sol chen 

Fäl len hät ten die Bürgermeister, sofern i hnen diese Umstände bekann t  

sind, entsprechende Bemerkungen ( §  5 Abs . 4 )  anzubringen und die 

Betroffenen jedenfalls  Einspruch zu erheben . 

Derartige Bemerkungen sol len die Bürgermeister in  a l l en Fäl len 

anbringen , in  denen sie auf Grund ihrer Personenkenntnis vermu ten , daß es 

einer ausgel osten Person an einer persön l i chen Vorausset zung der Berufung 

mangel t .  Aus da tenschu tzrech t l i chen Erwägungen sol l  dies aber ni ch t  in  

der öffen t l i chen Si tzung , sondern erst im  Anschluß daran erfolgen . 

Der Übersi ch t l i chkei t halber sol l en die Einsprüche , 

Befreiungsanträge und Bemerkungen in  einem gesonderten Pro toko l l  

festgehal ten und überdies im  Verzei chnis selbst ersi cht l i ch gemach t 

werden , bevor dieses spätestens im September jeden zwei ten Jahres der 

Bezirksverwal tungsbehörde eingesende t wi rd . 
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IV . Zum Verfahren der Bezirksverwaltungsbehörden ( §§ 7 bis 10 ) 

Zu § 7 

Die Bezirksverwal tungsbehörde sol l  wie nach dem gel tenden Geset z  

d i e  von den Gemeinden einlangenden Verzei chnisse überprüfen und 

allfäll ige Mängel beri chtigen l assen . 

Zu § 8 

Eine Bezirkskommission,  die "die wegen ihres vorbeha l t l osen 

Ein tretens für die unabhängige demokratische Republik Österreich ,  ihre 

Verständigkei t ,  Ehrenhaftigke i t  und Charakterfestigkei t für das Amt eines 

Geschwornen oder Schöffen besonders geeignet erscheinenden Personen" 

bezei chnen sol l te ,  ist  im Entwurf nich t  mehr vorgesehen . Der 

Bezirksverwal tungsbehörde sol l  ebensowenig eine Auswahl bestimmter 

Personen obl i egen wie dem Bürgermeister . Wohl aber sol l  ihr künftig die 

Einholung von S trafregisterauskünf ten zukommen und die erste,  allgemein  

gehal tene Mi t tei lung an  die  ausgelosten Personen über die  mi t dem Amt 

eines Geschworenen oder Schöffen verbundenen Rechte und Pfl i ch ten sowie 

die Vorschriften der §§ I bis 4 obl iegen . Dies aus der Erwägung , daß zu 

diesem Zei tpunkt , wenige Wochen vor der Bildung der Diens t l isten und dem 

erstmal igen Einsa tz  darin en thal tener Geschworener und Schöffen , durchaus 

aktuel l es Datenmaterial zur Verfügung steht und si ch der 

Verfahrensaufwand auf dieser Ebene in Grenzen häl t ,  wei l  es sich - außer 

in Wien - in jedem Fal l  um weniger als 500 Personen handeln wird . Durch 

die vorgesehene Rechtsbelehrung sol l  nich t  nur einem berechtigten 

Informat ionsbedürfnis entsprochen , sondern den ausgel osten Personen vor 

allem auch di e Möglichkeit  geboten werden , schon zu einem frühen 

Zei tpunkt Ausschl ießungs- oder Befreiungsgründe gel tend zu machen . 

Le tz teren wi rd in  diesem Verfahrensstadium all erdings nur dann 

entsprochen werden können , wenn es sich um sol che Befreiungsgründe 

handel t ,  die unabhängig von einzelnen Termi nen i m  wesent l i chen während 

der gesamten Amtsperiode Ber ücksi chtigung beanspruchen . Die gen aue re 
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Informat i on der Geschworenen und Schöffen über die mi t diesem Amt 

verbundenen Rechte und Pfl ichten wi rd zu einem späteren Zei tpunkt ,  

näml i ch mi t der Berufung durch das Geri cht ( §  14  Abs . 1 ) ,  z u  erfolgen 

haben . 

Um den mi t dieser Vorschrift  zwangsläufig verbundenen 

Verwal tungsaufwand mögl i chst gering zu hal ten , müssen die Zustellungen 

nicht zu eigenen Handen des Empfängers ( §  21 Zustel lgese t z )  erfolgen . Die 

Bezirksverwal tungsbehörde sol l  also nich t  dazu verhal ten sein ,  den 

Zustel lvorgang zu üherprüfen , sondern ledigl i ch i m  Fal l  des Rückl angens 

nicht behobener Poststücke einfache Erhebungen und gegebenenfal ls  einen 

zwei ten Zustel lversuch durchführen . 

Zu §§ 9 und 1 0  

Anstel le  der Gemeindekommissionen , di e nach der gel tenden 

Rechtslage üher Einsprüche und Befreiungsan träge zu entscheiden haben , 

sol l  dies künftig durch die Bezirksverwa1 tungshehörden geschehen . Dies 

sol l  auch für den Fal l  gel ten , daß ein Bürgermeister Bemerkungen ( §  5 

Abs . 4 )  erstat tet  hat , was die Bezirksverwal tungsbehörde a l lerdings n i ch t  

i n  jedem Fal l  z u  einer Entscheidung zwingen sol l . Insbesondere i n  

Zweife1s- und in  jenen Fäl len ,  i n  denen z u  erwarten ist , daß beim  

Geri chtshof en tsprechende Informa tionen vorl i egen oder ohne wei teres 

zugängl i ch sind , wie zB über die Frage , ob eine Person in die 

Verteidigerl iste einge tragen ist , kann die Bezi rksverwal tungsbehörde auf 

eine En tscheidung verzi chten und di ese dem Präsidenten des Geri ch tshofes 

überlassen , dem ansonsten die Behandlung der Beschwerden gegen Bescheide 

der Bezi rksverwa1 tungshehörden zukommt . 
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V .  Zum Verfahren in Städten mit eigenem Statut { §  1 1 }  

Der Entwurf verzich te t  auf die gel tenden Sonderbestimmungen für 

Gemeinden mi t mehr als 50 000 Einwohnern , die i nsbesondere die Aussendung 

von Formblät tern zur Bi ldung der Url i s te vorschreiben , was einen 

außerordent l i ch großen Verwal tungsaufwand mi t sich bringt . In S tädten mi t 

eigenem Statut ist  künftig dasselbe Verfahren wie i n  den anderen 

Gemeinden vorgesehen , wobei ledigl i ch die Tätigkei t der 

Bezirksverwal tungsbehörde entfäl l t . Die Prüfung des Verzei chni sses sol l  

wie derzei t dem Magistrat obl iegen , die Entscheidungskompetenz der 

Bezi rksverwal tungsbehörde dem Bürgermeister zukommen . 

Das dem Präsidenten des zust ändigen Gerichtshofes erster Instanz 

zu übersendende Verzei chni s  (Abs . 4 i m  Zusammenhang mi t § 10) muß n i ch t  

i n  jedem Fal l  aus einer geschri ebenen Liste bestehen . I m  Hinbl i ck a u f  d i e  

fortschrei tende Automatisierung der Datenspei cherung bei den 

Verwal tungs- und Gerichtsbehörden l äß t  der Geset zeswortlau t  auch Raum 

dafür , daß dieses Verzei chnis in einem Da ten träger bestehen kann , wenn 

dieser auf vorhandenen Compu teranl agen des Geri chtshofes wei ter 

bearbei tet werden kann . 

VI . Zum Verfahren bei Gericht ( §§ 1 2  bis 18 ) 

Zu § 1 2  

Nach den i n  der Praxis  gewonnenen Erfahrungen erheben d i e  aus 

mindestens 8 Personen bestehenden Jahresl i stenkommissi onen derzei t 

ledig l i ch die Gesamthei t der von den Verwal tungsbehörden bezeichne ten 

"besonders geeigneten Pers()nen" zur Jahresl iste und sind kaum mi t 

Beschwerden befaßt . Auch diese Kommissionen so l l en daher entfallen . An 

i hrer S telle sol l  künftig der Präsiden t des Gerich tshofes im  

Verwal tungsverfahren über Beschwerden gegen Bescheide der 

Bezirksverwal tungsbehörden und Bürgermeister der Städte mi t eigenem 

S tatut en tscheiden und die Verzei chnisse en tsprechend berichtigen l assen . 
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Schl ießl i ch sol l en di e gesamten , dem Präsidenten des Gerich tshofes 

übersandten und von diesem berichtigten Verzei chnisse für zwei Jahre die 

Jahresl isten ( Jahreshauptliste und Jahresergänzungsl iste)  des 

Gerichtshofes bi l den , wobei durch Verordnung für ein ausgewogenes 

Verhäl tnis der Anzahl der in der Ergänzungsliste enthal tenen Personen zum 

Umfang der Hauptl i s te ( §  13 Abs . 4 )  zu sorgen sei n  wird . 

Zu § 1 3  

In ähnl i cher Weise wi e derzei t sol l  d�r Präsident die jewei l s  

für das glei che Jahresviertel zweier Jahre gel tenden Di enstl isten bi l den , 

wobei dies auch i n  einer einzigen Si tzung für mehrere Vierteljahre oder 

auch für die gesamte zweijährige Gel tungsdauer der Listen geschehen kann . 

Die Entscheidung über die al l enfalls von den Vertretern der 

Staa tsanwal tschaft und der Rechtsanwal tskammer erhobenen Einsprüche sol l  

nicht der Ratskammer,  die ein Organ der Rechtsprechung ist , sondern dem 

Präsidenten des Geri chtshofes obl iegen , wobei ein Rechtszug an den 

Präsidenten des Oberlandesgerichtes vorgesehen ist . Glei ches sol l  für den 

Fal l  gel ten , daß eine Bezi rksverwal tungsbehörde über Bemerkungen eines 

Bürgermeisters keinen Bescheid erlassen ha t ( §§ 5 Abs . 4 ,  9 Abs . 1 )  oder 

der Präsident von Amts wegen die persön l i chen Vorausset zungen der 

Berufung einer in der Jahresl iste enthal tenen Person überprüft ( Abs . 3 ) . 

In di e Hauptdienstl isten sol len ebenso wi e im  gel tenden Geset z  

( §  2 9  Abs . 4 )  mindestens um die Häl fte mehr Personen aufgenommen werden , 

als voraussi ch tl i ch benötigt werden , wenn jeder Geschworene und Schöffe 

in einem Vierteljahr an fünf Verhandlungstagen tätig wi rd . Die nach 

diesem Erfordernis  bemessene Zahl kann nach den Erfahrungen und ört l i chen 

Verhäl tnissen überschri t ten werden (Abs . 4 ) . 

Auf die Anl egung abgesonderter Listen für Bezi rksgeri chte 

( §§ 28 , 29 Abs . 6 ,  30 Abs . 6 Geschwornen- und Schöffenl istengesetz ) sol l  

künftig verzi chtet  werden , wei l  Schöffengerichtsverhandlungen der 

Geri chtshöfe bei auswärtigen Bez i rksgeri chten in der Praxis  nur in sehr 
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geringem Ausmaß stattfinden und daher eine Durchbrechung des Prinzips der 

auch regi onal gleichmäßig ver teil ten Zufal lsauswahl der Geschworenen und 

Schöffen aus diesem Grund nicht mehr gerechtfertigt  erscheint . 

Auch die derzei t vorgesehenen Verständigungen der Bürgermeister 

über Personen, die von den Geri chten aus der Liste gestri chen wurden 

( §§ 2 2 ,  2 7  Abs . 4 ,  3 1  Abs . 4 ,  3 1 a  Abs . 2) , werden künftig entbehrl i ch 

sein ,  wei l  die Jahresl isten n i cht aus Urlisten , die alle geeigne ten 

Personen beinha l ten , zu bi lden , sondern alle zwei Jahre neu anzulegen 

sein werden , wobei die Wahrscheinl i chkei t ,  daß , eine Person wiederhol t 

.ausgelost wird ,  sehr gering ist . 

Eine allenfalls vorzei tig erschöpfte Di ens tl iste ist aus der 

zugehörigen Jahresliste zu ergänzen (Abs . 5) , was im Hinbl ick auf den 

vorgesehenen Umfang der Jahresl isten im Verhäl tnis zu den 

Erfahrungswerten hinsich t l i ch des Bedarfes der einzelnen Gerichtshöfe an 

Geschworenen und Schöffen immer mögl i ch sein sol l te .  Im gegentei l igen 

Fal l sol l  eine neuerl iche Berufung der Geschworenen und Schöffen nach der 

ursprüngl ichen Dienstliste erfolgen , um die Verwal tungsbehörden von der 

Ergänzung der Verzeichnisse zu ent l asten . In diesem kaum zu erwar tenden 

Ausnahmefal l könnte es vorkommen , daß Geschworene oder Schöffen in einem 

höheren Ausmaß als im En twurf vorgesehen ( §  14 Abs . 3 )  zum Dienst 

herangezogen werden . 

Zu § 1 4  

Mi t ihrer Berufung zum ehrenamtli chen Rich teramt und ihrer 

Ladung zur ersten Hauptverhandlung sollen die Geschworenen und SchÖffen 

neuerl i ch über die persönlichen Vorausse tzungen der Berufung und die 

Befreiungsgründe , aber auch über die geset z l i chen Ausschließungs- und 

Ablehnungsgründe der Strafprozeßordnung informiert werden . Le tz teres kann 

sinnvoll erweise erst zu diesem Zei tpunkt geschehen , wei l  ers t dann der 

Name des Angekl agten und die i hm vorgeworfene Tat mi tgetei l t  werden 

können . Nun sol l  auch eine eingehende Informa tion der berufenen Personen 
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über die mi t dem Amt eines Geschworenen oder Schöffen verbundenen Rechte 

und Pfl i chten erfolgen , was durch Übersendung eines Merkblat tes oder 

einer Broschüre , aber auch durch Einl adung zu einer 

Informa ti onsveranstal tung geschehen kann . 

Di e Ergänzungsgeschworenen und -schöffen sol len künft i g  in  

gleicher Wei se wi e die Hauptgeschworenen und -schöffen mi t der Ladung zur 

ersten Hauptverhandlung, bei der sie allenfalls  tätig werden sol l en , von 

ihrer Berufung verständigt werden . 

In der Praxis  werden Geschworene und Schöffen derzei t bei vielen 

Gerich tshöfen wesen t l i ch sel tener zum Di enst herangezogen als es nach dem 

Gesetz zul ässig wäre , näml i ch in vielen Fäl l en nur für ein  oder zwei 

Verhandlungstage . Durch die vorgesehene Gel tung der Dienst l i sten für zwei 

Jahre sol l dieses Beschäftigungsausmaß zumindest verdoppel t  werden , was 

bei wohl zumutbarer Belastung , die sich überdies auf einen l ängeren 

Zei traum vertei l en wi rd , eine gewisse Nut zung der von den einzelnen 

Personen gewonnenen prakt ischen Erfahrungen in den späteren Verhandlungen 

ermögl i chen und eine beträch t l i che Verminderung des mi t der Anl egung der 

Verzei chnisse und Listen verbundenen Verfahrensaufwandes bei 

Verwal tungsbehörden und Gerichten bewi rken sol l . In diesem Sinne sol l en 

Geschworene und Schöffen künftig  in einem Vierteljahr des ersten und 

sodann neuerl i ch im  gleichen Vierteljahr des zwei ten Jahres der 

Gel tungsdauer der Dienstlisten zum Dienst an jeweils  höchstens fünf Tagen 

herangezogen werden . 

Zu § 1 5  

Nach Bildung der Dienstl isten sol l  die Entscheidung über 

mangelnde persönl i che Vorausset zungen der Berufung und über 

Befreiungsanträge nich t  mehr dem Präsidenten des Gerichtshofes , sondern 

dem Vorsi tzenden des erkennenden Geri chtes zustehen . Dadurch sol len 

entbehrl i che Rückmeldungen verhindert werden , wei l  di e Tätigkei t des 

Präsidenten als Jus t i z verwal tungsorgan nach Bildung der Dienstl isten und 
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deren Wei terlei tung an die mi t S trafsachen befaßten Geschäftsabtei lungen 

abgeschl ossen ist , und wei l i nsbesondere bei Befreiungsanträgen , die sich 

im  Regelfall  nur auf kurzfristige Verhinderungen an einem oder einigen 

Terminen beziehen , vom Vorsi tzenden , dem die Ausschrei bung der 

Hauptverhandlungen obl iegt , flexibler reagiert werden kann . 

Um zu gewährleisten , daß Personen , von denen bis unmi t telbar vor 

oder nach Beginn der Hauptverhandlung nicht bekann t war , daß sie die 

persönl i chen Voraussetzungen der Berufung nicht erfül len ,  nich t  als 

Geschworene oder Schöffen tätig werden , sol l  der Vorsi t zende des 

erkennenden Gerichtes die Mögl i chkei t haben , sol che Personen bis zum 

Schluß der Hauptverhandlung durch Beschluß vom Dienst zu entheben . Der 

Vorsi tzende des erkennenden Gerichts wird sich daher durch Befragung der 

berufenen Geschworenen oder Schöffen vor dem Beginn der Hauptverhandl ung 

zu überzeugen haben , ob diese die geset z l i chen Voraussetzungen erfü l l en ,  

und von Amts wegen auch dann tätig zu werden haben , wenn offenkundig 

Anl aß zu Zweifeln in  dieser Rich tung besteh t . Überdies sol l  den 

Prozeßparteien ein di esbezügl i ches Antragsrecht eingeräumt werden , 

allerdings nur bis zum Beginn der Vernehmung des Angeklagten über den 

Inhal t der Ankl age ( ebenso § 74a S tPO in bezug auf die Ablehnung eines 

Geschworenen oder Schöffen ) .  Sofern der über einen sol chen An trag oder 

von Amts wegen gefaßte Beschluß des Vorsi tzenden in  der Hauptverhandlung 

ergeht ,  sol l  eine Ausfertigung des Beschl usses aus prozeßökonomischen 

Gründen unterbleiben und eine a l l fäl l ige Beschwerde sofort zu erheben 

sein . Desglei chen wi rd der dafür zuständige Präsident des Geri ch tshofes 

über sol che Beschwerden unverzüg l i ch zu entscheiden haben , wei l  davon die 

Fortsetzung der Hauptverhandlung abhängt . 

Derart  enthobene Geschworene und Schöffen werden aus der 

Dienstliste zu strei chen sei n ,  befrei te Geschworene oder Schöffen jedoch 

nur dann , wenn es si ch nich t  um einen kurzfristigen , sondern 

voraussi chtl i ch l ängere Zei t andauernden Befreiungsgrund handel t .  
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Zu § 16  

Die einzige (Ordnungs- )Strafbestimmung des Entwurfes sieh t vor , 

daß unentschuldigt ferngebl iebene Geschworene oder Schöffen mi t einer 

Ordnungsstrafe zu belegen sind . Die zusätzl i che Auferl egung des Ersa tzes 

der schul dhaft verursachten Verfahrenskosten sol l  dem Ermessen des 

Vorsi tzenden des erkennenden Gerichtes anheimgestel l t  werden . Ein sol cher 

Kostenersat z  wird vor al l em in außergewöhnl i chen Fäl len, insbesondere bei 

schwerem Verschulden der Betroffenen , in Betrach t  zu ziehen sein . Wie 

bisher sieht der Entwurf die Mögl i chkei t eines, Einspruches ( Antrags auf 

Erlaß oder Minderung der Strafe oder der Kostenersa tzverpfl i chtung ) vor . 

Rechtspol i t ische Erwägungen gebi eten ni ch t ,  i m  Fal le der 

Unei nbringl i chkei t der Gel dstrafe wei terhin die Mögl i chkei t ihrer 

Umwandlung in eine Ersa tzfreihei tsstrafe ( §  7 Abs . 1 StPO) vorzusehen . 

VII .  Zu den Sonderbestimmungen für Jugendstrafsachen ( §  18 ) 

Hier sol len i m  wesent l i chen die derzei t gel tenden Bestimmungen 

mi t den si ch aus der vorgesehenen Listenbi ldung zwangsläufig ergebenden 

Änderungen beibehal ten werden . Es erscheint  a l lerdings nicht 

erforderl i ch ,  daß der Präsiden t des Jugendgerichtshofes Wien auch künftig 

dem Präsidenten des Landesgeri ch ts für Strafsachen Wien die 

Jahresdienstl isten übersendet (§ 45 Abs . 3 ) ,  wei l es sehr 

unwahrscheinlich ist , daß eine Person im selben Jahr oder in 

aufeinanderfolgenden Jahren in die Jahreslisten beider Geri ch tshöfe 

aufgenommen wi rd . Sol l te dies trotzdem der Fal l  sein ,  so hät te der 

Betroffene die Mögl i chkei t ,  bei einem Gerichtshof um seine Befreiung 

( nach § 4 Z 2) einzukommen . 
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VIII . Zur Anwendung der Verfahrensgesetze ( §  1 9 )  

Diese Bestimmung sieht eine subsidiäre Anwendung der allgemeinen 

Verfahrensordnungen für den Verwal tungsbereich ( AVG 1 950) und für die 

Gerichte ( StPO)  vor .  Das Allgemeine Verwal tungsverfahrensgesetz  wird 

demnach auch von den Präsidenten der Gerichtshöfe als 

Justi zverwal tungsorganen anzuwenden sein . 

Die in Art . II Abs . 6 l i t .  f EGVG 1 950 vorgesehene 

Ni chtanwendung der Verwal tungsverfahrensgese tz� "bei der Bildung der 

Geschwornen- und Schöffenl isten" wird dami t gegenstandslos . Diese 

Bestimmung sol l  daher bei der nächsten Änderung der 

Verwal tungsverfahrensgesetze entfal len . 

IX . Zu den Schluß- und Übergangsbestimmungen ( §§ 20 und 21 ) 

Die im Jahre 1 986 erstell ten Urlisten bi lden die Grundl age für 

die Jahres- und Dienstlisten des Zei traumes 1987  bis 1 990 . Daher sol l en 

nach dem Vorhaben des vorl i egenden Entwurfes die Diens t l i sten für die 

Jahre 1991 und 1 992 i m  Laufe des Jahres 1 990 nach den hier vorgesehenen 

Bestimmungen erstel l t  werden , während der Entwurf im übrigen mi t 1 . 1 . 1 991  

Gesetzeskraft erl angen sol l te .  

1 959B 
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Bundesgesetz vom 1 3 . Juni 1946 , 
BGB1 . Kr . 1 3 5 ,  über die 

Bildung der Geschwornen- und 
Schöffenl isten (Gesch�ornen- und 
Schöffenl istengesetz ) ,  in der 

Fassung der Bundesgesetze 
BGBl . 1950/240 , 1951/196 , 

1952/62 , 1957/31 ,  1974/422 
und 1987 /605 

A .  Allgemeine Geschwornen- und 
SchöffenHsten 

I .  Berufung zum Amt e ines 
Geschwornen oder Schöffen 

§ 1 .  Das Amt eines Geschwornen oder 
Schö f fen i st ein Ehrenamt . Es kann 
nur von ö s terre ichi schen Staatsbür ­
gern versehen werden,  die  s i ch vo r ­
behaltlos  z u r  unabhängigen demo k ra­
t i s chen Repub l i k  Österreich beken­
nen . 

§ 2 .  ( 1 ) Zum Amt e i ne s  Geschwornen 
oder Schö ffen i s t  unf ähig : 

1 .  we r zum Beginn des Jahres , in  
dem e r  das Amt ve r sehen sol l ,  
das 3 0 .  Lebensj ahr noch nicht 
vo l lendet hat ; 

2 .  we r der Gerichts sprache nicht 
so  we i t  mächtig i s t ,  daß er dem 
Gange e iner Verhandlung ver l äß ­
l i ch z u  fo lgen vermag ; 

3 .  wer info lge e ines körpe r l i chen 
oder gei stigen Gebrechens die 
P f l i chten dieses  Amtes nicht 
e r füllen kann; 

4 .  wer vol l  oder beschränkt ent­
mündigt i s t ;  

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Bundesgesetz vom XX. XX. xxxx 
Über die Berufung der 

Geschworenen und Schöffen 
(Geschworenen- und Schöffen­

gesetz GSchG) 

Persönl iche Voraussetzungen der 
Berufung 

§ 1 .  Das Amt e ines Geschworenen 
oder Schöf fen i s t  ein Ehrenamt , zu 
dem österreich i s che Staatsbürger 
mit  o rdent l ichem Wohns i tz im I n l and 
zu berufen s ind , die  zu Beginn des 
Jahre s ,  in  dem s i e  tätig werden 
s o l len,  das 2 5 . , nicht aber das 
6 5 .  Lebens j ahr vol lendet haben . D i e  
Ausübung des Amtes e ines Geschwo re ­
nen oder Schö f fen i s t  al lgemei ne 
Bürgerpfl icht . 

§ 2 .  Vom Amt e ines Geschwo renen 
ode r  Schöffen s ind Personen ausge ­
schlos sen,  

1 .  die  i nfo lge ihrer k ö rpe r l i chen 
oder gei s tigen Ve rfas s ung die  
P f l i chten de s Amtes nicht e r ­
fül len können ,  

2 .  die  d e r  Ger ichtssprache nicht 
so  wei t  mächtig s ind , daß s ie 
dem Gang e iner Verhandlung ver ­
läßlich zu  fo lgen vermögen ,  

3 .  d i e  ger icht l i che Verurte i lungen 
aufwe i se n ,  die nicht  de r be­
schränkten Auskunft aus dem 
Straf regi ster  unter l iegen ,  ode r  

4 .  gegen d i e  e i n  S t rafve r f ahren 
wegen des Ve rdachtes e iner ge ­
r icht l i ch s trafbaren Handl ung 
anhängig i s t ,  die  von Amts we ­
gen zu  verfo lgen und m i t  mehr 
als  sechs Monaten F re ihe i t s ­
s tr afe bedroht i s t .  

244/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)112 von 149

www.parlament.gv.at



- 2 -

Bisherige Fas s ung : 

5 .  j eder ,  gegen den ein Konkurs­
oder ein Ausgleichsverfahren 
anhängig i s t ;  

6 .  j ede r ,  dem vom Geri cht die va­
terliche Gewal t  über seine Kin­
der entzogen worden ist,  solan­
ge die Kinder unter fremder 
Vormundschaft s tehen, j eden­
fal l s  aber b i s  zum Abl auf von 
drei Jahren seit  der gericht l i ­
chen Ver fügung; 

7 .  wer in der Ortsgeme inde , in der 
er sich aufhä l t ,  nicht wenig­
stens seit  e inem Jahre seinen 
Wohnsitz  hat ;  

8 .  wer wegen eine r  oder mehrerer 
s trafbare r  Handlungen zu eine r  
mehr als  sechsmonatigen Frei­
hei tsstrafe ode r  wegen eine r  
s trafbaren Handl ung, d i e  nach 
Bste r reichischem Recht den Tat­
bestand eine r  der im folgenden 
angeführten s trafbaren Handlun­
gen begründet ,  rechtskräftig 
verurte i l t  worden i s t ,  es wäre 
denn die Verurtei lung schon ge­
t i lgt oder ihre Aufnahme in 
Aus fertigungen der Strafkarte 
durch eine gesetzliche Vor ­
schrift  unter s agt . 

Diese 
s ind : 

strafbaren Handlungen 

a )  die in den §§ 10 8 ,  1 2 7  bis  1 3 4 ,  
146  bis 1 4 8 , 1 5 3 ,  1 6 2 ,  1 64 , 
1 9 8 ,  2 14 , 2 1 6 ,  2 1 8 ,  2 1 9 ,  2 2 3  
bis  2 2 5 ,  2 2 9 ,  2 3 0 ,  2 3 3 ,  2 3 6 ,  
2 3 8 ,  2 8 8 ,  2 8 9 ,  2 9 2 ,  2 9 9 ,  3 00 
und 3 1 5  des Strafgesetzbuches 
bezeichneten strafbaren Hand-
lungen ; 

b )  die im § 1 6 6  des Strafgesetzbu­
ches bezeichnete s trafbare 
Handlung mi t Beziehung auf 
einen Diebstahl , eine Entzie-

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas sung : 
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B isher ige Fassung : 

hung von Energie , e ine Verun­
treuung, e ine Unterschlagung , 
e inen Betrug ,  e ine Untreue oder 
e ine Hehlerei . 

9 .  Jede r ,  gegen den wegen Verdach­

tes einer ger icht l i ch strafba­

ren Handl ung , die mi  t mehr al  s 

sechs Monaten Freiheitss trafe 

bedroht ist ,  oder e iner der un­

ter Z .  8 l i t .  a und b beze i ch­

neten strafbaren Handlungen ein 

Strafverfahren anhängig i s t . 

10 . bis  1 2 . 
( 2 )  
1 957 / 8 2 )  

gegens tandslos  ( BGBl . 

§ 3 .  Zum Amt eines Geschwornen ode r  

Schö f fen sind nicht zu  berufen :  

1 .  Der Bundespräs ident ; 
2 .  die Mitgl ieder der Bundes regie­

rung, die Mitgl ieder eine r Lan­

desregierung ( de s  Stadtsenates 

der Stadt Wien ) , die Mitgl ieder 

der gesetzgebenden Körper schaf­

ten des Bundes und der Länder 

( �e r  Stadt Wien ) . 

3 .  Bundes - und Landesbedi enste te,  

wenn s i e  s ich nicht im Ruhe­

oder Versorgungsstand be f i nden ;  

4 .  Personen,  die das Lehr amt an 
e iner öffentlichen oder mit  dem 
Öffentl ichke its recht ve rsehenen 
Schule oder Lehranstalt ausüben: 

5 .  Ge i s t l iche de r gesetzl ich ane r ­
kannten Kirchen und Rel igions ­
geme inschaften s owie Ordensper­
sonen; 

6 .  Rechtsanwälte , Notare und son­
stige in die Ver teidige r l i ste 
e ingetragene Personen;  

2 1 2 9H1 2 130H 

Vorgeschlagene Fassung : 

§ 3 .  Als  Ges chwo rene oder Schö ffen 
s ind nicht zu berufe n :  

1 .  
2 .  

3 .  

4 .  

5 .  

der Bundesp r äs ident , 
die Mitgl ieder de r Bundesregie­
rung , eine r  Landes regierung s o ­
w i e  de r gesetzgebenden Kö rper ­
s chaften des Bundes und der 
Lände r , 

Ge istliche de r ge setz l ich ane r ­

kannten Kirchen und Re l igions ­

geme ins chaften sowie Ordenspe r ­

sonen,  
R i chter , Notare , Rechts anwälte 

und ande re in die Ve rte idiger­

l i ste eingetragene Per sonen s o ­

w i e  Bewährungshe l fer , 

Bedienstete der Bunde smin i s te ­

r ien für I nneres und für Just i z  

sowie de ren 
D iensts te l len . 

nachgE:!9rdnete r 
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- 4 -

Bi sherige Fas sung : 

7 .  Personen, die im Betr iebe einer 
dem ö f fent l ichen Ver kehr die­
nenden E i senbahn- ,  Schi f ­
fahrt s - ,  Kraftfahrl inienunter_  
nehmung oder  eine r  ö f fentlichen 
Telegrafen- oder Telefonanstalt 
beschäftigt s ind . 

§ 4 .  Vom Amt e i nes  Geschwornen oder 
Schöffen sind auf Ansuchen zu be­
freien :  

1 .  Personen,  die das 6 0 . Lebens ­
j ahr vol lendet haben,  für immer ;  

2 .  Frauen für j ewe i l s  4 Jahre ; 

3 .  Gemeindebedienstete , deren Be ­
r ufung zum Amt eines Geschwor ­
nen oder Schöf fen nicht ohne ­
dies nach § 3 ausgeschlos sen 
i s t ,  Ä r z te ,  Apotheke r und Den­
tis ten , wenn ihre Unentbehr­
l ichkei t  von der  Bez i rk sver ­
waltungsbehö rde , in  Wien und in 
Städten mit  eigenem S tatut vom 
Magistrat bes tätigt wi rd ,  für 
das folgende Jahr . 

4 .  Personen,  die ihrer P f l i cht al s 
Geschworne oder al s Schö f fen an 
fünf Verhandlungstagen entspro­
chen haben , bi s zum Ende des 
nächsten Kalende r j ahres .  

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorges chlagene Fassung : 

Befreiunqsqründe 

§ 4 .  Vom Amt eines Geschworenen 
oder Schöf fen s ind auf Antr ag für 
einen Zeitraum von höchstens zwei 
Jahren ( Ge ltungsdauer der Jahre s ­
l i s ten nach § 1 2  Abs .  Z )  z u  be ­
f reien : 

1 .  Personen, die während der Ge l ­
tungsdauer der vorangegangenen 
Jahre s l i s ten ihrer Berufung als  
Geschworene oder Schö ffen nach­
gekommen s ind ; 

2 .  Personen , be i denen die Erfül ­
lung ihrer P f l icht al s Geschwo­
rene oder Schöf fen mit e iner 
unverhältnismäßigen persönl i ­
chen oder wirtschaftlichen Be­
l as tung für s i e  selbs t ode r  
Dritte oder mi t e iner schwe r ­
wiegenden und niCht ander s  ab­
wendbaren Gefährdung ö f fent­
liche r I nteressen verbunden 
ware . 

244/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 115 von 149

www.parlament.gv.at



.§ 5 .  
den 

Bi sherige Fas sung :  

11 . Bildung der Urliste 

a) Bes timmungen für alle  
Gemeinden mit  nicht mehr 

als 50 . 000  E inwohnern 

( 1  ) ,Jedes vierte Jahr 
e r s ten drei Monaten des 

- 5 -

i s t  in 
zwe i ten 

Halbj ahres für j ede Ortsgeme inde 
mit  nicht mehr als  50 . 000  E i nwoh-
nern ein Verzeichni s aller  Personen 
anzulegen,  die nach den §§ 1 bis 3 
zum A.mt eines  Ges chwornen oder 
S chö ffen be rufen we rden können und 
nicht schon nach § 4 ihre Befre iung 
erwirkt  haben . 

( 2 )  Die Anlegung des Verzeichni sses  
obl iegt der Geme indekomm i s s ion, die 
aus dem Bürge rmei ster oder seinem 
Stellvertreter a l s  Vo rsitzendem und 
mindes tens vier Vertrauenspe r sonen 
bes teht . 

( 3 )  Die Kommi s s ion entsche ide t  mit  
S timmenmehrhe it . 

( 4 )  Die  Ver trauensper sonen we rden 
von de r · Geme indeve rtretung ( dem Ge­
me inderate ) nach dem Verhältni s -
wahl recht aus den nicht im Bun-
des - oder Landesdienste s tehenden 
Personen gewählt ,  die in de r Ge -
me inde ihren Wohns itz und die 
E ignung zum Amt eine s  Geschwo rnen 
oder Schöf fen ( §§ 1 b i s  3 )  habe n .  
Sie  brauchen der Gemeindevertretung 
nicht anzugehören . A.uf ' j ede im Ge­
me inder ate vertretene Partei hat 
mindes tens ein Kommiss ionsmi tgl ied 
z u  entfal len . Die  näheren Be­
s timmungen werden durch Verord�ung 
getro ffe n .  

2 1 2 9HI 2 130H 

Vorgeschlagene Fas sung :  

Verfahren der Gemeinden 

§ 5 .  ( 1 )  Der Bürgerme i s te r  ode r 
sein Ve rtreter hat j edes zwe ite 
Jahr  in  ö f fentl iche r , z uvor in: 
o rtsüb l i che r We ise , j edenfal l s  abe r 
durch ö ffent l i chen Ans chlag ,  kund­
zumachende r S i tz ung aus de r Wäh l e r ­
evidenz ( §  1 de s Wähle revidenzge ­
setzes 1 97 3 ,  BGBL N r . 60 1 )  die 
Namen von fünf ( in Wien zehn ) von 
tausend de r dar in . en thaI tenen Pe r ­
sonen durch e i n  Zufal l s verfahren z u  
e rmitte l n .  Diese  Aus losung kann 
durch e in automationsunter s tütztes  
Datenprogramm oder  auf e ine andere , 
wi l l kür l i che Bee influs sung aus ­
schließende Weise  erfo lgen . Pe r s o ­
nen,  d i e  d i e  Vo raus set·zungen des 
§ 1 nicht e r füllen,  s ind. sog l e i ch 
aus zusche iden . 
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- 6 -

Bisherige Fassung : 

( 5 ) Wenn Vertrauenspersonen aus fal­
len oder s ich ihren Obl iegenhei ten 
entziehen,  treten ihre nicht ge­
wählten Nachmänner in der L i s te 
( dem Wahlvo r schlage ) derselben Wäh­
lergruppe der Reihe nach an ihre 
Stelle . 

§ 6 .  ( 1 )  Das Verzeichni s hat Zu­
und Vornamen ,  Beruf , Tag, Monat und 
Jahr der Geburt sowie die Wohnung 
der e inget r agenen Personen zu ent­
halten . Diese  s ind nach dem Alpha­
bet oder in größeren Gemeinden nach 
Gemeindebez i rken ( Or tschaften ) und 
innerhalb dieser nach Straßenzügen,  
Haus- und Wohnungsnummern zu reihen 
und für die ganze Gemeinde mit  
fortlau fenden Nummern zu  vers ehen . 
In größeren Gemeinden kann das Ver ­
zeichnis auch in Karteiform mit 
fortlaufend numerierten Karteiblät­
tern angelegt werden . 

( 2 )  Im Verzeichni s ,  wenn e s  in Kar­
tei form angeleqt ist , auf einem be­
sonderen Blatt , müs s en die Namen 
und Anschri ften der Ver trauensper ­
s onen angeführt sein,  die an der 
Anlegung mitgewirkt haben . 

§ 7 .  ( I } Das Verzeichni s i s t  vom 
Bürgerme ister  in einem allgemein 
zugänglichen Raume der Gemeinde 
acht Tage hindurch zu jede rmanns 
E ins icht aufzulegen. Die  Auflegung 
des Verzeichnisses ist  vorher in 
ortsüb l i cher Wei se kundzutun . Die  
Kundmachung hat eine Belehrung über 
das Einspruchsrecht zu enthal ten . 

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vo rgeschlagene Fas s ung : 

( 2 )  Der Bürgermei ster hat ein  fort­
l aufend nume riertes Verzeichnis der 
ausgelosten Personen in einem a l l ­
gemein  z ugängl ic hen Raum d e r  Ge­
meinde mindestens acht Tage l ang 
zur ö ffentlichen Einsi cht aufzule­
gen .  E s  hat Vor- und Fami l iennamen,  
Geburtsdatum und Wohnanschri f t  der 
eingetragenen Personen zu  enthal­
ten.  D i e  Auflegung des Verzeichnis ­
s e s  i s t  vorher in ortsübl icher Wei ­
se , jedenfal l s  aber durch öffent l i ­
chen Anschlaq� kundzutun . Die Kund­
machung hat e ine Belehrung über das 
Einspruchsrecht und die  Geltendma­
chung von Be freiungsgründen zu ent­
halten . 
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- 7 -

B isher ige Fassung : 

( 2 )  Jeder e igenberechtigte Staats ­
bürge r kann i n  de r Auf legungs f r i s t  
wegen Übergehung von Personen,  die  
zum Amt e ines Geschwo rnen oder 
Schöffen berufen werden können 
( §§ 1 b i s  3 ) ,  oder wegen E intragung 
von Personen,  die nach diesem Bun­
desge setze zum Amt eine s  Geschwo r ­
nen oder Schöffen unf ähig s ind 
( §  2 )  oder nicht berufen we rden 
dürfen ( §  3 ) ,  schri f t l i ch ode r z u  
Protokol l  E inspruch e rheben . I n  
gleicher We ise  können Befreiungs ­
gründe geltend gemacht werden . 

§ 8 .  Per sonen,  wegen deren Übe :-ge­
hung E inspruch erhoben worden i s t ,  
s ind i n  e inem Anhange zum Ve rzeich­
nisse unte r fortlaufenden, mit " I "  
beginnenden Nummern e inzutragen . 

§ 9 .  
( §  5 )  

( I )  Die Geme indekomm i s s ion 
ents che idet übe r die e rhobe-

nen E insprüche und die Richtigkeit  
der  ge ltendgemachten Be freiungs ­
gründe , al lenfal l s  nach Durchfüh­
rung der e rforderl ichen E rhebungen .  

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorge schlagene Fas s ung : 

( 3 )  Jede rmann kann inne rhalb der 
Auflegungs f r i s t  wegen de r E i ntra­
gung von Personen , die die per sön­
l i chen Voraus setzungen für das Amt 
e ines Geschwo renen ode r Schö ffen 
( §§ 1 bis 3 )  nicht e r fü l len , 
schr i ftl i ch oder z u  Protoko l l  E in­
spruch erhebe n .  Die  e ingetragenen 
Personen können übe rdies in gle i ­
cher We i s e  Be freiungsgründe ( §  4 )  
geltend machen .  

( 4 )  Der  Bürge rme i s te r s o l l  nach der 
ö f fent l i chen Auf legung de s Ve r ­
zeichnisses  be i ausge losten Pe rso­
nen ,  bei  denen das Vor l i egen e ine r 
persönlichen Voraussetzung der Be ­
rufung zwe i fe lhaft ersche int , nach 
al lenfal l s  durchge führten E rhebun­
gen entsprechende Beme rkungen an­
bringen . 

( 5 )  E insprüche , Be freiungsanträge 
und Beme rkungen s ind in e i nem Pro­
tokol l  fo rtlaufend zu nume r ie ren 
und im Ve rze ichn i s  e r s i cht l i ch zu 
machen .  

§ 9 .  ( I ) Die  Bez i r ksverwal tungsbe ­
hö rde e rkennt mit  Besche id übe r  
E insprüche und Befreiungs anträge 
sowie über den Aus schluß von Pe rso­
nen nach § 2 Z 3 .  Hat de r Bürge r ­
me i s ter be i e iner ausge losten Pe r ­
son Bemerkungen angebracht ( §  5 
Abs . 4 ) , so kann die Be z i r k sverwal ­
tungsbehö rde , allenfal l s  nach von 
ihr selbst  durchge führten ode r  de r 
Geme inde aufge tragenen E rhebungen,  
mit  Besche i d  festste l len , daß eine 
pe r sönl iche Vo raus setzung der Beru­
fung fehl t .  
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- 8 -

Bi sher ige Fas s ung : 

( 2 )  Gegen diese Entsche idungen kann 
innerhalb dreier Tage nach ihrer 
amtlichen Mitte i lung die Be s chwe rde 
beim B�rgerme i s te r  schri ftl ich oder 
zu Protokol l eingebracht werden .  

( 3 )  Die  Ents che idungen und die  da­
gegen eingebrachten Bes chwerden 
s ind im Ve rzeichnisse  anzume rken . 

( 4 )  Hatten die Entscheidungen Ände­
rungen des veröffentl ichten Ver ­
zeichnis ses  zur Folge , s o  s ind die 
Änderungen durch Anschlag am Amts ­
s itze kundz umachen und die Bete i ­
l igten z u  ve r ständige n .  Einspruchs ­
werber und Personen, die Be­
f reiungsgr�nde gel tendgemacht ha­
ben, sind in j edem Falle von der 
getroffenen Entscheidung zu benach­
r i chtige n .  

§ 9 a .  ( 1 )  Spätestens in der ersten 
Häl fte des Monates Oktober j edes 
Jahres s te l l t  die Gemeindekomm i s ­
s ion ( §  5 )  auf Grund des " r ichtigge ­
s te l l ten Verzeichni sses  die Geme in­
del i s te in  de r Wei se zusammen,  daß 
s ie im e r sten Jahr j ede vierte , im 
zwei ten j ede dritte , im dri tten 
j ede zwe i te der im Verzeichni s  e in­
getragenen Per sonen in  die Geme in­
de l i ste aufnimmt;  die fortlaufende 
Nummer ,  unte r der die aufgenommene 
Pe rson im Ver zeichni s eingetragen 
i s t ,  wird gleichze i tig im Ve rzeich­
nis  durchge str ichen . Im vierten 
Jahr s ind al le �br igen im Verzeich ­
nis  eingetragenen Per sonen in  die 
Geme inde l i s te aufzunehmen .  

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorge schlagene F a s s ung : 

( 2 )  Gegen einen Besche id nach 
Abs . 1 s teht dem Betro f fenen und 
dem E inspruchswerbe r das Rechtsmi t ­
tel d e r  Beschwerde a n  den Präs iden­
ten des örtl ich zus tändigen ,  i n  
Strafsachen tätigen Ge r i chtsho fes  
erste r  Instanz z u .  Die  Bes chwerde 
ist binnen 14 Tagen be i der Be­
z i rksve rwal tungsbehör de einzubrin­
gen .  

( 3 )  D i e  auf G rund recht s k räftige r 
Bescheide ausgeschlo s s enen ode r  be ­
freiten Pe r sonen s ind im Ver z e i ch­
ni s z u  stre iche n .  
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- 9 -

Bi sher ige Fassung : 

( 2 )  Bei  der Anlegung de r Gemeinde ­
l is ten s i nd Per sonen ,  die die Vo r ­
aus setzungen zum Amt eine s Ge­
schwo rnen oder  Schö f fen ( §§ 1 b i s  
3 )  ni cht mehr erfüllen ,  z u  überge ­
hen und im Verzeichni s  unte r Angabe 
des Grundes zu streichen . 

( 3 )  Die  Geme inde l i s te muß den An­
forderungen des § 6 entsprechen . 

§ 10 . I n  Geme i nden , die nicht 
Städte mi t eigenem Statut s ind , hat 
der Bürge rme i s ter das r ichtigge ­
s te l l te Ve rzeichni s  ( §§ 5 ,  7 ,  9 )  
und die Geme inde l i s te ( §  9 a )  unter 
Anschluß des Protoko l le s  über die 
Wahl de r Ve rtrauenspersonen und al­
ler Schr i f t s tücke , die s i ch auf die 
E insprüche und die Geltendmachung 
von Be f re i ungsgründen bez iehen ,  
ohne Ve rzug an  die Be z i r k sverwa l ­
tungsbehörde e i nzusenden . 

§ 1 1 . ( 1 )  Die  Be z i r k sve rwal tungsbe ­
hö rde prüft die von den Gemeinden 
ihres Amtsbe z i rkes  einl angenden 
Ve r ze ichnisse  und Geme inde l i s ten 
und s te l l t  s i e ,  wenn s ie be i ihrer 
Anlegung gegen die gesetz l i chen 
Vor s chr i f ten unte r l aufene Ver stöße 
ode r  sonstige 
Bürgerme i ster 
Wiede rvo r l age 
zurück . 

Mänge l wahrnimmt , dem 
zur Be r i chtigung und 
binnen zwe i Wochen 

( 2 )  Wenn die Be r ichtigung die 
Stre i chung oder die Neue intragung 
von Personen im Ve rzeichni s  ( §§ 5 ,  
7 ,  9 )  zur Fo lge hat , haben de r Bür­
germe i ster  und die Gemeindekomm i s ­
s ion gemäß § §  7 b i s  9 vo rzugehen 
und die Gemei nde l i s te entsprechend 
zu be richtigen .  

2 1 2 9H / 2 1 3 0H 

Vo rgesch l agene Fas s ung : 

§ 6 .  I n  Gemei nden , die  n icht Städte 
mit  eigenem Statut s i nd ,  hat de r 
Bürge rme i s ter das Ve r z e i chni s  unter 
Anschluß aller  Schr i f t s tücke , die  
s i ch auf E insprüche , Be freiungs an­
träge und Beme r kungen bez iehe n ,  
späte s tens i m  September  des J ahres  
der  Aus lo s ung der  Bez i r k sve rwal ­
tungsbehörde e inzusenden . 

Verfahren der Bezirksverwaltungs­
behörden 

§ 7 .  ( 1 )  Die  Bez i r k sve rwal tungsbe­
hö rde prüft die von den Geme i nden 
e inlangenden Ve r z e i chn i s se und 
s t e l l t  diese dem Bürgerme i s ter zur  
Ber i chtigung und Wiede rvo r l age bin­
nen angeme s sener F r i s t  zurück , wenn 
s i e  Ve r s töße gegen die  gesetz l i chen 
Vo r s chr i f ten über die Anlegung ode r 
sonst ige Mänge l wahrnimmt . 
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- 10 -

Bisher ige Fassung : 

( 3 )  Das Verzeichni s und die Gemein­
del i ste s ind nach R i chtigste l l ung 
ohne Verzug der Be z i r ksverwal tungs­
behörde wieder e inzusenden . 

§ 1 2 . Kommt ein  Bürgerme i s te r  den 
ihm obl i egenden Verpfli chtungen 
nicht fri stgerecht nach,  so hat die 
Bez i r ksverwaltungsbehörde die rüc k ­
s tändige Arntshandl ung durch ihre 
e igenen Organe auf Kos ten de r s äu­
migen Gemeinde , im Falle eines  o f ­
fenkundigen Ve r schuldens d e s  Bür­
germe isters  auf des sen Kos ten vor ­
nehmen zu lassen . 

§ 1 3 . ( 1 )  Bei der Bez i rk sverwal­
tungsbehörde tritt  die Bez i rk s ­
komm i s s ion zusammen . Sie bes teht 
aus dem Bez i rk shauptmannn oder 
seinem Stel lve rtreter al s Vor s i t­
zendem und minde s tens sechs Ve r ­
trauenspersonen . Diese  wählt  die 
Landes regierung aus den Gemei nde­
kommi s s ionen so aus , daß die Wäh­
lergruppen, die für die Wahlen in 
die Gemeindekomm i s s ionen Bewe rbe r 
aufgeste l l t  haben,  in der Be z i r k s ­
komm i s s ion ihrem Kräfteverhältnis 
im Landtage entsprechend vertreten 
sind,  und diese Komm i s s ion übe r  die 
nötigen Personalkenntnisse  ve rfügt . 
Auf j ede im National rat ode r im 
zuständigen Landtag ve rtretene Par ­
te i hat mindestens eine Vertrauens ­
person zu  entfallen,  wenn s ie in 
e iner Gemeindekomm i s s ion de s Bez i r ­
k e s  vertreten i s t .  Für j ede Ver ­
trauensperson i s t  e i n  Stellvertre­
te r zu bestimme n .  

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vo rges chlagene Fassung : 

( 2 )  Kommt ein  Bürgerme i ster  den ihm 
obliegenden Verpfl ichtungen nicht  
fristgerecht nach , so kann die  Be­
z i rksverwaltungsbehörde die rüc k ­
s tändige Amt shandlung durch ihre 
Organe auf Kosten der säumigen Ge­
me inde vo rnehme n .  

§ 8 .  Die Bez i r ksverwaltungsbehö rde 
ho l t  Strafregi s teraus künfte über 
die ausgelosten Per sonen e i n  und 
unte r richtet diese al lgeme in über 
die mit dem Amt eine s  Geschworenen 
oder Schöffen verbundenen Rechte 
und P f l i chten sowie über die Vor ­
schri ften der § §  1 b i s  4 .  
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- 11  -

B ishe r ige Fassung : 

( 2 )  D ie  Bez i rks kommi s s ion bezeich­
net in den Geme inde l i s ten die Per­
sonen,  die  wegen ihres  vorbehaltlo­
sen Eintretens für  die unabhängige 
demokratische Repub l i k  Öste r re i ch ,  
ihrer  Ver ständigk e i t ,  Ehrenhaftig­
kei t  und Charakte rfestigkei t  für 
das Amt e i nes  Geschwornen ode r  
Schöf fen besonder s  gee ignet e r ­
scheinen . 

( 3 )  Die  Bez i rks komm i s s ion i s t  nicht 
gehalten, die  Auswahl de r zum Amt 
eine s  Geschwo rnen oder Schöffen be­
sonde r s  geeigneten Personen aus 
e ine r Gemei nde l i ste fortzusetzen, 
wenn die Zahl der ausgewählten Per­
sonen vier  vom Hundert de r in  die­
ser Gemei nde l i ste eingetragenen 
Personen errei cht hat . 

( 4 )  Fallen eine Vertrauensper son 
und ihr Stel lve rtreter aus , so i s t  
dies d e r  Landes regierung ohne Ver ­
zug zu ber i chte n .  D i e s e  e r setzt die  
fehlenden Vertrauensper sonen durch 
andere aus derse lben Wähle rgruppe . 

( 5 ) D ie  Bez i rkskomm i s s ion entsche i ­
det m i t  Stimmenmehrhe i t . Be i Stim­
mengleichhei t  gibt die Stimme des 
Vor s itzenden den Aus schlag .  

§ 14 . 
hörde 

( 1 )  D i e  Be z i rk sverwal tungsbe­
übe r sendet die al lenfal ls  

ber ichtigten Geme indel i s ten der  Ge­
me inden ihres Amtsbezirke s ,  die 
nicht Städte mit eigenem Statut 
s ind, samt al len dazugehör igen Ur­
kunden,  außerdem auch das Ve rzeich­
ni s ( §§ 5,  7 ,  9 ) , sofern über darin 
vorgeme rkte Beschwe rden gegen Ent­
sche idungen de r Geme indekomm i s s ion 
zu entsche iden i s t  ( §  9 Abs .  2 ,  
§ 2 7 ) ,  ferne r  die  Äuße rungen der 
Bez i rk s komm i s s ion ( §  13 ) unter 
namentl i che r Anführung de r Mi tgl ie­
de r dieser  Kommi s s ion,  die an  der 

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fassung : 

§ 1 0 . D ie  Bez i rk sverwaltungsbehö rde 
� be r sendet die Ve rzeichni s s e  s amt 
erhobenen Bes chwe rden und noch zu  
beurte i lenden Bemerkungen de r Bür­
germe ister  dem Präs identen des  ört­
l i ch zus tändigen,  in Strafsachen 
tätigen Ger i chtsho fes er ster  In­
s tanz . 
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- 1 2  -

Bi sherige Fassung : 

Auswahl der besonder s  geeigneten 
Personen bete i l igt waren, dem Prä­
s identen des die al lgeme ine Straf­
ger i chtsbarke i t  ausübenden Ge­
r ichtshofes  erste r  I ns tanz . 

, (  2 )  S ind in  dem Ve rze ichnis ( §§ 5 ,  
7 ,  9 )  e ine r  Geme inde keine Be­
schwerden gegen die Entsche idungen 
der Gemeindekommi s s ion vorgemerkt  
oder i s t  übe r solche Beschwe rden 
be rei t s  entschieden ( §  2 7 ) ,  so 
s te l l t  die Bez i r ksverwaltungsbehör ­
de das Verzeichni s dem Bürgerme i ­
s te r  zurück . 

§ 1 5 .  ( 1 ) In Städten m i t  eigenem 
Statut l äßt der Bürge rme i ster das 
Verzeichni s ( §§ 5 ,  7 ,  9 )  und die 
Gemeinde l i ste ( §  9a)  durch den Ma­
gis trat übe rprüfen .  

( 2 )  Ste l l t  de r Mag i strat gegen die  
gesetzlichen Vorschr i ften unte rlau­
fene Ver s töße ode r andere Mängel 
fest ,  so veranlaßt der Bürge rme i ­
s te r  die Ber ichtigung des Ve rzei ch­
nisses  und der Gemeinde l i s te durch 
die Geme indekomm i s s i on .  Die  Vo r­
schri f t  des  § 11  Abs . 2 gilt  auch 
für die Bürgerme i s te r  der Städte 
mit eigenem Statut . 

( 3 )  Die  Be zeichnung der zum Amt 
eines  Ges chwornen ode r Schö f fen be­
sonde rs gee igneten Per sonen ( §  1 3  
Abs . 2 und 3 )  l iegt der Geme inde­
komm i s s ion ob . 

( 4 )  Der Bürgerme i ster über sendet 
die al lenfal l s  ber ichtigte Gemein­
del is te s amt allem Zubehör nach den 
s inngemäß anzuwendenden Bestimmun­
gen de s § 14 unmitte lbar dem Präs i ­
denten des die al lgeme ine Strafge -

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vo rgeschlagene Fassung : 

Verfahren in Städten mit eigenem 
Statut 

§ 1 1 .  ( 1 ) In Wien s ind die  ausge ­
losten Personen nach ihrer Wohnan­
schr i ft in  Bez i rk sverzeichni s s e  
aufzunehmen,  d i e  i m  j ewei l igen Ge­
mei ndebez i r k  zur E i n s i cht aufzule­
gen s ind ( §  5 Abs . 2 ) . I n  den 
Städten mi t eigenem S tatut , deren 
S tadtgebiet in Bez i rke  unte r te i l t  
i s t ,  k ann der Bürgerme i s ter e inen 
solchen Vorgang anordnen . 

( 2 )  D ie  Prüfung des Verzeichn i s s e s  
( de r  Bez i rksverze ichn i s se ) obl i egt 
dem Mag i s trat . S te l l t  der Mag i s trat  
Ver s töße gegen die gesetz l i chen 
Vor schri f ten ode r  andere Mängel 
fes t ,  so  veranlaßt der Bürgerme i ­
s te r  die  Ber i chtigung des Ver z e i ch­
nis ses . 

( 3 )  De r Bürge rmei s te r  kann im F a l l  
des § 5 Abs . 4 e i ne ausge l o s te Per­
son  m i t  Bescheid  aus s chl ießen ( §  9 )  
oder bloß Bemerkungen anbringe n .  

( 4 )  D i e  wei teren Aufgaben de r B e ­
z i rksverwaltungsbehörde ( §§ 8 b i s  
10 ) obliegen in  Städten mit eigenem 
Statut dem Bürgerme i s te r . 
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- 1 3  -

B i s he rige Fassung : 

r i chtsbarke i t  ausübenden Ger i chts ­
ho fe s e r s te r  I nstanz , z u  de ssen 
Sprengel die  S tadt gehö r t . 

b )  Sonderbestimmungen für 
Gemeinden mit  

mehr als  50 . 00 0  E i nwohnern 

§ 16 . ( 1 ) Jede s vierte Jahr hat der 
Magistrat in  den e r s ten drei  Mona­
ten des zwe i ten Halbj ahres alle  
Per sonen , die zum Amt e ine s Ge ­
schwo rnen oder Schöf fen fähig s ind 
und berufen we rden dürfen ( §§ 1 b i s  
3 ) ,  zu e r fas sen . 

( 2 )  D ie  E inwohne r der Gemeinde s ind 
verp f l i chtet ,  der vom Bürgerme i s te r  
zu erlassenden Kundmachung gemäß an 
der Anlegung des Verzeichni s se s  
durch de r Wahrhei t  entsprechende 
Beantwor tung der 
Formblättern ,  die 
strate zuzumitteln 
ken . 

F r agen i n  den 
ihnen vom Mag i ­
s ind , mi tzuwi r -

( 3 )  Wer den kundgemachten Ano rdnun­
gen des Bürgerme i s te r s  nicht Fo lge 
leistet ode r  we r im Fo rmblatt be ­
wußt wahrhe i tswidr ige Angaben 
macht , wird  vom Magis trat mit e ine r 
Geldstrafe b i s  zu 1000  S belegt , 
für den Fall  der Une inbr ingl ichkei t  
der Ge ldstrafe mit  Arrest  b i s  zu  
vier  Wochen bestraft . 

( 4 )  Die  Formblätte r  mus sen enthal -
ten : 

l .  eine geme inve rs tändl i che Beleh-
rung ; 

2 .  den Vor s chri ften der §§ 1 b i s  2 
entsprechende Fragen ;  

3 .  die  F rage , ob Be freiung vom Amt 
e ine s Geschwo rnen oder Schö f fen 
für immer nach § 4 Z .  1 ,  be­
z i ehungswei se für vier  Jahre 
nach Z .  2 begehrt  wird ,  mit dem 

2 1 2 9HI 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 
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- 14 -

B i sher ige Fass ung : 

Bei satze , daß e i n  nachträg­
l i ches Begehren dieser  Art 
nicht berücksichtigt wi rd:  

4 .  den Vordruck der  e ides s tättigen 
Ver s icherung ,  daß die  im Form­
blatt enthaltenen Fragen der 
Wahrhei t  gemäß beantwortet wor ­
den s ind . 

( 5 ) Der Bürgerme i ster hat in  der 
Kundmachung ( §  16  Abs . 2 )  auf die 
streng vertrauliche Behandlung de r 
ausge fül l ten Formblätter hinzuwe i ­
sen und Vorsorge zu tre f fen ,  daß 
j edem Formblatt eine Pap i e rhül le 
mit dem Aufdrucke " s treng vertrau­
l ich" beigegeben wird ,  in de r das 
ausge fül l te Formblatt ver s chlossen 
abzugeben i s t .  

( 6 )  Das ausge fül l te Formblatt und 
die Papierhül le müs sen von der Per­
son,  die s ie betre f fen,  mit  Vor ­
und Zunamen und Adres se unterfer­
t igt se i n .  

( 7 )  In Wien s ind die ausgefül l ten 
Formblätte r für j eden Gemei ndebe­
zirk gesondert zu samme ln:  in  den 
anderen Gemeinden,  die in Bez i rke 
unte rte i l t  s ind , kann der Bürger ­
mei s ter diesen Vo�gang ano rdne n .  

( 8 )  Die  ausgefüll ten Fo rmb l ätter 
s ind nach dem Alphabet ode r nach 
Straßenzügen,  Haus - und Wohnungs ­
nummern zu  o rdnen und mi t fortlau­
fenden Nummern zu versehen .  

§ 17 . ( 1 )  Aus den so erfaßten Per­
sonen (§  1 6  Abs . 8 )  i s t  von der  Ge ­
meindekomm i s s ion oder Geme indebe-
z i rk skommi s s ion ein  
( Gemeinde l i ste ode r 
z i r k s l i ste ) anzulege n .  

2 l 2 9H/ 2 1 30H 

Ve rzeichni s  
Gemei ndebe -

Vorgeschlagene Fas sung :  
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- 1 5  -

B ishe r ige Fassung : 

( 2 )  I n  Wien i s t  für j eden Gemeinde ­
bez i r k  e ine Kommis s ion ( Geme indebe­
z i rkskomm i s s ion )  e inzusetzen , die  
aus dem Bez i rk svo r steher ode r se i ­
nem Stel lve rtreter a l s  Vor s i tzendem 
und mindestens sechs Vertrauenspe r ­
sonen besteht . 

( 3 )  I n  den anderen Gemeinden i s t  
eine Komm i s s ion ( Gemeindekommi s ­
s ion ) einzusetzen, die aus dem Bür ­
ge rmei ster  ode r se inem S tellvertre­
ter  als  Vo r s i tzendem und mindestens 
sechs Ve r trauensper sonen bes teht . 
I s t  j edoch die  Gemeinde in Bez i r ke 
untergete i l t ,  so  kann der Bürge r ­
me i ster d i e  B i l dung von Geme indebe­
z i rkskommi s s ionen ( Ab s . 2 )  ve r fügen . 

( 4  ) Für die Gemeindekomm i s s i onen 
und 
gelten 
Abs . 3 

Gemei ndebez i rkskomm i s s i onen 
die Bes timmungen des § 5 

b i s  5 .  

§ 18 . ( 1 ) I n  das al l j ährl ich späte ­
s tens im Oktober anzulegende Ver ­
zeichni s  ( §  1 7  Abs . 1 )  i st im e r ­
sten Jahre j ede vierte , im zwei ten 
j ede dr i tte , im dri tten j ede zwe i te 
der in  den geordneten Formblätte rn 
( §  16  Abs . 8 ) e ingetragenen Per so­
nen unte r gle ichzei t iger Entnahme 
ihrer Fo rmblätter und im vierten 
Jahre j ede der in den ve rbl iebenen 
Formb lättern e ingetragenen Per sonen 
aufzunehmen .  Dabei s ind jewe i l s  die 
Formblätter von Per sonen,  die nach 
dem I nhalte der Fo rmblätte r ode r 
nach den zur Ver fügung stehenden 
Übe rprüfungsbehe lfen die Vo rausset­
zungen z um Amt e ines Geschwornen 
ode r Schö ffen ( §§ 1 bis  3 )  nicht 
erfül len,  zu übe rgehen und endgül ­
tig aus zus che i de n .  

( 2 )  Der  Komm i s s ion obl iegt auch d i e  
nach § 1 3  Abs . 2 de r Bez i rkskomrr. i s ­
s ion zufal lende Aufgabe . Auch s i e  

2 1 2 ;H / 2 1 3 0H 

Vorge schlagene Fassung : 

244/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)126 von 149

www.parlament.gv.at



- 16  -

Bi sher ige F as s ung :  

i s t  nicht gehalten , die Auswahl der 
zum Amt e ines Ge schwo rnen ode r  
Schö f fen be sonde r s  gee igneten Pe r ­
sonen fo rtzusetzen,  wenn d i e  Zahl  
der Ausgewähl ten vier  vom Hunde rt  
de r in den geordneten Formblättern 
(§ 1 6  Abs . 8 )  im E r fas sungs j ahr  
einge tragenen Personen e r reicht hat . 

( 3 )  Das Ve rzeichni s  k ann auch i n  
Karte i form angelegt we rden . 

( 4 )  Die Re ihung de r i n  das Ve r ­
zeichni s aufzunehmenden Personen 
kann alphabe ti sch ode r nach Stra­
ßenzügen,  Haus- und Wohnungsnumme rn 
erfolgen . 

§ 1 9 . Das Ve r ze ichn i s  ( §  17  Abs . 1 )  
muß den Anforderungen de s § 6 ent­
sprechen . 

§ 2 0 . ( 1 )  Das Ve r z e i chnis  ( Geme in­
de l i s te oder Geme i ndebe z i r k s l i s te )  
i s t  vom Bürgerme i s te r ,  wenn es  für 
einen Geme i ndebe z i r k  ange legt i s t ,  
vom Bez i r k svorsteher nach den Wei ­
sungen des Bürgerme i s te r s  i n  einem 
allgemei n  zugängl i chen R aum der Ge­
meinde acht Tage hindurch zu  j ede r ­
manns E ins icht aufzulegen . D i e  Auf ­
legung des Ve r zei chn i s ses  i s t  vo r ­
her i n  ort sübl iche r We ise  kundzu­
tun . Die Kundmachung hat e ine Be ­
lehrung über das E inspruchs recht zu  
enthalten . 

( 2 )  Jede r eigenbe rechtigte Staats­
bürge r kann i n  de r Auf legungs f r i s t  
wegen E intragung von Per sonen , die 
nach die sem Bunde sgesetze zum Amt 
e ine s Ges chwo rnen ode r Schö f fen un­
fähig s i nd ( §§ 1 b i s  2 )  ode r nicht 
berufen we rden dür fen ( §  3 ) ,  
schr i ftlich oder zu  Protokoll  Ein­
spruch e rheben . I n  gle iche r We i s e  
können Be freiungsgründe nach § 4 
Z .  3 ge l tend gemacht werde n .  

2 l 2 9 H/ 2 1 3 0H 

Vo rgeschlagene Fas sung :  
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- 17 -

B i sher ige F as s ung : 

( 3 )  Die  Vorschr i ften des § 9 f inder­
mit de r Maßgabe Anwendung , daß s i e  
auch für d i e  Geme i ndebe z i r k skomm i s ­
s ion ge l ten und d i e  Beschwe rde 
gegen de ren Ents cheidungen be im Be­
z i rksvo r stehe r e i nzubringen i s t . 

§ 2 1 .  ( 1 )  I n  Wien legen die Bez i rk ­
vo r s teher die fer tigge s te l l ten Ge­
mei ndebe z i rks l i s ten mit  al len 
Schr i f t s tücken, die s ich auf die 
Einsprüche und die Geltendmachung 
von Be freiungsgründen bez i ehen ,  dem 
Bürge rme i s ter vor ,  de r s i e  unte r 
Ans chluß des Protoko l le s  übe r  die 
Wahl de r Ve rtrauenspe r sonen an den 
Präsidenten des Landesger i chte s für 
Strafsachen Wien le i tet . 

( 2 )  Der gleiche Vorgang i s t  von den 
Bez i rksvo r s tehern ande rer in Bez i r ­
ke untergete i lten Gemei nden e inzu­
halten, wenn für j eden Geme indebe­
z i rk e i n  Ve rze i chni s  ( Gemei ndebe­
z i r ks l i s te ) ange legt worden i s t . 
Der Bürge rme i s te r e ine r solchen Ge­
me inde übersendet das Ve rzeichnis 
samt Zubehör dem Präs identen des 
die al lgemei ne Ger i chtsbarke i t  �n  
Straf s achen ausübenden Ge r i chtsho­
fes e r s ter Instanz , zu des sen 
Sprenge l se ine Geme inde gehö r t . 

( 3 )  In  gleicher We i se ver fährt  der 
Bürgerme i ster de r Geme inde , in de r 
ein  e i nhe i t l i che s Ve rze ichn i s  ( Ge­
me i nde l i ste ) ange legt wo rden i s t . 

Geme insame Bestimmungen zu a und b 

§ 2 2 .  D i e  Gerichte haben von Ent­
mündigungsbesche iden ,  von Beschlüs­
sen  auf Entz iehung de r väte r l i cher­
Gewalt ur-d von der Aufhebung dieser  
Ver fügungen ,  'Ion der  Eröf fnung und 
Beendigung e ines Konkur s - ode r Aus ­
gle i chsverfahrens sowie von in 
Rechtskraft  e rwachsenen Str afur te i -

2 1 2 9H/ 2 1 3 C E  

Vo rgeschlagene Fas sung : 
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B isher ige F as s ung : 

len wegen e iner im § 2 Abs . 1 Z .  8 
bezeichneten strafbaren Handlung, 
wenn die betroffene Person öster­
re ichischer Staatsbürger ist und 
das 3 0 .  Lebens j ahr  erreicht hat , 
den Bürgermei ster ihres Wohnorte s  
unter Berufung auf diese Gesetzes ­
steIle z u  ver ständigen . 

§ 2 3 .  D ie  Gemeinde l i s ten und Ge­
me indebe z i r k s l i sten aller  Gemei nden 
eines  die  allgemeine Ge r i chtsbar­
kei t  in  Strafsachen ausübenden Ge­
r i chtsho fes erste r  Ins tanz b i lden 
in  ihrer Gesamthei t  die Url i s te 
dieses  Ger ichtsho fe s . 

§ 2 4 . Jede de r an de r B i l dung der 
Ur l i s te mitwirkenden Komm i s s ionen 
( Gemeindekomm i s s ion,  Gemeindebe­
z i rks kommis s ion,  Bez i rkskomm i s s ion )  
i s t  beschluß fähig ,  wenn außer dem 
Vo r s i tzenden mehr als  die Häl fte 
de r Ver trauensper sonen oder deren 
Ste llvertreter  anwesend s ind . 

III . Bildung der Jahresl iste 

§ 2 5 .  ( 1 )  Der Präsident des Ge-
r i chtsho fes be ruft eine Komm i s s ion,  
die spätes tens im Novembe r j edes 
Jahres die Jahres l'i ste für den Ge­
r i chtsho f zusammenstel l t .  

( 2 )  Die  Kommi s s ion bes teht außer 
dem Präs identen oder seinem Ste l l ­
vertreter a l s  Vo r s i  tzendem aus dre i 
Richte rn,  die  den Räten des Ge­
r i chtsho fes  ode r den Vo rs tehe rn de r 
Be z i rksge r i chte entnommen werden, 
und aus mindes tens fünf Ve rtrauens ­
pe r sonen . 

( 3 )  Die Ri chte r werden 
denten des Ge richtsho fes 

vom Präs i ­
bestimmt . 

Die  Vertrauenspersonen we rden von 
de r Landes regierung de s Bundeslan­
des ( Stadtsenat Wien ) bes te l l t ,  in 

2 l 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 
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dem 
hat . 

- 1 9  -

Bishe r ige Fass ung : 

der Gerichtshof seinen S itz 
Sie  werden in  Wien aus den Ge-

meindebezirkskomm i s sionen,  anson­
s ten aus den Gemeindekomm i s s i onen 
innerhalb des Ger i chtshofsprenge l s  
so  ausgewählt ,  daß j ede Wählergrup­
pe , die  für  die  Wahlen in  die  Ge­
meindebe z i r kskomm i s s ionen oder Ge­
meindekomm i s s ionen Bewerber aufge­
s te l l t  hat , dem Kräfteverhältnis 
der Wählergruppen im Landtage ( Ge­
mei nderate Wien ) entsprechend ver­
treten ist .  Auf j ede im National rat 
oder im zuständigen Landtag ve r tre­
tenen Parte i hat minde s tens e ine 
Vertrauensper son zu entfallen,  wenn 
s ie in e iner Bez irkskommi s s ion 
( §  13 ) oder einer Gemeindekommis­
s ion,  bzw .  Gemeindebez i rkskomm i s ­
s ion ( §  17 ) vertreten i s t .  

( 4 )  Für j ede Vertrauensper son i s t  
e in derselben Wählergruppe angehö­
r iger Vertrete r  zu bestimmen ,  der 
an ihre S te l le zu treten hat , wenn 
s i e  ausfäl l t  oder s ich der E r fül­
lung ihrer Aufgabe entz ieht . 

( 5 )  Fal len eine Vertrauenspe r son 
und ihr Ste l lvertrete r  aus ,  so f in­
det die Vor s chri f t  des § 13 Abs .  4 
Anwendung . 

( 6 )  Die  Kommiss ion entsche idet mit 
S timmenmehrhei t .  Be i Stimmengleich­
he i t  gibt die Stimme des Vor s i t zen­
den den Aus schlag .  Gegen ihre Ent­
s cheidungen i s t  eine Beschwerde 
nicht zuläs s ig .  

( 7 )  D i e  Namen der Vertrauenspe r so­
nen s ind dem Präs i denten des Ober­
l andesgerichtes anzuzeigen . 

§ 2 6 .  Der Präs ident des Ger i chtsho ­
f e s  ve rständigt von der S i tzung de r 
Komm i s s ion rechtze i t ig den Landes ­
hauptmann , �n Wien den Bürgerme i -

2 1 2 9H! 2 13 0H 

Vorgeschlagene Fas sung : 
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Bi she r ige Fas sung : 

s ter wegen Entsendung e ine s Abge ­
o rdneten . Dieser  hat nur be ratende 
Stimme . 

§ 2 7 . ( I )  Die Kommi s s ion entsche i ­
det vorerst  über die  in  den Ve r ­
zeichni ssen vo rgeme rkten Bes chwe r ­
den ( §  9 ) .  

( 2 )  Der Präs ident des Ge richtshofes  
s te l l t  sodann j ene Ver zeichni s s e ,  
d i e  nach § 5 Abs . I ange legt wur ­
den , den Bez i rksve rwaltungsbeh� rden 
zurüc k ,  die s i e  wiede r  den Bürge r ­
me i s tern über senden;  solche Ve r ­
zei chni sse der Städte mit eigenem 
Statut s tellt  der Präs ident den 
Bürge rme i s tern zurück . 

( 3 )  S ind Per sonen wider das Gesetz  
übergangen worden, so  veranlaßt s ie 
ihre E intragung ; s i nd Pe rsonen zu 
Unrecht ins Verzeichni s  aufgenommen 
wo rde n ,  so verfügt s i e  ihre S t re i ­
chung . 

( 4 )  Ve rfügungen nach Abs . 2 s ind 
vom Präs i denten des Ge r ichtsho fes 
den Bete i l igten und dem Bürge rme i ­
ster der Gemeinde mi tzutei len,  de r 
die Bete i l igten angeh� ren . 

§ 2 8 .  Wenn bei Be z i r k sge r ichten des 
Gerichtsho fsprengels  rege lmäßig 
Sch� f fenge r i chtsverhandlungen abge ­
hal ten werden , so sonde rt der Prä­
s ident des Ge r i chtsho fes  die Ge ­
me inde l i s ten der zum Sprenge l 
dieser Be z i rksger i chte geh� r igen 
Geme inden ab . 

§ 2 9 . 
den -
gemäß 
l i sten 

( 1 )  
nach 
§ 2 8  

D i e  Komm i s s ion stel l t  aus 
al l fäll ige r  Absonderung 
verbl iebenen - Geme inde ­

Geme indebe z i rks l i s ten und 
unte r Bevorzugung de r in ihnen als  

2 1 2 9H / 2 1 3 0H 

Vorge schlagene Fassung : 

Verfahren bei Gericht 

§ 1 2 . ( I )  Der Präs ident des i n  
Strafsachen tätigen Ger i chtsho fes  
e r s te r  Ins tanz ents che idet übe r  
Bes chwe rden ( §§ 9 Abs . 2 ,  
1 1  Abs . 3 )  und veranlaßt eine al ­
lenfal l s  e r forde r l i che Be r i chtigung 
der Verzeichni s se . 

( 2 )  Für eine Gel tungsdauer von zwe i  
Jahren bi lden d i e  Ve rzeichn i s s e  de r 
Gemeinden ( Gemei ndebe z i rke ) der 
näheren Umgebung des Amtsgebäudes 
des Ge r i chtsho fes die Jahresergän-
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B isher ige Fas s ung : 

besonder s  gee ignet bezeichneten 
Personen die Jahres l i ste des Ge ­
r ichtshofes  zusammen . 

( 2 )  D ie Jahres l i ste 

.e ine r  Haupt - und e iner 

l i ste . 

bes teht aus 
E rgänzung s -

( 3 )  In d i e  E rgänzung l i s te s ind nur 
Personen aufzunehmen ,  die  am S itze 
des Ger ichtsho fes oder in des sen 
nächster Umgebung wohne n .  

( 4 )  In die Hauptl i s te s o l len minde­
s tens um die Häl f te mehr Personen 
aufgenommen werden,  al s nach der 
vorauss icht lichen Anz ahl  von Ver ­
handlungen vor den [Vo 1 kgsge r ich­
ten ]  und - abgesehen von Ju­
gendsachen - vo r den Geschwornen­
und Schöf fenger i chten e r forde r li ch 
s i nd� wenn j ede r Geschworne ode r  
Schö f fe nur an fünf Verhandlungs ta­
gen zum D i enst herangezogen wi rd . 

( 5 )  D ie  Zahl der ln die  E rgänzungs ­

l iste e ingetragenen Personen soll  

ungef ähr der Häl fte de r Zahl der  in  

die Hauptl i ste aufgenommenen ent-

sprechen . 

Nach den Vor s chri ften der ( 6 )  
Abs . 1 b i s  5 s te l l t  die Komm i s s ion 

aus den abgesonder ten Geme inde l i ­

s ten ( §  2 8 )  auch die beso'1.deren 

Jahres l isten für die Bez i rksge r i ch­

te zusammen,  bei  denen rege lmäßig 

Schö ffenge r i chtsverhandlungen abge­

halten we rden . 

( 7 )  Über die S i tzung der Komm i s s ion 
ist ein Protoko l l  auf z unehmen .  

2 1 2 9H / 2 1 3 0H 

vo rge schlagene Fas sung : 

zungs l i s te ,  die übr igen Ve r z e i ch­
n i s se die  Jahres hauptl i ste . Näher e s  
hat de r Bundesministe r  f ü r  Just i z  
durch Verordnung zu  bestimme n .  

§ 1 3 . ( 4 )  I n  die Hauptdienstl i s ten 
sol len mindes tens um die  Häl f te 
mehr Per sonen aufgenommen wer den 
als nach de r vo raus s icht l i chen An­
zahl der Ve rhandlung s tage e r forde r ­
lich  s ind , wenn j eder Geschworene 
und Schöffe  an fünf Verhandl ungsta­
gen im Jahr  zum Dienst her angezogen 
wi r d .  D ie Zahl der in die E rgän­
zungsdiens t l i s ten e i nge t r agenen 
Personen s o l l  annanernd der Häl fte 
der Zahl der in die Hauptdiens t l i ­
s ten  aufgenommenen entsprechen . Je­
de  Person darf nur  i n  e ine D ienst­
l i s te ( Hauptoder E rgänzung s l i s te )  
aufgenommen werden . 
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Bisherige Fass ung : 

IV . Bildunq der Dienstl isten 

§ 3 0 . ( 1 )  Der Präsident des Ge ­
r i chtshofes  b ildet durch Aus losen 
aus der Jahres l iste ( Haupt- und E r ­
gänzungs l i s te )  i n  ö f fentl icher S i t ­
zung 

womöglich vier Wochen vor Be­
ginn j eder Tagung des Geschwornen­
ger i chtes die D iens t l i s te de r Ge ­
schwornen für diese Tagung und 

womögl i ch in  der e r sten Woche 
e ines j eden Monates für den folgen­
den Monat die D ienstl i ste der 
Schö f fen . Wenn es  ihm zweckmäßig  
sche i nt ,  k ann er die Diens t l i s te 
der Schö ffen auch für e inen länge ­
ren Zeitraum, höchstens j edoch für 
drei Monate , anlegen . 

( 2 )  Jede der bei den Dienst l i sten 
bes teht aus eine r  Haupt- und e iner 
E rgänzung s l i ste . 

( 3 )  D ie  ausgelosten Haupt- und E r ­
gänzungsge schwornen sowie Haupt­
und Ergänzungsschöf fen s i nd in de r 
Reihenfolge der Aus losung in die  
Haupt- und E rgänzungsl i s ten einzu­
trage n .  

( 4 )  Jeder Geschwo rne und j ede r 
Schö f fe dar f nur in eine der be iden 
Diens t l i s ten und in dieser  nur ent­
weder in die Haupt- oder in die 
E rgänzungs l i ste aufgenommen we rden . 

( 5 ) Die  Vo rschriften 
Abs .  4 und Abs . 5 gelten 
auch für die Dienstl i s ten . 

des § 2 9  
s inngemäß 

( 6 )  I n  de r S i tzung zur B i ldung der 
D iens t l i s te der Schö ffen s ind auch 
die  allfäl l igen besonderen Diens t-

2 1 2 9H / 2 1 30H  

Vorgeschlagene Fas s ung : 

( 1 ) Vor Beginn der Gel tungsdaue r 
der Jahres l i ste b i l det der 
P räsident des Ger i chtsho fes  e rs t e r  
I nstanz spätes tens in  d e r  e r sten 
Dezemberwoche in  ö f fent l i che r ,  
durch öffentl i chen Ans chlag kundzu­
machender Sitzung durch Aus losen  
aus den Jahre s l i s ten zunächs t  die  
Diens t l i s ten ( Haupt- und E rgän­
zungs l i ste ) der Geschwo renen und 
sodann . j ene de r Schö ffen , die j e ­
wei l s  für das e r s te Jahresviertel  
der  be iden folgenden Jahre ge l ten . 
Die  D i ens tlisten für die  wei teren  
Jahresviertel s ind entweder in  der ­
s elben oder i n  wei te ren S i tzunge n ,  
d i e  spätestens vie r  Wochen vor B e ­
ginn des j ewei l igen Jahresvierte l s  
des ersten Jahres der Ge l tungsdaue r 
abzuhalten s ind , durch Aus losen z u  
b i lden . 
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B isher ige Fassung : 

l i s ten der Schöf fen für die Be­
z i rksge r ichte im Ger i chtsho fspren­
ge l ,  bei denen regelmäßig Schö ffen­
ger ichtsve rhandlungen abgehalten 
werden,  aus den für s ie besonde r s  
zusammenge s te l l ten Jahres l is ten 
( §  29 Abs .  6 )  zu  b i lden .  

( 7 )  Über die Vorgänge in  die  S i  t ­
zung i s t  ein  Protok o l l  aufzunehmen . 

§ 3 1 .  ( 1 )  Von der S itzung zur B i l ­
dung der D ienstl i s ten s ind der 
Staatsanwalt  und die Rechtsanwalts­
kammer rechtzei tig zu benachr i cht i ­
gen . 

( 2 )  Der Staatsanwal t und de r Ver ­
trete r  der Rechtsanwaltskamme r kön­
nen in der S i tzung gegen die Auf­
nahme e i ne r  ausgelosten Per son in  
die  Dienstl i s te Einspruch e rheben ,  
we i l  ein  Umstand vor l iege , der d i e  
ausge loste Per son z u r  Ausübung des 
Amtes e ines Geschwornen oder Schö f ­
fen unf ähig oder ihre Berufung z u  
diesem Amt unzuläs s ig macht ( §§ 1 
b i s  3 ) ,  ode r  wei l  ihr wegen ihres 
bescholtenen Lebenswandel s  oder 
ihres nicht einwandfreien staat s ­
bürge r l i chen Verhaltens die Eignung 
zu diesem Amte fehle . Der P räs ident 
hat nach Durchführung der notwend i ­
gen Erhebungen mit  mögl i chs ter Be­
s chleunigung die Entscheidung de r 
Ratskammer über den Einspruch ein­
zuho len . 

( 3 )  Erkennt die Ratskammer , daß 
e ine ausgelos te Per son aus der 
D iens t l i ste zu  streichen i s t ,  so 
ist diese Person auch aus der Jah­
res l i ste zu streichen . 

2 1 2 9HI 2 1 30H 

Vorge s chlagene Fas s ung : 

( 2 )  Von den S i  tzungen zur B i  Idung 
der Di,ens t l i s ten s ind de r Landes ­
hauptmann , die Staats anwal ts chaft 
und die Rechtsanwaltskamme r wegen 
der Entsendung e ines Ve r trete r s  zu 
ver ständigen . Die Ve rtre te r  de r 
Staatsanwaltschaft und der Recht s ­
anwaltskammer können in  der S i tzung 
gegen die  Aufnahme von Personen i n  
e ine D i enstl i ste wegen Fehlens 
e iner persönl i chen Voraus setzung 
E inspruch e rheben . Über E insprüche 
sowie über Befreiungs anträge , die  
nach Über sendung der Ve rze i chn i s s e  
ges te l l t  we rden,  entscheidet de r 
Präs i dent des Ger i chtshofes  m i t  Be­
s che i d .  Gegen die Abwei sung de s An­
trage s s teht dem Einspruchswe rbe r 
die sofort  zu erhebende Beschwerde 
an den Präs identen des Ge r ichtsho­
fes zwe i ter Instanz zu .  
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Bi she r ige Fassung : 

( 4 )  Von den Ents che i dungen de r 
Rats karnmer i s t  in j edem F a l l e  de r 
Staatsanwa l t ,  wenn abe r  de r E in­
spruch von dem Ve rtreter  de r 
Rechts anwaltskammer e rhoben wo rden 
i s t ,  auch diese Ste l l e  zu benach­
r i chtigen; von de r Strei chung aus 
de r Diens t - und Jahre s l i s te i s t  
auch de r Bürge rme i s te r  der Geme inde 
zu vers tändigen,  in der die ausge ­
schiedene Person wohnhaft i s t .  

( 5 )  Gegen die Ents che idungen de r 
Ratskammer auf Grund de r Abs . 2 und 
3 i s t  ein Rechtsmi ttel nicht zuläs­
s ig ;  s ie s ind in de r Diens t l i s te 
und in de r Jahre s l i s te anzume rken . 

§ 3 1  a .  ( 1 )  Nach B i l dung de r 
Diens t l i s ten kann de r Präs i dent des 
Ger i chtshofes , wenn er es aus be­
sonderen Gründen für geboten häl t ,  
von Amts wegen erheben,  ob nicht 
bei einem der in die Diens t l i s ten 
Aufgenommenen Umstände vo r l iegen, 
die e inen E i nspruch gegen seine 
Aufnahme in  die Diens t l i s te recht­
fertigen würden ; er  hat s tets  so 
vo rzugehen, wenn ihm solche Ums tän­
de auf andere We i se al s durch einen 
E inspruch ( §  3 1  Abs . 2 )  zur Kennt­
nis kommen . E r fo rde r l i chenfa l l s  hat 
er die Ents che idung der Rat s k amme r 
darübe r einzuho len,  ob de r Ausge ­
loste aus der Diens t l i s te zu  s tr e i ­
chen i s t . E rkennt d i e  Ratskamme r 
auf Strei chung aus de r D iens t l i s te ,  
s o  i s t  de r Ausgeschiedene auch aus 
de r Jahres l i s te zu streichen .  

( 2 )  Von de r 
Dienst- und 
Staats anwal t  

2 1 2 9H/ 2 1 30H 

Stre i chung 
Jahre s l i s te 
sowie de r 

aus de r 
s i nd de r 

Bürge rme i -

Vorgeschlagene Fas sung : 

( 3 )  Der Präs i dent des Ge r i chtshofes  
kann auch von Amts  wegen e rheben,  
ob  be i eine r  de r für  die Jahr e s ­
oder Diens t l i s ten ausge lo s ten P e r ­
sonen die  persönlichen Vo raus s e t ­
zungen de r Berufung vor l iegen; e r  
hat s o  vo r zugehen,  wenn ihm Umstän­
de , die daran zwe i feln  lassen ,  auf 
ande re We i se a l s  durch einen E i n ­
spruch z u r  Kenntni s  gel angen . E r ­
forde r l i chenfal l s  hat e r  die  b e ­
trof fene Person mit  Besche i d  aus 
de r Diens t l i s te zu streichen . 
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s ter der Gemei nde zu  benachr ichti ­
gen, in der der Ausgeschiedene 
wohnhaft i s t .  

( 3 )  Gegen die Entsche idung de r 
Rats karnrne r i s t  kein  Rechtsmittel 
zuläs s ig .  S ie i s t  i n  der D ienstl i ­
ste und i n  der Jahres l i s te anzumer ­
ken . 

§ 3 2 . Enthält eine D iens t l i ste 
( Haupt- oder E rgänzungs l iste ) in­
fo lge nachträg l i che r Strei chungen 
( §  31 Abs .  3 ,  § 31 a) nicht mehr 
di e e rforde r l i che Anzahl von Ge ­
schwo rnen ode r Sch� ffen ( §  2 9  
Abs . 1: und 5 )  oder wird s ie sonst 
vorzeitig  ersch�pft , so ist s ie 
nach den für ihre Anlegung gel ten­
den Bestimmungen rechtzei tig zu  e r ­
gänzen . 

V .  Benachrichtigung von der 
Auslosung und Einberufung 

der Geschwornen und der 
Schöffen 

§ 3 3 .  ( 1 )  D ie Hauptge schwornen und 
die  Hauptsch�f fen s ind in der Re i ­
henfolge der endgültigen Liste zum 
D iens t an h�chstens fünf Verhand­
lungstagen he ranzuz iehen . Es i s t  
j edoch j ede r Ges chwo rne und j eder 
Schö f fe ve rp f l i chte t ,  se ine Tätig­
keit  b i s  zum Schluß e iner Verhand­
lung fortzusetzen,  wenngleich s ich 
ihre Dauer über fünf Tage ode r übe r  
den Zeitraum hinaus e rstreck t ..  für 
den die Dienstl i s te ange legt i s t  
und i n  dem d i e  Ve rhandlung begonnen 
hat , so fe rne diese sonst bloß wegen 
de r Änderung der Zusammense tzung 
de s Ge r i chtes wiederho l t  we rden 
müßte . 

2 l 2 9H1 2 130H  

Vorgeschlagene Fas sung : 

( 5 )  Enthält eine Diens t l i s te info l ­
ge nachträg l i cher Strei chungen 
nicht mehr die e r forde r l i che Anzahl 
an Personen oder i s t  s ie sonst vo r ­
zeitig  ersch�pft , so i s t  s i e  vom 
Präs identen de s Ge r i chtsho fe s 
e r s te r  Instanz durch neue r l i che s 
Aus losen aus der entsprechenden 
Jahre s l i ste zu  erganzen .  I s t  auch 
diese e rsch�pft ,  so s i nd die  Ge ­
schwo renen oder Sch� f fen nach de r 
ursprünglichen Re ihenfo lge de r 
D ienstl i ste neue r l i ch zum D i en s t  
her anzuz iehe n .  

§ 1 4 . ( 3 )  D ie  Geschwo renen und 
Schö f fen s i nd ·in j edem der be i den 
Jahre zum D ienst an  höchstens fünf 
Verhandlungs tagen heranzuz iehe n .  
S ie  s i nd abe r  verp f lichtet ,  ihre 
Tätigkei t  j edenfal l s  bis  z um Schluß 
e ine r begonnenen Verhandlung f o r t ­
zusetzen .  § 1 3  Abs .  5 letzter  Satz 
bleib t  unberührt .  
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B isherige Fas sung : 

( 2 )  I s t  e i n  Geschworne r  oder ein  
Schöf fe verhindert ,  de r Ladung Fo l -
ge zu l e i s ten,  so hat er  seiner 
Pflicht zu genügen,  sobald das Hin-
dernis behoben i s t .  

§ 3 4 .  ( 1 )  D ie  Hauptgeschwo rnen und 
die Haupt schöffen s ind in de r La­
dung zur e r s ten Hauptverhandl ung 
von ihrer Aus l osung in Kenntni s  zu 
setzen . I n  dieser Ladung s i nd ihnen 
womögl ich auch schon die anderen 
Verhandlungstage bekanntzugeben ,  an 
denen s ie zum Dienst herangezogen 
werden sol len . Die Ladung i s t ihnen 
zu eigenen Handen und tunl i chst  
14  Tage vor der  ersten Verhandl ung 
zuzuste l le n .  

( 2 )  In d e r  Ladung s i nd d i e  Ge­
schwornen und die Schö f fen über die  
gesetz l i chen Aus schl ießungs - und 
Ablehnungsgründe ( §§ 6 7 ,  6 8 ,  7 0  
erster Satz , 7 1  ers ter  Satz und 7 2  
Abs . 2 StPO ) zu belehren . S i e  s i nd 
aufzufordern,  fal l s  solche Gründe 
be i ihnen vo r l iegen oder  eintreten 
sol lten, dies  sofort dem Gerichte 
anzuze igen . Ferner s i nd s i e  zum 
pünktl ichen Erscheinen auf ­
zuforde rn und au� die  Fo lgen des 
Ausbleibens aufmerksam zu machen . 

( 3 )  Zu den Verhandlungen sind so 
viele Hauptgeschwo rne oder Haupt­
schöffen zu l aden , als  zur gehö r i ­
gen Besetzung de s Gerichtes und al ­
lenfal l s  als  Ersatzges chwo rne oder 
Ersatzschöf fen ( §  300 Abs . 3 ,  § 2 2 1  
Abs . 3 StPO ) e r forde r l i ch s i nd .  

2 1 2 9H/ 2 1 30H 

Vorgeschlagene Fas s ung : 

( 1 )  Die  Geschworenen und Schö f fen 
s ind in  de r Reihenfolge de r Diens t ­
l i s ten mit  der Ladung zur e r s ten 
Hauptve rhandlung zu ihrem Amt zu  
berufen . Hiebei  s i nd ihnen womog­
l ich auch schon die we i te ren Ve r ­
handlungs tage bekanntzugeben,  an 
denen s i e  im ers ten Jahr zum D ienst 
herange zogen werden s o l len , und 
e ine e ingehende Be lehrung übe r  die  
mit dem Amt eine s  Geschwo renen ode r 
Schöffen verbundenen Rechte und 
P f l i chten zu erteilen .  

( 2 )  Ladungen s i nd den Geschworenen 
und Schö f fen zu e igenen Handen und 
tunl i chst  nicht später als  vie rzehn 
Tage vor der er s ten Verhandl ung zu­
zuste l l e n .  In der Ladung s ind s ie 
über  die  persönl i chen Vo raus setzun­
gen der Berufung ( §§ 1 bis  3 ) ,  die  
Befrei ungsgründe (§  4 )  und die  ge ­
setz l i chen Aus s chl ießungs - und Ab­
lehnungsgründe ( §§ 6 7 ,  6 8 ,  7 1  
erster Satz und 7 2  StPO ) zu beleh­
ren . Sie s ind aufzufordern ,  s o l che 
Umstände gegebenenfal l s  sofort  dem 
Ger i cht schr i f t l ich anzuzeigen . 
Ferner s i nd s ie auf die Folgen 
e ines Ausbleibens aufme rksam zu  
machen .  
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§ 3 5 .  ( 1 ) D i e  E rgänzungsge schwornen 
oder Ergänzungsschöf fen sind minde­
s tens 14 Tage vor dem Beginn des 
Zeitraume s , für den s ie ausgelost  
s ind, von ihrer Auslosung in  Kennt­
nis zu setzen . Zugle i ch s ind s i e  im 
Sinne des § 3 4  Abs .  2 zu  belehre n .  
Die  Nachr icht i s t  ihnen z u  eigenen 
Handen zuzustellen .  

( 2 )  Zu den Verhandlungen s ind außer 
der er forde r l ichen Z ahl  von Haupt­
geschwo rnen ode r Hauptschö ffen 
(§ 3 4  Abs . 3 )  m indes tens zwe i E r ­
gänzungsges chworne oder e i n  E rgän­
zungsschöffe  zu laden;  der E rgän­
zungsgeschworne oder E rgänzungs­
schöf fe tritt ,  wenn ein  Hauptge­
s chworner oder Hauptschö ffe der La­
dung keine Folge ge l e i s tet hat oder 
aus einem anderen Grund an der Ver ­
handlung nicht tei lnehmen kann, an 
des sen S te l le . Können zu eine r  Ver ­
handlung ( S i tzung ) aus besonderen 
Gründen Hauptges chworne ode r  Haupt­
s chöf fen n icht rechtzei tig zum 
D ienst herangezogen werden, so  i s t  
an ihrer Stelle  e ine entsprechende 
Zahl  von E rgänzungsge schwornen oder 
Ergänzungs s chÖf fen zu laden . 

( 3 )  Be i ' Berufung der E rgänzungsge­
s chwo rnen ode r  Ergänzungs schöf fen 
i s t  die Re ihenfo lge der E rgänzung s ­
l i s ten e inzuhalten;  es  können j e ­
doch d i e  nicht in  de r unmi tte lbaren 
Nähe des Ger i chtes wohnenden E rgän­
zungsge schwo rnen oder Ergänzungs ­
s chö ffen übe rgangen werden, wenn 
durch ihre Berufung die Verhandlung 
verzögert  würde . 

VI . Nachträgl iche Berücksichti­
gung von Befreiungsgrüoden 

§ 3 6 .  ( 1 ) Übe r 
die  erst  nach 
spruchs f r i s t  ( §  7 

2 1 2 9H/ 2 130H 

Be freiungsgesuche , 
Abl auf der E in­

Abs . 2 und § 2 0  

Vorgeschlagene Fassung : 

( 4 )  E i n  Ergänzungsges chworener ode r 
E rgänzungsschöffe t r i tt an die  
Ste l l e ' e ines Hauptge schwo renen ode r 
Hauptschö ffen, wenn dieser  de r 
Ladung keine Fo lge l e i s te t  ode r  
sons t an der Verhandlung nicht 
te i l nehmen kann , ohne daß e in an­
derer  Hauptges chwo rener oder Haupt­
schöffe  rechtzeitig ( Ab s . 1 )  ver ­
ständigt werden könnte . 

Wird § 1 5 .  ( 1 ) 
pe rsön l i chen 

das Fehlen e i ne r  

rufung e r s t  
Voraus setzung de r 

nach B i ldung 
Be­
der 
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Bi she r ige Fassung : 

Abs . 2 )  oder nach Abl i e fe rung des 
ausge fül lten Fo rmblattes einge ­
b racht werden ( §  1 6  Abs . 4 Z 3 ) ,  
entsche ide t  der Präs ident des Ge­
r i chtshofes e rster Ins tanz . Sol che 
Gesuche dür fen nur berüc k s i chtigt 
werden,  wenn die Tats achen , die die  
Be freiung rechtfertigen,  erst  nach 
Ablauf der E i nspruchs f r i s t  einge ­
treten oder dem Geschwornen oder 
Schö ffen bekanntgewo rden s ind . S i e  
s i nd a l s  unzuläs s ig zurück zuwe i sen,  
wenn s ie späte r a l s  drei Tage nach 
der Benachrichtigung des Ge schwo r ­
nen oder Schöf fen von seine r  Auf­
nahme in die Diens t l i s te einge ­
bracht werden . I s t  ein Be freiungs ­
grund erst  später entstanden ode r 
dem Geschwornen oder Schö f fen be ­
kannt gewo rden , so i s t  die dre i tä­
tige F r i s t  von diesem Zeitpunkt an 
zu rechnen . 

( 2 )  Der Präs i dent de s Ger i chtshofes  
e r ster Instanz hat von seine r  Ent­
scheidung den Gesuchs te l l e r  in  
Kenntni s  zu  setzen . 
sche idung i s t  e i n  
nicht zuläs s i g .  

2 1 2 9H/ 2 1 30H  

Gegen die  Ent­
Rechtsmittel 

Vo rge schl agene Fas sung : 

D iens t l i sten bekannt oder ein  Be­
freiungsgrund erst  nach diesem 
Zei tpunkt ge l tend gemacht , s o  
entscheidet darüber der Vor s i tzende 
des Schwurge r i chtshofes  ode r Schö f ­
fenge r ichtes m i t  Beschl uß . Wird ein  
solche r  Beschluß auße rhalb de r 
Hauptverhandlung gefaßt , so  s teht 
dem Betroffenen die binnen 14 Tagen 
beim Vo r s i t zenden e inzub r i ngende 
Beschwerde an den Präs identen des 
Ge r i chtshofes  z u .  

( 2 )  I n  der Hauptve rhandlung können 
der Angek l agte und der Staatsanwalt  
b i s  zum Beginn der  Ve rnehmung des 
Angek l agten über den I nhal t der An­
k l age die Amtsenthebung e ines Ge ­
schworenen ode r Schö ffen beantra­
gen , wenn sie Umstände dar legen ,  
die  geeignet s ind,  eine pe rsönl i che 
Voraus setzung de r Berufung des Ge ­
schworenen oder Schöf fen in  Zwe i fel  
zu  z i ehen . Über diesen Antrag ent­
sche idet der Vo r s i tzende mit Be­
schluß , al lenfal l s  nach Unte rbre­
chung der Hauptve rhandl ung und so­
fortiger Durch führung e infacher E r ­
hebungen .  
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B i sher ige Fas s ung : 

( 3 )  G ibt der 
freiungsgesuch 
be fre i te Per son 

Präs ident e i nem Be­
statt,  so i s t  die 
aus der Jahres l i s te 

und , wenn s ie bereits  in e ine r 
Diens t l i ste e ingetragen i s t ,  auch 
aus diese r L i s te zu streichen .  Von 
dieser  Ents cheidung i s t  der Bürge r ­
me ister  de r Gemei nde in Kenntn i s  z u  
setzen,  i n  d e r  d i e  befre i te Person 
wohnhaft i s t .  

VII .  Maßnahmen gegen Pfl icht­
verletzungen der Geschwornen 

oder Schöffen 

§ 3 7 . ( 1 ) Geschworne oder Schö f fen , 
die ohne e i n  unabwendbares Hinde r ­
n i s  z u  be s che inigen , von e ine r Ver ­
handlung ode r S i tz ung ausble iben 
oder s ich in ande rer  We i se ihren 
Obl iegenhe i ten entz iehen ,  werden 
vom Ger ichtshof erster  I ns tanz zum 
E r s at z  de r Kosten der ve reite l ten 
oder e rgebni s los ve r l aufenen Ver ­
handlung ( S i tzung ) und zu e ine r 
Ordnung s s trafe  b i s  z u  10 . 0 0 0  S ver ­
urte i l t . 

( 2 )  Gegen e i n  solche s E r kenntn i s  
kann de r Verurte i l te binnen v ie r ­
zehn Tagen nach der Zuste l lung beim 
Ge r i chtsho fe E inspruch erheben und 
unter genügender Bes cheinigung, daß 

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fassung : 

( 3 )  E in nach Abs .  1 ode r  2 in der 
Hauptverhandlung ge faßter Beschluß 
i s t  zu verkünden . Gegen i hn s tehen 
dem Ge s chworene n  ode r Schö f fen s o ­
w i e  dem Angek l agten und dem Staat s ­
anwalt die sofort  z u  erhebende be ­
schwe rde an den P räs i denten de s Ge­
r i chtsho fes zu ,  de r unver zügl i ch zU 
entsche iden hat . 

( 4 )  E i n  des Amtes enthobene r Ge­
schworene r  oder Schö ffe  ist aus de r 
D iens t l i s te zu streichen ,  e in be­
freite r  nur  dann , wenn s i ch de r Be­
freiungsgrund auf die ge samte ve r ­
ble ibende Ge ltungsdaue r de r Dienst­
l i s te e r streckt . 

§ 16 . ( 1 ) Über e inen Geschworenen 
ode r  Schöffen,  der e ine r Verhand­
lung fernbleibt ode r  s i ch in ande ­
rer  We i se seinen Ob l i egenhe i ten 
entz ieh t ,  ohne e in unabwendbares  
Hinde r n i s  zu besche inige n ,  ve rhängt 
de r Vor s i tzende e ine Ordnung s s trafe 
bis  zu 10  000  S ,  enthebt ihn se ines 
Amtes und s tre icht ihn aus der 
D iens t l i ste . Übe rdies  kann e i nem 
solchen Geschwo renen ode r Schö f fen 
de r E r s atz der Kosten e ine r durch 
s e in Ve rhalten ve r e i te l ten oder e r ­
gebn i s los  ver l aufenen Verhandlung 
auferlegt werde n .  E ine Umwandl ung 
der Ge lds trafe in e ine E r s atz f re i ­
he i t s s trafe im Falle  de r Une in­
b r i ng l i chke i t  f indet n i cht s tatt . 

( 2 ) Gegen e inen Bes chluß nach 
Abs . 1 kann de r Geschwo rene ode r 
Schöffe  binnen vierzehn Tagen beim 
Vo r s itzenden E inspruch e rheben und 
unte r Besche inigung , daß ihn e i n  
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Bisher ige Fassung : 

ihm die Vo r l adung nicht gehö r i g  zu­
ges te l l t  worden sei oder daß ihn 
ein unvorhergesehenes und unabwend­
bares Hinde rni s vom E r s chei nen ab­
gehal ten habe oder daß de r ihm auf ­
erlegte Kostenbetrag ode r d i e  aus ­
gesprochene Strafe nicht i m  r i chti ­
gen Verhältnis zu seine r  Ver säumni s  
s tehe , um die Aufhebung des E r ­
kenntni s ses  oder Minderung d e s  Ko­
s tenbetrages oder der Strafe an­
s uche n .  

( 3 )  Gegen d i e  Entscheidung i s t  ein  
Rechtsmi ttel nicht zuläs s i g .  

( 4 )  Hat s i ch e i n  Geschworner oder 
Schöf fe in anderer Wei s e  al s durch 
unge rechtfertigtes Ausble iben sei­
nen Obl iegenhei ten entzogen, so  
kann der Gerichtshof neben der Ord­
nungs s trafe auf seine Aus sch l ießung 
von der we i teren Dienstle i s tung und 
auf seine Strei chung aus der Jah­
res l i ste e rkennen . Gegen diesen 
Ausspruch i s t  ein Rechtsmittel 
nicht zUläs s ig .  

VIII . Geltendmachung des 
Befreiungsgrundes nach § 4 Z .  4 

§ 3 8 .  Hat ein Ges chworne r  ode r 
Schö f fe seine r  Dienstp f l i cht Genüge 
gel e i s tet,  so i s t  dies in  der Jah­
res l i ste anzume rken . Die Ge s chwo r ­
nen oder Schöf fen s i nd nach Beend i ­
gung ihrer  D iens tle i s tung vom 
Vor s i tzenden zu be fragen ,  ob s i e  
ihre Befrei ung vom Amt eines Ge­
schwornen ode r Schö ffen b i s  zum 
Ende des nächs ten Kalende r j ahres  
(§  4 Z .  4 )  ver l angen . Die  Namen der 
Geschwo rnen ode r Schöffen,  die die­
sen Befreiungsgrund geltend machen,  
s i nd in de r Jahre s l i s te dur chzu­
streichen und dem Bürge rmei s te r der 
Gemei nde mi tzute i len, in  deren Ver ­
zeichni s s i e  aufgenommen waren . 

2 1 2 9H/ 2 1 3 0H 

Vorgeschlagene Fas sung : 

unabwendbares Hinderni s vom E r ­
scheinen abgehalten habe oder daß 
die ausgesprochene Strafe ode r de r 
ihm auferlegte Kos tenbet rag unr i ch­
tig bemes sen sei ode r  nicht im 
r i chtigen Verhältnis zu  seinem Ver ­
s äumni s  stehe , d i e  Aufhebung des 
Beschlusses  oder e ine Minderung der 
Strafe oder des Kostenbetrages be­
antrage n .  

( 3 )  Gegen d i e  Ents che i dung übe r 
einen E inspruch nach Abs . 2 i s t  ein  
Rechtsmi tte l nicht zuläs s i g .  
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B isher ige Fassung : 

IX . Streichung eines Geschwornen 
oder Schöffen aus der Dienstl iste 
nach seiner Benachrichtigung von 

der Auslosung 

§ 3 9 .  ( 1 ) Wi rd ein  Hauptges chworner 
ode r  Hauptschö f fe , de r von seiner 
Aus losung s chon in Kenntni s  gesetzt 
worden i s t ,  nachtr ägl i ch aus  der  
D ienstl i s te ges t r i chen ( §  3 1  
Abs . 3 ,  § 3 1  a ,  § 3 6  Abs . 3 ,  § 3 7  
Abs . 4 ) , s o  i s t  e r  davon m i t  dem 
Be ifügen zu benachr i chtigen , daß 
seine Ladung wider rufen wird . Diese  
Nachr icht i s t  ihm zu  e igenen Handen 
zuzuste l len .  Gleichzei tig i s t  an 
seine r  Ste l le de r in de r Reihenfo l ­
ge der D iens t l i s te nachfo lgende , 
noch nicht geladene Hauptge schworne 
oder Hauptschöffe ode r , wenn ein  
solcher nicht rechtzei tig ge laden 
werden kann, ein  E rgänzungsge­
schworne r  oder E rgänzungs s chö f fe 
zur D ienstleistung he ranzuziehen 
( §  3 5  Abs . 2 und 3 ) . 

( 2 )  Wi rd ein Ergänzungsgeschworne r  
oder E rgänzungsschöf fe ,  der von 
seine r  Aus losung bereits  in Kennt­
nis  gesetzt  worden i s t ,  nachträg­
l ich aus der E rgänzungs l i s te ge­
strichen ,  s o  i s t  er  h ievon zu e ige­
nen Handen zu benachr i chtigen und 
zur D iens t l e i s tung de r nächste E r ­
gänzungsge schworne oder E rgänzungs­
schöffe  ( §  35  Abs . 3 )  he ranzuz iehe n .  

x .  Enthebung eines Geschwornen 
oder Schöffen von der Dienst­

leistung an bestimmten Verhand­
lungstagen 

§ 4 0 . ( 1 )  Der Präs i dent de s Ge-
r i chtshofes  erster I ns tanz kann 
e inen in die Diens t l i s te aufgenom­
menen Geschwornen ode r  Schö f fen  auf 
sein  Ansuchen aus e rheb l i chen Grün­
den von der D iens tle i s tung zu be-

2 1 2 9HI 2 1 3 0 H  

Vorge schlagene Fassung : 
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B i sher ige Fassung : 

stimmten Verhandlungs tagen enthe ­
ben . Gegen die Entscheidung de s 
Präs identen übe r ein Enthebungsge­
such i s t  ein Rechtsmittel ni cht zu­
läs s ig .  

( 2 )  Für die He ranz iehung eines  Ge­
s chwornen ode r  Schöffen an S te l l e  
des Enthobenen gelten dem S i nne 
nach die Bes timmungen des § 3 9 .  

XI . GebÜhren der Geschwornen, 
Schöffen und Vertrauenspersonen 

§ 4 1 .  I nwiefe rne Geschwo rne , Schö f ­
fen und Ve rtrauenspersonen de r in 
die sem Gesetze vorgesehenen Komm i s ­
sionen Anspruch auf Gebühren haben,  
wi rd durch besondere gesetz l i che 
Vor s chr i f ten gerege l t .  

B .  Geschwornen- und Schöffen­
l isten für Jugendsachen 

I .  Berufung zum Amt eines 
Geschwornen oder 

Schöffen in Jugendsachen 

§ 4 2 . ( 1 )  Für die Berufung zum Amt 
eines Geschwornen ode r Schö ffen in  
Jugendsachen ge l ten die Bes timmun­
gen der §§ 1 ,  2 ,  3 ,  Z .  1 b i s  3 und 
Z .  5 b i s  7 ,  sowie des § 4 .  

( 2 )  D ie  Ges chwornen und Schöf fen 
für Jugends achen sollen insbesonde ­
re den Krei sen der Pe rsonen entnom­
men we rden,  die  im Lehrberufe , a l s  
Erzieher oder in der öffentl i chen 
ode r privaten Jugendwohl fahrt oder 
Jugendbetreuung tätig s ind ode r  tä­
tig gewe sen s ind (§ 28 JGG 1 9 8 8 ) . 

I I . Bildung der Jahresliste 

§ 4 3 . ( 1 )  Spätes tens im September  
j ede s Jahres ho l t  der  P räs ident des 
Jugendge r ichtshofes in  Wien zur 

2 1 2 9H/ 2 1 30H 

Vorgeschl agene Fas s ung : 

§ 1 7 . Die  Ansprüche der Geschwo r e ­
nen und Schöf fen auf Gebühren s ind 
im Gebührenanspruchsgesetz  1 9 7 5  ge­
rege l t . 

Sonderbestimmungen für 
Jugendstrafsachen 

§ 1 8 . ( 1 )  Ges chworene und Schö f fen 
in  Jugendstrafsachen mus sen die 
Voraus setzungen der §§ 1 bis  3 e r ­
füllen und sol len i m  Lehrberuf , al s 
E rz iehe r oder in  de r ö f fent l i chen 
oder privaten Jugendwohl fahr t  ode r 
Jugendbetreuung tätig  sein  ode r tä­
t ig gewesen sein  ( §  28  JGG ) . 

( 2 )  Spätes tens im Septembe r eines  
j eden zwe i ten Jahres ho l t  de r Prä­
s i dent des Jugendger i chtsho fes  Wien 
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B i ldung der Jahres l i ste für Jugend­
s achen Vor schläge vom Stadtschulrat 
in Wien als  Landes s chulbehörde , vom 
Wiene r  s tädt i s chen Jugendamt, vom 
Landesschul r at für Niede rö ster­
reich ,  vom niederösterre i chischen 
Landes j ugendamt , [ von den Abtei lun­
gen für Schulange legenhei ten und 
soz iale Verwaltung der burgenländ i ­
schen Landes regierung ] , von den mit  
Jugendsachen befaßten Bez i rk s ­
ger ichten,  von der Geschäfts s te l le 
de r Wiener Jugendger i chtsh i l fe und 
vom Fürsorgeamt der pol i zeidirek­
tion Wien e i n .  

( 2 )  Spätes tens i m  September j edes 

Jahres ho len ebenso die Präsidenten 

der mit  Jugendsachen be faßten übr i ­

gen Ger i chtshö fe e rster I ns tanz zur 

B i ldung de r Jahres l i ste für Jugend­

s achen Vor s chläge von der Landes ­

schulbehörde ( dem Lande s s chulrat ) ,  

dem Landes j ugendamte , den mit  Ju­

gendsachen befaßten Bez i r k sger ich­

ten,  wenn s ich am S itze des Ge­

r ichtshofes ein s tädti s che s Jugend­

amt be finde t ,  auch von diesem und 

al lenfal l s  noch von ande ren durch 

Verordnung zu  bezei chnenden S te l l en 

e i n .  

( 3 )  Jeder S te l l e ,  von der Vor schlä­

ge eingehol t  we rden , i s t  bekanntzu­

geben, wieviel Personen in die 

Jahre s l i s te für Jugendsachen,  am 

S i tze eine s  Ge r i chtsho fes zwe iter  

Ins tanz eins chl ießl ich de r für  die-
Jugendschö f -sen e r forde r l ichen 

fen, aufzunehmen s ind und we lche 

Stel len sonst noch um Vor schläge 

e r sucht werden . 

( 4 )  Die  Vo rschläge haben die im 
e r s ten Satze des § 6 bez e ichneten 
Angaben zu enthalten . 

2 1 2 9H! 2 1 30H 

Vorge schlagene Fas s ung : 

zur B i l dung de r Jahres l i s ten für 
Jugendstrafsachen Vo r schläge des 
Stadt s chul rates für Wien ,  des 
Wiener Jugendamtes und der Wiene r 
Jugendger i chtshi l fe ein . D i e  P r äs i ­
denten de r übr igen mit Jugendstraf­
sachen be faßten Ge r ichtshö f e  e r ster  
Instanz holen Vorschl äge der L an­
des schulbehörde ( de s  Lande s s chul ra­
te s ) , des  Lande s j ugendamtes ,  wenn 
s ich am Sitz  des Gerichtsho fes  e i n  
städti s ches Jugendamt be f i nde t ,  
auch von diesem,  und al lenf a l l s  von 
we i teren,  durch Ve rordnung zu be­
zeichnenden Stel len ein . 

( 3 )  D ie  Vo r s chläge haben Vo r - und 

Fam i l iennamen ,  Geburtsdatum , Wohn­

ans ch r i f t  und Be rufsbe z e ichnung der 

namhaft gemachten Personen zu  ent-

halten . 
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B isherige Fassung : 

§ 44 . ( 1 ) D i e  Jahres l iste wird von 
Komm i s s ionen zusammengeste l l t ,  die 
aus dem P r äs identen des mit  Jugend­
s achen befaßten Ger i chtsho fes  
e r s te r  I ns tanz oder seinem S te l l ­
ve rtreter a l s  Vor s i tzendem und j e  
einem Ver treter der nicht z u  den 
Jus t i zbehörden gehörigen Stel len 
bes tehen,  von denen Vor schl äge ein­
zuholen s ind . 

( 2 )  D i e  Komm i s s ionen ents che i den 
mit  Stimmenmehrhei t .  S ie s ind be­
s chlußfähig,  wenn auße r dem Vo r s i  t­
zenden mindes tens zwei Vertrauens­
personen anwesend s ind . 

§ 4 5 .  ( 1 )  Bei der Bi ldung der Jah­
res l i s te für Jugendsachen f i nden 
die Vo r schr i ften des § 2 9  Abs . 2 
b i s  5 und 7 dem Sinne nach m i t  der 
Maßgabe Anwendung, daß in  die 
Hauptl i s te mindes tens um die Häl fte 
mehr Personen aufgenommen we rden 
sol len,  a l s  nach der voraus s ichtl i ­
chen Anzahl von Verhandlungen vor 
den Geschwornen- und Schöffenge­
r i chten in  Jugendsachen e r fo rde r ­
l i ch s i nd ,  wenn j eder Ges chwo rne 
oder Schöf fe an zwanz ig Verhand­
lungstagen zum Dienste herange zogen 
wird . 

( 2 )  D ie  Jahre s l i ste für Jugendsa­
chen i s t vor der allgemeinen Jah­
re s l i s te zu bi lden . Dar in aufgenom­
mene Personen dür fen in die allge ­
me ine Jahres l i ste nicht eingetragen 
we rden . S ind s i e  in der Url i s te 
enthal ten, so  i s t  in dieser  die 
Aufnahme i n  die Jahres l i s te für 
Jugends achen zu vermerken . 

( 3 )  Der Präsident des Jugendge­
r i chtshofes in  Wien hat die Jahres­
l i s te für  Jugendsachen ohne Ve r z ug 
dem Präs identen de s Landesge r i chtes 
für Strafsachen Wien zu übersenden . 

2 1 2 9H/ 2 1 30H  

Vorgeschlagene Fas sung : 

( 4 )  D ie  Jahrese rgänzungs l i s te ent­
häl t  die in der näheren Umgebung 
des Amtsgebäudes des Geri chtshofes 
wohnenden, in  die Vor s chläge aufge­
nommenen Personen , die Jahreshaupt­
l i s te alle übr i gen . Näheres  hat der 
Bundesmini s te r  für Jus t i z  durch 
Verordnung zu bestimmen . 
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§ 4 6 .  ( I ) Bei den mit  Jugendsachen 
befaßten Ge r i chtshöfen e rs te r  In­
stanz am S i tze e i ne s  Ger ichtshofes 
zwei te r  Instanz i s t  auch eine be­
sondere Jahre s l i ste von Jugend­
s chöffen für den Ger i chtshof zwe i ­
ter Instanz zusammenzustel len .  

( 2 )  Die Anz ahl  der i n  diese L i s te 
aufzunehmenden Personen hat der 
Präs ident des Ger i chtshofes , dem 
die Bildung der L i ste obl iegt , noch 
vor Einholung de r Vor s chläge durch 
Anfrage beim Präsidenten des Ober ­
l andesgerichtes festzuste l le n .  

§ 47 . D ie Geschwornen und Schö f fen 
für Jugendsachen können auch an 
mehr als  fünf Verhandlungstagen im 
Jahr zum D ienst her angezogen wer ­
den , gegen ihren Wi l len j edoch 
nicht öfte r  als  an zwanz ig Verhand­
lungstagen . 

111 . Bildung der Dienstliste 

§ 4 8 . ( I ) Für 
ehen befaßten 
I ns tanz w i rd 

j eden mit Jugendsa­
Ge r i chtshof e r s ter 

s tatt besonderer 
D ienstli sten für Geschworne und für 
Schöffen nur e ine Diens t l iste 
( Haupt- und E rgänzung s l is te ) der 
Geschwornen und Schöffen in Jugend­
s achen gebi lde t . Im übr igen ge lten 
für die Bildung de r D ienstl i s te die 
allgeme inen Vor s ch r i f ten; doch kann 
die  Dienstl i s te für ein  ganzes Jahr 
angelegt werde n .  

( 2 )  Die 
schöffen 

D iens t l i ste der Jugend­
für den Ge r i chtsho f zwe i -

ter Instanz i s t  spätes tens im 
Dezember für das ganze folgende 
Jahr vom Präsidenten des mit  
Jugendsachen befaßten Ge richtshofes  
e rs ter Instanz nach den allgemeinen 
Vor schr i ften zu b i lde n .  

2 l 2 9H/ 2 130H 

Vorge schlagene Fassung : 

( 5 ) Für das we itere Ver fahren gel ­
ten die Bes timmungen der § §  1 3  b i s  
l 7  s inngemäß m i  t de r Maßgabe , daß 
einheitl i che D iens t l i s ten für Ge­
schwo rene und Schöffen z u  b i l den 
s ind . 
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Bi sherige Fas sung : 

( 3 )  Die Bes timmungen der §§ 3 3  b i s  
4 1  finden dem Sinne nach Anwendung . 

( 4 )  Die  in de r endgült igen Dienst­
l i ste verze ichneten Personen s ind 
in Jugendsachen in de r Re ihenfo lge 
de r Liste zum D ienst a l s  Ges chworne 
ode r al s Schö ffen he ranzuz iehe n ;  
doch muß von de r Re ihenfo l ge de r 
L i s te soweit  abgewichen we rden , al s 
e s  die Vorschr i f ten über  die Zusam­
mensetzung de s Ges chwo rnen- ode r 
de s Schöffenge richtes ( §  2 8  JGG 
1 9 8 8 )  erhe i s chen .  

( 5 )  Die Bes t immungen der §§ 3 6  b i s  
3 8  und 40  ge lten s inngemäß auch für 
den Gerichtshof zweiter  Ins tanz und 
seinen Präs i denten . 

( 6 )  I n  de r Ladung s ind die Jugend­
s chö f fen des Ger ichtsho fes zwe i te r  
Ins tanz auch übe r den i m  § 6 9  Z .  2 
StPO . be zei chneten Aus schließungs ­
grund zu be l ehren . 

C .  Verwendung der Geldstrafen 

§ 4 9 .  Die Be s timmungen de s § 7 
StPO . ge l ten auch für die auf G rund 
dieses  Bunde sgesetzes  ve rhängten 
Ordnungsstrafen . 

2 1 2 9 H/ 2 1 3 0 H 

Vo rge s cr. l agene Fassung : 

Anwendung der Verfahrensgesetze 

§ 1 9 . Sowe i t  i n  die sem Bunde sge s e t z  
nichts ande r e s  be s timmt i s t ,  s i nd 
auf das Ver f ahren de r Verwal tung s ­
behörden nach diesem Bunde sge s e t z  
die Bestimmungen de s Al lgeme i nen 
Verwal tungsve r fahrensgesetzes , auf 
das ger i chtl i che Ve r f ahren die Be­
s timmungen de r Strafpro zeßord­
nung 1 9 7 5  anzuwenden . 
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B i sher ige Fas sung :  

D .  Schluß- und Übergangsbe­
stimmungen 

- 3 7  -

§ 50 . ( 1 )  M i t  dem Inkrafttreten 
dieses  Bundesgesetzes ve r l i e ren  
alle  dense lben Gegenstand betref­
�enden Gesetze und Verordnungen ,  
sowe i t  s i e  noch i n  Ge l tung s ind , 
ihre Wirksamkei t .  Dies  g i l t  insbe­
sondere vom Gesetz vom 2 6 . Juni 
1 9 4 5 ,  StGBl . Nr . 3 0 ,  übe r die B i l ­
dung vor l äuf ige r  Schö ffen l i s ten i n  
der Fas sung des Bundesge setzes  vom 
1 6 . Mai 1 9 4 6 , BGB L Nr . 8 6 , womi t  
die Geltungsdauer des Gesetzes übe r 
�ie Bildung vo rläuf iger Schö ffen­
l i s ten ver l ängert  wird ( Schöffen­
l i stengesetznove l le ) . 

( 2 )  B i s  zum Abschlus se  der 
L i s tenb i ldung nach den Bestimmungen 
des vor l iegenden Gesetzes s ind 
j edoch die nach dem b i sher igen 
Rechte gebi lde ten Schöf fenl i s ten zu 
verwenden und , fal l s  s i e  vor diesem 
Zeitpunkte e r s chöpft we rden,  auf 
die b isher ige We ise  zu e rgänzen . 

§ 5 1 . ( 1 )  Mit  der erstmal igen B i l ­
dung der Ur l i s ten aufgrund dieses  
Bundesgesetzes  i s t  ohne Ve rzug nach 
seinem I nk rafttreten zu beginne n .  

( 2 )  Die  e r s tmal ige L i s tenbi ldung 
( Ur l isten,  Jahre s l i s ten und D ienst­
l i sten)  i s t  b innen dre i Monaten zum 
Abschluß zu b r i ngen .  

2 12 9H/ 2 1 3 0 H  

Vo rgeschlagene Fas sung : 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 2 0 . ( 3 ) Mit  dem I nkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes t r i tt das 
Bundesge setz  vom 1 3 . Juni 1 9 4 6 , 
BGB l . Nr . 1 3 5 ,  übe r die  B i l dung der 
Geschwornen- und Schö f fen l i s ten  
( Geschwo rnen- und Schöffenl i stenge ­
setz ) in  se ine r  ge l tenden Fassung 
außer K raft . 

( 1 )  D ieses  Bundesgesetz t r i tt m i t 
1 .  Jänne r 1 9 9 1  in  Kraf t .  

( 2 )  D i e  Bestimmungen 
1 3 , 1 8  und 19 treten 
1 .  Jul i  1 9 9 0  in  Kraf t ,  

d e r  §§  1 b i s  
insowe i t  m i t  
a l s · die  Ver -

zeichni sse  und L i s ten für die  Jahre 
1 9 9 1  und 1 9 9 2  be re i t s  auf  Grund 
dieses  Bundesgesetzes zu e r s t e l l en 
s ind . 

( 4 )  Verordnungen auf Grund dieses  
Bundesge setzes  können be r e i t s  von 
dem seine r  Kundmachung fo lgenden 
Tag an e r l as sen we rde n .  S i e  dür fen 
frühe s tens mit  1 .  Jänner 1 9 9 1 ,  s o ­
we i t  s i e  s i ch abe r auf d i e  E r ste l ­
lung der Ve rzeichnisse  und L i sten 
bez iehen ,  frühes tens m i t  
1 .  Jul i 1 9 9 0  in  Kraft treten . 
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- 3 8  -

Bi sher ige Fas s ung : 

( 3 )  Die ersten auf 
Bundesge setzes 
Jahres l i s ten gel ten 
des Jahres  1946  und 
1947 . 

Grund dieses  
gebi l deten 

für den Rest  
für das  Jahr 

( 4 )  D ie  Be freiung vom Schö ffenamte 
nach § 4 ,  Z .  3 ,  anläß l i ch der e r s t -
mal igen L i s tenb i l dung 
dieses  Bundesgesetzes  
den im Abs .  ( 3 )  
Zeitraum . 

auf Grund 
e r fo lgt für 
be ze i chne ten 

§ 5 2 . Sowe i t  in Gesetzen und Ve r ­
o rdnungen auf d i e  Vo r s chriften des 
Gesetzes  vom 2 3 .  Mai 187 3 ,  RGB1 . 
Nr . 1 2 1 ,  betreffend die  Bi ldung der 
Ges chwornen- und Schö f fenl i s ten 

de ren 
Be-

verwiesen wird, treten an 
S te l le die entsprechenden 
stimmungen dieses Bundes gesetzes . 

§ 5 3 . Mi t de r Vol l z iehung dieses  
Bundesgesetzes s ind die  Bunde smini ­
ster ien für I nneres  und für Justi z ,  
j e  nach ihrem Wi rkungs k re i s , be­
traut . 

Vorgeschlagene Fas s ung : 

( 5 )  Ve rwe i s ungen in diesem Bunde s ­
gesetz auf ande re Rechtsvorschr i f ­
ten des Bunde s s i nd al s Ve rwe i s un­
gen auf die j ewe i l s  ge l tende Fas­
s ung zu vers tehen . Wird  in ande ren 
Bundesge setzen auf Be s timmungen 
verwie sen,  an deren Ste l l e  mit  dem 
Inkrafttreten dieses  Bunde sgesetzes  
neue Be stimmungen wi rksam we rden,  
s o  s i nd diese  Ve rwe i s ungen auf  die  
entsprechenden neuen Be stimmungen 
zu bez iehen . 

§ 2 1 .  Mi t der Vo l l z iehung 
Bundesgesetzes s ind betraut : 

1 .  hins icht l i ch de r §§ 

dieses  

1 bis  4 
und 1 9  die Bunde sministe r  für I nne ­
res und für Jus t i z  j e  nach ihrem 
Wirkungsbereich,  
2 .  hins ichtl i ch de r §§ 5 bis  1 1  de r 
Bundesmini s te r  für I nne re s ,  
3 .  hins ichtl ich de r § §  1 2  b i s  1 8  
der Bunde sministe r  für Justi z .  
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